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Editorial

Unser Sommerheft zeigt unterschiedliche Pers-
pektiven auf die gegenwärtige Inflationskrise, die 
Bedeutung von Geld und allgemein den Umgang 
mit den Krisenerscheinungen der Gegenwart. Die 
Autorinnen und Autoren waren allesamt beim Treffen 
des Netzwerks Dreigliederung im vergangenen April. 
So ist dieses Heft ein Spiegel dessen, was im Netz-
werk lebt, während die vorige Ausgabe mit dem 
Schwerpunkt zum Krieg in der Ukraine alleine aus 
der Arbeit des Instituts für soziale Gegenwartsfragen 
entstanden war.

Alle Beiträge dieses Heftes – davon bin ich fest über-
zeugt – sind entstanden aus einer tief empfundenen 
Sorge um die Zukunft von Mensch und Gesellschaft. 
Sie spiegeln wider, was in den verschiedenen Initia-
tiven lebt, die sich im Netzwerk begegnen. Aber die 
auf dem Netzwerktreffen sichtbar gewordenen Dif-
ferenzen zwischen verschiedenen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern (vgl. hierzu den Bericht auf S. 37) 
legen die Frage nahe, wie es mit dem Netzwerk 
Dreigliederung weitergehen wird. Sie soll auf dem 
nächsten Treffen 2024 in den Mittelpunkt gerückt 
werden (siehe Vorbereitungsaufruf auf S. 40).

Die Differenzen liegen heute meinem Eindruck nach 
stärker im Gebiet der praktischen Wirksamkeit in 
der Gesellschaft, also wie man etwas sagt, schreibt, 
welche Bilder man benutzt und welche Bündnispart-
ner man sich sucht. Wir erleben Unterschiede 
zwischen uns, die schwer in einer gemeinsamen 
Sprache zu beschreiben sind, obwohl wir uns 
doch alle als „Dreigliederer” sehen. Reicht es aus, 
sich gegeneitig wahrzunehmen und zu tolerieren, 
oder braucht es heute mehr an Gemeinsamkeit und 
Zusammenarbeit? 

Dieses Heft ist außerdem ein Übergangsheft. Die 
nächste Ausgabe soll im neuen Layout erscheinen. 
Für weitere Informationen möchten wir Sie herzlich 
auf S. 39 neugierig machen, wo auch die finanzielle 
Situation angesprochen wird. Halten Sie uns bei 
diesem komplexen Prozess die Treue!

Eine spannende Lektüre wünscht Ihnen

	 Ihr  
		  Stefan Padberg
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Preisbildung, 
Inflation, Geld

Das Gespenst ist zurück!  - 
Die verschlungenen Pfade 
der Inflation1

André Bleicher

Ein Viertel der deutschen Bevölkerung gab im 
Mai 2022 mehr als zehn Prozent ihres Netto-
einkommens für Energie aus (IW-Kurzbericht 

Nr. 55). Ein Jahr zuvor waren es nur 14,5 Prozent 
gewesen. Unter Energie sind in diesem Wert zusam-
mengefasst: Heizkosten, Warmwasser und Strom. 
Personen und Haushalte, die mehr als zehn Prozent 
ihres Nettoeinkommens für Energie aufbringen müs-
sen, gelten als „energiearm“. 25 Prozent Gesamtan-
teil lassen bereits erahnen, dass Energiearmut nicht 
auf einkommensschwache Haushalte beschränkt ist, 
sondern bis in die Mittelschicht hinein wirkt. 

Doch damit nicht genug, Deutschland bewegt sich 
seit 2022 auf eine Rezession zu: Sinkende Konsu-
mausgaben der unter stark steigenden Preisen äch-
zenden Haushalte sowie abflauender Export haben 
die deutsche Wirtschaft erstmals seit Beginn der 
Corona-Pandemie 2020 in eine Rezession gestürzt. 
Das Bruttoinlandsprodukt schrumpfte von Januar 
bis März um 0,3 Prozent zum Vorquartal. Damit 
ging das zweite Quartal in Folge im Vergleich zum 
Vorquartal zurück. 

Im Folgenden werden – ausgehend von einer 
Begriffsklärung – die in der volkswirtschaftlichen 
Diskussion als maßgeblich geltenden Inflationstrei-
ber betrachtet und die Inflationsursache eingekreist. 
Anhand einer Analyse des Ölpreisschocks von 
1974 werden die Maßnahmen zur Bekämpfung 
durchmustert und die verschlungenen Pfade der 
Inflation dargestellt. Dabei erscheint es wichtig, auf-
zuzeigen, dass Inflationsbekämpfung fatalerweise 
nach überkommenen Rezepten erfolgt, obwohl die 
Empirie eindeutige Belege für die Inflationsursachen 
und damit Hinweise für eine wirksame Bekämpfung 
liefert. Entlang der jüngsten Debatte wird das Mittel 
der Preis- bzw. Gewinnkontrolle erörtert und ein 
Weg zur assoziativen Gestaltung der Ökonomie 
geöffnet. 

1	  Überarbeiteter Vortrag vom 21. April 2023, Bad Boll; im Unter-
schied zum Vortrag musste aus Gründen der Lesbarkeit das Kapitel zu 
den sozialen Auswirkungen der Inflation ausgespart werden. Einge-
fügt wurde hingegen eine Betrachtung über mögliche Markteingriffe, 
welche das Fenster zu assoziativer Wirtschaft öffnen können. Diese 
konnten beim Netzwerktreffen in Bad Boll aufgrund des geänderten 
Programms nicht mehr behandelt werden. 

Inflation und Deflation: Begriffsklärung

Seit Ende der 1970er Jahre herrscht in der In-
flationstheorie weitgehend Einigkeit darin, die 
Veränderungen des Geldwerts einer Währung an 
den Veränderungen eines adäquat abgegrenzten 
Preisniveaus zu messen. Inflation und Deflation  
wurden seitdem nicht mehr aufgrund einer Ursache 
bestimmt (z. B. als Gewinn- oder Lohndruckinflation, 
Nachfragesoginflation), sondern anhand der Symp-
tome definiert. Inflation wird als dauerhafter Prozess 
eines Preisniveauanstiegs gefasst; unter Deflation hin-
gegen versteht man eine dauerhafte, über Perioden 
anhaltende Reduktion des Preisniveaus. Steigt der 
Verbraucherpreisindex über einen längeren Zeitraum 
um mehr als 2 Prozent, wird dies Inflation genannt.

Beginnen wir mit einem Gedankenexperiment: 
Angenommen, es herrsche Preisstillstand (bzw. -sta-
bilität), also weder Inflation noch Deflation. Dann 
hängt die Entwicklung der Kaufkraft der Bürger von 
der Entwicklung ihrer nominalen Einkommen ab. Die 
nominale Entwicklung ist wegen des unterstellten 
Preisstillstandes identisch mit der Entwicklung ihrer 
realen Einkommen. Steigen die Arbeitseinkommen, 
beispielsweise dank Produktivitätszuwachs, dann 
nimmt die Kaufkraft der Arbeitseinkommen in 
gleichem Umfang zu. Herrscht allerdings Inflation, 
schmälert das die Kaufkraft, weil von den nominalen 
Einkommen weniger gekauft werden kann, also real 
übrig bleibt. Ob die Kaufkraft insgesamt (trotzdem 
noch) steigt, hängt von dem Zuwachs der nominalen 
Einkommen im Vergleich zur Inflationsrate ab. Im 
schlimmsten Fall kann die Kaufkraft trotz nominalen 
Zuwachses der Einkommen sinken, wenn nämlich die 
Inflationsrate höher ist als der Zuwachs. Es kann aber 
auch so kommen, dass die Kaufkraft steigt, obwohl 
die Inflation zwei oder drei Prozent beträgt. 

Herrscht Deflation, ist es umgekehrt: Dann steigt die 
Kaufkraft selbst bei konstanten Nominaleinkommen 
und erst recht bei steigenden Nominaleinkommen. 
Nur wenn die Nominaleinkommen stärker schrump-
fen, als die Preise fallen, sinkt die Kaufkraft. Soweit 
zur reinen Mathematik. Psychologisch fürchtet der 
Konsument Inflation – da dies mit der Erwartung 
eines Kaufkraftverlustes einhergeht.

Der springende Punkt ist, ob und gegebenenfalls 
wie die Entwicklung der Nominaleinkommen mit 
der Preisentwicklung zusammenhängt. Kommen 
beide Größen unabhängig voneinander zustande, 
stellt jede Preissteigerung aus Sicht der Bezieher 
von Arbeitseinkommen ein Ärgernis dar. Wachsen 
die Nominaleinkommen gar systematisch langsamer 
als die Preise, senkt Inflation die Kaufkraft regelmä-
ßig und wird zu Recht als - Verlust an Wohlstand 
wahrgenommen. Nehmen beide Größen hingegen 
ungefähr gleich stark zu, kann es den Beziehern von 
Arbeitseinkommen egal sein, welche Inflationsrate 
gerade herrscht. Sobald jedoch ein gewisses Maß 
an Inflation, etwa ein Wert zwischen 1,5 und 3 Pro-
zent, systematisch mit einem Zuwachs der nominalen 
Arbeitseinkommen von mehr als diesem Wert einher-
geht, dann wäre Inflation geradezu wünschenswert 
in Hinblick auf die Entwicklung der Kaufkraft.

Bleicher: Inflation
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Welche Konstellation ist also zu erwarten? Wenn 
die Wirtschaft brummt, steigen normalerweise die 
Preise, etwa um 2 Prozent. Manchmal sogar ein biss-
chen mehr. Zugleich nehmen die Investitionen und 
damit die Produktivität zu. Wird sie in den nominalen 
Stundenlöhnen zusätzlich zur Zielinflationsrate von 
2 Prozent weitergegeben (etwa, weil die Verhand-
lungsposition der Gewerkschaften in Boomzeiten 
stark ist), dann steigen die Arbeitseinkommen mehr 
als die Preise. Sie nehmen real zu. Mit anderen 
Worten: Die Kaufkraft steigt.

In wirtschaftlich schlechten Zeiten hingegen müssen 
Unternehmen oft Preiszugeständnisse machen. Die 
Preise sinken auf breiter Front, die Inflationsrate 
geht zurück und wird im schlimmsten Fall negativ. 
Das sieht scheinbar gut aus für die Kaufkraft. Aber 
es ist bei weitem zu kurz gedacht. Zugleich neh-
men nämlich die nominalen Stundenlöhne wegen 
schwacher Verhandlungsposition der Gewerk-
schaften wenig oder gar nicht mehr zu. Oder sie 
sinken sogar (Die Lohnsumme aller Beschäftigten, 
also das Produkt aus Stundenlohn und geleisteten 
Arbeitsstunden, geht sogar dann zurück, wenn die 
Stundenlöhne konstant bleiben, nämlich für den 
Fall, dass die Arbeitslosigkeit steigt. Dass das in 
Rezessionen geschieht, liegt auf der Hand). Das 
heißt, den Belegschaften nützen die sinkenden 
Preise in Sachen Kaufkraft wenig, weil sie auch we-
niger verdienen. Und dass sie weniger verdienen, 
hängt eben gesamtwirtschaftlich damit zusammen, 
dass bei schlechter Konjunktur die Investitionen 
zurückgefahren werden und damit die Produktivität 
auch weniger oder irgendwann gar nicht mehr 
steigt. Daher fürchten zumindest Unternehmen die 
Deflation mehr als die Inflation – da diese ihnen 
wegen sinkender Umsätze die Grundlage für ihr 
Geschäftsmodell entzieht. 

Die Entwicklung der Kaufkraft hängt also nicht iso-
liert von Inflation und Deflation ab. Die nominalen 
Einkommen sind niemals als eine gegebene Größe 
anzusehen, von der für die Beschäftigten mehr übrig 
bleibt, wenn obendrein Deflation herrscht. Nein, 
Deflation beeinflusst bereits die Entstehung der No-
minaleinkommen, und zwar negativ. Die Theorie und 
erst recht die Empirie liefern das Ergebnis, dass bei 
Deflation die Kaufkraft fällt. Bei mehr oder weniger 
stabiler Inflation in einer Größenordnung von 2 oder 
3 Prozent hingegen steigt die Kaufkraft in aller Regel. 
Bei wachsender Inflation ist das selbstverständlich an-
ders, da ist es mit dem Zuwachs der Kaufkraft schnell 
vorbei, weil die Preise an den Nominaleinkommen 
vorbei galoppieren. 2022 hat die Inflationsrate die 
Einkommenszuwächse übertroffen – somit hatten wir 
es mit Einkommensverlusten zu tun. Das Gespenst der 
Inflation ist zurückgekehrt.

Diagnose (zu Beginn) unstrittig: 
Angebotsinflation 
Lange Zeit schien es so, als gäbe es keine Inflation 
mehr. Der plötzliche starke Anstieg seit Anfang 2022 
des für die Kaufkraft der privaten Haushalte entschei-

denden Verbraucherpreisindexes hat nicht nur die 
Politik, sondern auch die beratende Wirtschaftswis-
senschaft überrascht. In den 15 Jahren davor lag die 
Inflationsrate im Durchschnitt bei 1,5 Prozent. Nur in 
wenigen Jahren wurde seit 1995 die Zielinflationsrate 
der Europäischen Zentralbank mit 2 Prozent gestreift. 
Es gab Jahre, da bewegte sich die Inflationsrate in 
der Nähe der Nulllinie und einige Quartalswerte 
verzeichneten sogar eine Minusinflationsrate. Die 
Sorgen vor einer gesamtwirtschaftlich gefährlichen 
Deflation, die zu Produktionseinbrüchen auf breiter 
Front führen würde, machten die Runde. 2021, nach 
dem ersten Jahr der Corona-Krise, stieg der Verbrau-
cherpreisindex über die Zielinflationsrate von 2 auf 
3,1 Prozent hinaus. Im Durchschnitt des Jahres 2022 
erreichte die Inflationsrate schließlich 6,9 Prozent. Der 
monatliche Höhepunkt (gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahresmonat) wurde mit 8,8 Prozent im Oktober 
und November letzten Jahres erreicht. Danach re-
duzierte sich der Kaufkraftverlust ein wenig. Nach 
vorläufiger Berechnung konnte im Mai ein Rückgang 
auf 6,1 Prozent verzeichnet werden. Im Durchschnitt 
der Prognosen wird im laufenden Jahr 2023 mit einem 
Inflationsanstieg um 6 Prozent gerechnet.

Die Ursache der ausgelösten Inflationsdynamik ist 
kaum strittig. Abgesehen von einigen Sonderef-
fekten durch das erste Corona-Krisenjahr sind die 
Inflationstreiber die Energiepreise. Steigende Nah-
rungsmittelpreise kamen hinzu. Im September 2022 
erreichten die Preise für vorwiegend aus dem Ausland 
importierte Energie der privaten Haushalte (Energie 
und Kraftstoffe) mit 43,9 Prozent (gegenüber dem 
Vorjahresmonat) ihren Höchstwert. Im Dezember kam 
eine weitere Preissteigerung von 24,4 Prozent hinzu. 
Gegenüber 2019, dem Vorjahr der Corona-Krisen-
jahr, stieg der Erdgaspreis im Dezember 2022 um 
53,5 Prozent. Durch die vorwiegend importierten 
Energiepreise wurde ein die gesamte Inflation trei-
bender Angebotsschock ausgelöst. Ursache ist zum 
einen der Krieg der Russischen Föderation gegen die 
Ukraine, auf den mit einer politisch gewollten Embar-
gopolitik im Bereich von bisher billigem Erdgas, aber 
auch durch russlandseitige Lieferstopps geantwortet 
wurde. Hinzu kommen die spürbar gewordenen 
Lieferkettenunterbrechungen durch die Corona-Krise,  
auch im Bereich der industriellen Produktion, insbe-
sondere bei Produkten aus China infolge rigoroser 
Quarantänemaßnahmen. 

Bereits die Corona-Krise hat über Nacht die grund-
legenden Risiken der Globalisierung durch eng 
getaktete Lieferketten offengelegt. Am Ende haben 
die Preiserhöhungen der Importe die Preise der in-
ländischen Erzeugerindustrie nach oben getrieben. 
Großteils wurden sie auf die Produktion der Waren 
für die privaten Haushalte abgewälzt. Zur Wahr-
heit gehört auch: Unternehmen haben in einigen 
Wirtschaftsbereichen die allgemeine Tendenz der 
Inflation genutzt, ihre Gewinne deutlich auszuweiten. 
Mit Marktmacht ausgestattete Unternehmen haben 
die allgemeine Inflationstendenz genutzt, durch exzes-
sive Preiserhöhungen Zusatzgewinne zu realisieren 
(Weber und Wasner 2023; Böckler Impuls 2023).2

2	  Aufschlussreich hierzu das IMK-Forum (Institut für Makroöokono-

Bleicher: Inflation
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Was lehrt der Blick in 
die Vergangenheit?
Nach Jahrzehnten nahezu ungebremsten Wachs-
tums gerieten die westlichen Industrieländer 1973 in 
die bis dahin schwerste Wirtschaftskrise nach dem 
zweiten Weltkrieg, die zudem durch ein gleichzei-
tiges Auftreten von Rezession und Inflation (bekannt 
als Stagflation) gekennzeichnet war. Auslöser der 
Krise war der Ölboykott der wichtigsten ölprodu-
zierenden Länder, verbunden mit einer drastischen 
Preiserhöhung für Rohöl (ausführlich hierzu Gödde 
1998 und Flassbeck, Horn und Zwiener 1992). Der 
Ölpreisschock beeinflusste nahezu die gesamte 
Ökonomie, da Öl als Vorprodukt in alle Wertschöp-
fungsketten eingebunden war. Wenn der Preis eines 
importierten Vorprodukts einmalig stark steigt, ver-
schlechtern sich die Terms of Trade (das Verhältnis 
der Export- zu den Importpreisen). Das bringt (wie 
ein Rückgang der Arbeitsproduktivität) einen Real-
einkommensverlust für die gesamte Volkswirtschaft 
mit sich. Denn die Preissteigerung beim Vorprodukt 
arbeitet sich mehr oder weniger rasch bis zu den 
Endprodukten durch, in die es eingeht. Da Erdöl 
ein extrem wichtiges Vorprodukt für viele Bereiche 
ist, waren damals die Endproduktpreise auf breiter 
Front von den Ölpreisschocks betroffen. Vollziehen 
die Endproduktpreise einen Sprung nach oben, 
während sich an der realen Produktion nichts weiter 
ändert, nimmt das Realeinkommen ab: Die Volkswirt-
schaft muss wohl oder übel einen Teil ihrer realen 
Wirtschaftsleistung an die Länder abtreten, die sich 
zum Ölpreiskartell zusammengeschlossen haben. 
Zumindest kurzfristig kann sie dieser ‚zwangsweisen’ 
Umverteilung ins Ausland nicht ausweichen.3

Die Ölrechnung, die der Konsument zu zahlen hat, 
wird bei steigenden Preisen umso höher, je weniger 
er (kurzfristig) in der Lage ist, Öl einzusparen. Ent-
sprechend weniger bleibt vom Budget für die Nach-
frage nach anderen Gütern übrig. Die Konsumenten 
in den Industrieländern zahlten für die gleiche 
Menge Öl jetzt deutlich mehr als vorher. Folglich 
musste man damit rechnen, dass die Verbraucher 
in den Konsumentenländern weniger für andere 
Güter (auch zu Hause produzierte Güter) ausgeben 
würden, die auf ihrer Einkaufsliste standen. Das wäre 
für sich genommen ein negativer Nachfrageeffekt, 
den der Angebotsschock auslöst. Will man ihn und 
die sich womöglich daraus ergebenden Arbeits-
platzverluste verhindern, müsste er mit expansiver 
Nachfragepolitik ausgeglichen werden. 

mie und Konjunkturforschung) mit Wirtschaftsminister Robert Habeck, 
DGB-Chefin Yasmin Fahimi, dem IMK-Direktor Sebastian Dullien sowie 
der Wirtschaftswissenschaftlerin Isabella Weber und Jens Ulbrich von 
der Deutschen Bundesbank. Link: https://www.boeckler.de/de/pod-
casts-22421-rueckblick-auf-das-imk-forum-2023-49470.html
3	  Übrigens hängt es vom Grad des Wettbewerbs zwischen den 
Unternehmen ab, wie schnell sich die Preissteigerung des Vorprodukts 
bis zu den Endprodukten durchfrisst, und zwar genau andersherum, als 
der Laie vermutet: Je härter der Wettbewerb, desto schneller kommt es 
zu Preissteigerungen. Das liegt daran, dass in einem starken Wettbe-
werbsumfeld alle Anbieter ihre Preise von vornherein knapp kalkulieren 
müssen. Daher ist der Markup, der auf die Stückkosten als Gewinnkom-
ponente dazu kalkuliert wird, tendenziell klein. Infolgedessen muss eine 
Preissteigerung von Vorprodukten rasch an die Kunden der Endproduk-
te weitergereicht werden und kann kaum teilweise und schon gar nicht 
komplett durch eine Stückgewinnminderung abgepuffert werden.

Das klingt alles undramatisch und ist es auch. 
Dramatisch wurde es nur infolge der vielfältigen 
Fehleinschätzungen der Masse der Ökonominnen 
und Ökonomen. Hier die drei wichtigsten Irrtümer: 
Zunächst wurden im Licht der neoklassischen Pro-
duktionstheorie gewaltige Verzerrungen befürch-
tet, weil eine wichtige Vorleistung, die man nicht 
schnell ersetzen konnte, plötzlich wesentlich mehr 
kostete. Von Rationierungsszenarien war die Rede. 
Dabei gab es keine physische Knappheit von Öl, 
der Rohstoff war nur teurer als zuvor, und die Öl 
verbrauchenden Unternehmen wälzten das in den 
Preisen weiter.

Keynesianer forderten nun, dass die Nachfragelücke 
mit expansiver Fiskalpolitik (zusätzlichen Staatsaus-
gaben) geschlossen werden müsse. Das wurde sogar 
umgesetzt, aber die Wirkung verpuffte weitgehend, 
da die Fiskalpolitik auf eine sie konterkarierende 
Geldpolitik traf – doch gemach. Zunächst traten 
1974 weltweit die Gewerkschaften auf den Plan 
und forderten, dass ein Erfolg, den sie in Zeiten der 
Vollbeschäftigung durchgesetzt hatten, nämlich die 
quasi-automatische Anpassung der Nominallöhne 
an die Inflationsrate, auch in Zeiten einer Angebot-
sinflation umgesetzt werden müsse. Nun wurde es 
tatsächlich gefährlich. Man muss sich vergegenwär-
tigen, dass unmittelbar vor der Ölpreisexplosion in 
den Industrieländern Vollbeschäftigung herrschte. 
Die Gewerkschaften hatten fast überall durchge-
setzt, dass es eine automatische Anpassung der 
Nominallöhne an die tatsächliche Inflationsrate 
gab. Die Indexierung der Löhne war üblicherweise 
rückwärtsgewandt (backward-looking indexation). 
Das heißt, die Inflationsrate der Vorperiode wurde 
mit zum Maßstab der Nominallohnerhöhung in der 
Gegenwart gemacht. Das ist bei einem negativen 
Angebotsschock mehr als problematisch, weil da-
mit aus einer einmaligen Preiserhöhung (wie dem 
Ölpreisschock) eine Erhöhung der Inflationsrate 
wird. Die Gewerkschaften (und vorneweg der öf-
fentliche Dienst mit seinem Gewerkschaftsführer 
Heinz Kluncker) waren wild entschlossen, sich den 
Realeinkommensverlust durch die (eigentlich ein-
malige) höhere Preissteigerungsrate aufgrund des 
Ölpreisschocks wieder zurückzuholen. So ertrotzten 
die Gewerkschaften 1974 für den öffentlichen Dienst 
eine Tariferhöhung von 11 Prozent. 

Damit war die rote Linie für die Geldpolitik über-
schritten, die angesichts der unmittelbaren Effekte 
der Ölpreissteigerung schon in hoher Alarmbe-
reitschaft gewesen war. Die Geldpolitiker hätten 
wissen müssen, dass es, wie oben beschrieben, 
durch unvernünftige Lohnpolitik zu keiner dauernden  
Inflationsbeschleunigung kommen würde, und vor 
allem, dass die Geldpolitik im Vergleich zu den 
Gewerkschaften immer am längeren Hebel sitzt. Ein 
auf Dauer unerwünscht hohes Niveau der Inflations-
rate kann sie immer nach unten drücken, wenn auch 
auf Kosten des Wachstums und der Beschäftigung. 
Die kurzfristigen Zinsen (Diskontsatz) wurden also 
im Lauf des Jahres 1973 schrittweise auf 7 Prozent 
angehoben (nachdem es kurz zuvor, allerdings bei 
extrem hohen Wachstumsraten, schon ein histo-
risches Hoch bei den Zinsen gegeben hatte) und 
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eineinviertel Jahre auf diesem extrem restriktiven 
Niveau gehalten. Erst im Lauf des Jahres 1975 wurde 
der Diskontsatz wieder auf Werte unter 6 Prozent 
abgesenkt. Die Einkommensentwicklung beruhigte 
sich daraufhin rasch und die Lohnstückkosten sanken 
auf einen Zuwachs von 1,9 Prozent im Jahr 1976. 

Noch mehr aber machte die Bundesbank nervös, 
dass die sozialliberale Regierung immer wieder neue 
Ansätze machte, um via Deficit Spending, also hö-
here Kreditaufnahme, das Wachstum anzukurbeln. 
Das Zukunftsinvestitionsprogramm vom Frühjahr 
1977 war höchst umstritten und galt vielen als key-
nesianisches Teufelszeug und keineswegs geeignet, 
die ‚strukturellen Probleme am deutschen Arbeits-
markt‘, die damals schon in aller Munde waren, zu 
lösen. Als fatal galt in diesen Kreisen auch, dass 
Bundeskanzler Helmut Schmidt bei internationalen 
Treffen die Position akzeptierte, dass Länder mit ge-
ringer Inflation und Leistungsbilanzüberschüssen wie 
Deutschland mehr als andere in Sachen Anregung 
der Konjunktur machen müssten. Als Helmut Schmidt 
sich 1978 im Rahmen der gerade entstehenden G7 
(Gruppe der Sieben, die damals allerdings erst G5 
war) bereit erklärte, mehr für die deutsche Konjunktur 
zu tun, um internationale Probleme lösen zu helfen, 
schritt die Deutsche Bundesbank ein und begann 
einen Zinserhöhungsprozess, der seinesgleichen 
suchte: Sie schraubte den Zins auf ein Niveau von 
7,5 Prozent und beließ ihn dort für geschlagene 
zwei Jahre. Auf diese Weise schlitterte das Land in 
eine Stagflation.

Das war das endgültige Ende des Wirtschaftswun-
ders. Die deutsche Wirtschaft geriet erneut in eine 
schwere Rezession. Die Arbeitslosenquote in Deutsch-
land, die sich gerade auf Werte um die drei Prozent 
zu erholen begonnen hatte, stieg auf den bis dahin 
(politisch) nicht für möglich gehaltenen Wert von über 
7 Prozent. Paradoxerweise hatte genau die Institution 
das Ende des Wirtschaftswunders herbeigeführt, die 
in Deutschland mehr als jede andere bewundert und 
geachtet wurde: die Deutsche Bundesbank. Aber 
nicht, weil es objektiv gute Gründe für ihren Kurs 
gegeben hätte (im internationalen Vergleich war 
Deutschland in Sachen Inflation immer noch klar der 
Musterknabe), sondern weil die Bundesbank glaubte, 
sie müsse nun ein für alle Mal ein Exempel statuieren 
und den Monetarismus4 für die Ewigkeit verankern.

Die Situation einer Angebotsinflation ist also kei-
neswegs singulär. Zu fragen ist, ob die Ökonomen 
des Jahres 2022 aus der Geschichte gelernt ha-
ben. Ein Blick auf die Inflationstheorien erscheint 
notwendig. 

4 Der Monetarismus beschreibt eine Theorie innerhalb der Wirt-
schaftswissenschaften. Diese Theorie lehnt Eingriffe des Staates in die 
Wirtschaft komplett ab und befürwortet hingegen die Steuerung der 
Wirtschaftspolitik durch die Geldmenge. Der Monetarismus stellt in 
gewisser Weise eine Gegenbewegung zum Keynesianismus dar. 

Ein kurzer Überblick über die 
Inflationstheorien im Licht der 
jüngsten Entwicklungen

Die neoklassische und monetaristische Erklärung 
Die am meisten verbreitete Vorstellung zur Inflations-
entstehung beruht auf der Annahme, die Zentralban-
ken hätten ‚zu viel Geld gedruckt‘.5 Diese Vorstellung 
ist in verschiedener Hinsicht problematisch. Zunächst 
umfasst das Bargeld – in Form gedruckter Bankno-
ten – nur einen kleinen Teil der Geldmenge. Der 
größte Teil derselben existiert nur als Giralgeld. Es 
wird heute, im Computerzeitalter, per Mausklick ge-
schaffen und auf Konten verbucht. Das ist aber nicht 
der wesentliche Punkt für die Frage der Inflation. Der 
Kern der genannten Vorstellung ist die Annahme, die 
Geldmenge bestimme das Preisniveau.

Wenn die Geldmenge wächst, steigt das Preisniveau 
und damit die Inflationsrate. Diese Vorstellung bildet 
einen elementaren Baustein der gegenwärtig immer 
noch dominanten ‚neoklassischen Wirtschaftstheo-
rie‘ und wird als ‚Quantitätstheorie des Geldes‘ be-
zeichnet. Sie geht zurück auf den US-Ökonom Irving 
Fisher (1867-1947), wurde später aber prominent 
von dem neoliberalen Vordenker schlechthin vertre-
ten: Milton Friedman (1912-2006). Demnach ist das 
Produkt aus Geldmenge und Umlaufgeschwindigkeit 
des Geldes gleich dem Produkt aus Preisniveau und 
der Menge der gehandelten Waren. Man bemerke: 
Die Geldmenge ist definiert als unabhängige Variab-
le, das Preisniveau dagegen als abhängige Variable. 
Die Inflation entsteht demnach einfach durch eine 
zu starke Aufblähung der Geldmenge (vgl. Bontrup 
und Marquart 2021, S. 767 ff.). In unterschiedlichen 
Varianten wurde diese Theorie etwa von der ‚öster-
reichischen Schule‘ der Nationalökonomie und von 
‚Monetaristen‘ vertreten. Der Zentralbank wird die 
Aufgabe zugeschrieben, durch die Steuerung der 
Geldmenge Inflation zu vermeiden oder wie im Infla-
tionsziel (2 Prozent Inflation) der EZB (Europäischen 
Zentralbank) Erwartungsstabilität zu garantieren. 

Daran ist zunächst die Annahme problematisch, dass 
die gesamte existierende Geldmenge als Zirkulati-
onsmittel, also als Mittel für den Kauf von Waren 
genutzt wird. Ein erheblicher Teil des Geldes erhöht 
die Nachfrage nach Waren nicht, weil er innerhalb 
des Finanzsektors verbleibt, der Zirkulation entzogen 
und gespart wird. Erst wenn dieser Teil tatsächlich 
investiert, also realwirtschaftlich genutzt wird, kann 
er Einfluss auf die Preise haben. Auch hier stellt sich 
die Frage nach dem Verhältnis von Ursache und 
Wirkung: Bestimmt die Geldmenge das Preisniveau, 
oder bestimmt das Preisniveau die Geldmenge? Au-
ßer bei Auktionen und ähnlichen Preisverhandlungen 
steht der Preis der Waren in der Regel fest, bevor 

5 Dass diese Vorstellung gewissermaßen als einzige Inflationstheorie 
zum ökonomischen Weisheitsschatz des Normalbürgers gehört, dürfte 
auch daran liegen, dass sie bei jeder passenden und unpassenden Ge-
legenheit wiedergekäut wird. So bspw. in der ZDF-Talkshow von Mar-
kus Lanz vom 09.09.2022, als der Investor Thelen die Inflation auf die 
Gelddruckerei der EZB zurückführte. Interessant an dieser Sendung war 
jedoch, dass die TAZ-Wirtschaftsredakteurin Ulrike Herrmann vehement 
widersprach und die Vorstellung Thelens als das entlarvte, was sie ist, 
einen unterkomplexen Erklärungsansatz, der die Schuld bequemerwei-
se jedoch immer dem Staat, genauer der Zentralbank zuweist.
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sie verkauft werden. Die Preise werden von den 
Verkäufern, den Unternehmen festgelegt.

Auch in empirischer Hinsicht spricht wenig für die 
Quantitätstheorie und ihren Erklärungsansatz der 
Inflation. In dem Zyklus zwischen der globalen 
Finanzkrise von 2008 - 2009 und der Coronakrise 
ist die Geldmenge in den USA und in der Eurozone 
stark angewachsen, aber die Inflationsraten verharr-
ten auf äußerst niedrigem Niveau. Der Europäischen 
Zentralbank (EZB) gelang es trotz lockerer Geldpoli-
tik nicht, ihre Zielinflationsrate von zwei Prozent zu 
erreichen – die Inflationsrate lag in der Eurozone 
beständig darunter. Ein großer Teil der wachsenden 
Geldmenge floss nicht in die Produktion, sondern ver-
blieb innerhalb des Finanzsektors beziehungsweise 
wurde für den Kauf existierender Wertpapiere und 
Immobilien verwendet. Das trieb deren Preise in die 
Höhe. Auch in den letzten beiden Jahren verhielten 
sich das Geldmengenwachstum und die Inflation 
eher gegenläufig. Das Geldmengenwachstum be-
schleunigte sich 2020 während der ersten Phase der 
Pandemie. Die Staaten versuchten, mit antizyklischen 
Konjunkturprogrammen der Rezession entgegen-
zuwirken. Die Geldpolitik wurde erneut gelockert, 
während Unternehmen und Konsumenten aufgrund 
der Lockdowns ihre Ausgaben einschränken mussten 
und aus Vorsicht eher sparten, also finanzielle Puffer 
anlegten. In den Jahren 2021 und 2022 ging die 
Wachstumsrate der Geldmenge schließlich zurück, 
doch gerade da stieg die Inflationsrate an (Deutsche 
Bundesbank 2023).

Hinzu kommt: Die Annahme, die Zentralbank könne 
die Geldmenge steuern, ist hoch problematisch. Na-
türlich kann die Zentralbank bei einer drohenden De-
flation versuchen, durch Zinssenkungen oder durch 
den Ankauf von Staatsanleihen die Geldmenge zu 
erhöhen, um Investitionen zu erleichtern. Umgekehrt 
kann sie bei steigenden Inflationsraten die Leitzinsen 
erhöhen oder Wertpapiere verkaufen und so versu-
chen, die Geldmenge zu reduzieren. Das Problem ist 
aber, dass sie damit nur indirekt die Kreditschöpfung 
der Geschäftsbanken beeinflussen kann. Denn ob 
Kredite vergeben werden, entscheidet jede Bank au-
tonom. Die Kreditvergabe unterliegt dem Motiv der 
Profitmaximierung, ihre Kalküle werden folglich noch 
von anderen Faktoren als der Zentralbankpolitik 
bestimmt. Umgangssprachlich wurde dieser Befund 
in die Metapher gekleidet, an einem Strick könne 
man zwar ziehen, aber nicht schieben. Genauer: 
Die Wirkungsweise der Zentralbankinterventionen ist 
asymmetrisch. Im Allgemeinen ist es leichter, durch 
Zinserhöhungen die Konjunktur abzuwürgen, als 
umgekehrt in einem durch niedrige Profitraten und 
deflationäre Tendenzen geprägten Umfeld durch 
Zinssenkungen die Banken zu einer stärkeren Kre-
ditvergabe an die Unternehmen zu animieren und 
damit eine Ausweitung der Produktion anzustoßen. 
Wenn keine Kredite nachgefragt werden, weil das 
wirtschaftliche Umfeld schwierig ist, kann eine Bank 
auch keine zusätzlichen Kredite vergeben. Die 
Erhöhung der Leitzinsen verteuert dagegen Kredite 
und schränkt die Gewinnaussichten von Investitionen  
entsprechend ein. Sie bremst die Ausweitung des 
Angebots und drückt damit die Preise. Das gilt als 

die Standardmethode der Zentralbanken, um hohen 
Inflationsraten entgegenzuwirken. Dabei werden 
unter Umständen eine Rezession und steigende 
Arbeitslosigkeit in Kauf genommen.

Lohn-Preis-Spirale
Eine weitere verbreitete Inflationstheorie ist die der 
Lohn-Preis-Spirale, die auch von ökonomischen 
Keynesianern vertreten wird. Demnach vermag 
ein übermäßiger Anstieg der Löhne eine Inflation 
zu verursachen. Steigende Löhne würden höhere 
Produktionskosten bedeuten und diese würden von 
den Unternehmen auf die Preise überwälzt. Daraus 
folgt wirtschaftspolitisch die Forderung, das Lohn-
wachstum einzudämmen, wenn es das Wachstum 
der Arbeitsproduktivität übersteigt. Es ist nahelie-
gend, dass die Theorie der Lohn-Preis-Spirale den 
Kapitalinteressen entspricht. In theoretischer Hinsicht 
ist zweifelhaft, ob die Unternehmen wirklich in der 
Lage sind, unter den Bedingungen von Konkurrenz 
steigende Lohnkosten auf die Preise abzuwälzen 
oder ob sinkende Profitraten nicht vielmehr die Folge 
steigender Löhne sind. Des Weiteren stellt sich die 
Frage, ob Unternehmen nicht dadurch auf steigen-
de Löhne reagieren, dass sie Arbeitskräfte durch 
Maschinen ersetzen oder Investitionen ins Ausland 
verlagern, um die von ihnen zu zahlende Lohnsum-
me zu reduzieren. Rationalisierungsinvestitionen 
könnten zu steigender Arbeitslosigkeit führen, die 
Verhandlungsmacht der Gewerkschaften schwächen 
und so den Lohnanstieg begrenzen. Die Frage ist, 
ob es überhaupt zu einer Lohn-Preis-Spirale kommt. 
In jedem Fall könnten nur Lohnsteigerungen, die 
über das Produktivitätswachstum hinausgehen, zu 
steigenden Inflationsraten führen. Ob sie eher zu 
sinkenden Profitraten, Ausweichstrategien bei den 
Investitionen oder zu steigender Inflation führen, 
dürfte von den Konkurrenzbedingungen abhängen. 
Außerdem stellt sich auch hier die Frage der Kau-
salität: Hohe nominale Lohnsteigerungen könnten 
eher eine Folge hoher Inflationsraten sein als deren 
Ursache. Außerdem ergeben sich Kostensteigerun-
gen bei den Unternehmen nicht nur durch steigende 
Löhne, sondern auch durch steigende Ausgaben für 
Produktionsmittel. Dieser Gesichtspunkt dürfte der 
für die gegenwärtigen Preissteigerungen relevantere 
sein, wenn wir etwa an die steigenden Preise fossiler 
Energieträger denken.

Ein Blick auf die tatsächliche Einkommensent-
wicklung in Deutschland zeigt, dass die nominale 
Lohnsumme zwischen 2013 und 2019 im Durch-
schnitt jährlich um 4,25 Prozent (Destatis 2022) 
wuchs. Der ‚harmonisierte Verbraucherpreisindex‘ 
(Destatis 2022), das gängigste Maß für die Infla-
tionsrate, stieg in diesem Zeitraum im Durchschnitt 
nur um 1,15 Prozent pro Jahr. Die Reallöhne, die 
sich aus der Differenz zwischen Nominallöhnen und 
Inflationsrate ergeben, stiegen demnach in dieser 
Periode durchschnittlich um mehr als drei Prozent 
pro Jahr. Die Inflation blieb trotz des deutlichen 
nominalen Lohnanstiegs niedrig. In der Corona-Krise 
2020 verminderte sich die nominale Lohnsumme um 
0,24 Prozent. Der Verbraucherpreisindex stieg um 
0,4 Prozent. Die Lohnabhängigen erlitten also einen 
Reallohnverlust von 0,64 Prozent. 2021 stieg die 
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nominale Lohnsumme gegenüber der geschrumpften 
Ausgangsbasis des Vorjahres um 3,5 Prozent; die no-
minale Lohnsteigerung lag damit deutlich unter den 
Lohnsteigerungen der Jahre 2013 bis 2019. Ihr stand 
nun allerdings ein Anstieg des Verbraucherpreisinde-
xes um 3,2 Prozent gegenüber. Real gewannen die 
Lohnabhängigen also nur 0,3 Prozent an Kaufkraft. 
Im Jahr 2022 wuchsen die Nominallöhne um 5,5 
Prozent, der Verbraucherpreisindex stieg jedoch um 
8,7 Prozent. Die Lohnabhängigen erlitten im Durch-
schnitt also einen Reallohnverlust von 3,2 Prozent. 
Das Beispiel zeigt, dass es keine klare Korrelation 
von Lohnsteigerungen und Inflation, keine simple 
‚Lohn-Preis-Spirale‘ gibt. Vielmehr sind in bestimmten 
Phasen der kapitalistischen Entwicklung Reallohn-
steigerungen möglich, während die Inflation gering 
bleibt. In der gegenwärtigen Phase beschleunigter 
Inflation dagegen konnten die nominalen Lohnstei-
gerungen den Preisanstieg nicht kompensieren – die 
Lohnabhängigen verloren erheblich an Kaufkraft.

Kostendruck-Inflation
In der öffentlichen Diskussion in Deutschland wird 
teilweise die Auffassung vertreten, die hohen Infla-
tionsraten seien im Wesentlichen eine Folge des 
Krieges in der Ukraine und der damit verbundenen 
Sanktionen des „Westens” gegenüber Russland 
sowie der Gegensanktionen Russlands gegenüber 
dem „Westen”. Das ist nur teilweise richtig. Die Preise 
für fossile Energieträger wurden sicherlich durch den 
mengenmäßigen Rückgang der Exporte Russlands 
in die Höhe getrieben, ebenso wie die Getreide-
preise durch den Einbruch der Lieferungen aus der 
Ukraine und Russland6. Der Blick in die Statistiken 
zeigt aber, dass die Inflationsraten bereits 2021, 
also vor der Eskalation des Kriegs in der Ukraine zu 
steigen begannen. Der Anstieg der Inflationsraten 
setzte in den USA etwas früher ein als in der EU. In 
den USA lag der Anstieg des «harmonisierten Ver-
braucherpreisindexes» gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahresmonat im März 2021 bei 2,8 Prozent, im 
April bei 4,8, im Mai bei 5,9, im Juni bei 6,3 und 
im Dezember bei acht Prozent. In der EU lag der 
Anstieg des ‚harmonisierten Verbraucherpreisin-
dexes‘ erstmals im Mai 2021 mit durchschnittlich 
2,2 Prozent über der Zielinflationsrate der EZB. Er 
kletterte dann im Dezember 2021 auf 5,3 Prozent. 
Dass die Entwicklung der Inflation in der EU derje-
nigen in den USA mit einiger Verzögerung folgte, 
verweist einmal mehr darauf, dass die USA weiter-
hin das dominierende Zentrum der kapitalistischen 
Weltwirtschaft und insbesondere der Schrittmacher 
im atlantischen Raum sind.

Im März 2022 stieg der Verbraucherpreisindex in 
den USA um 9,8 Prozent gegenüber dem Vorjahres-
monat, in der EU um 7,8 Prozent. Ihren vorläufigen 
Höhepunkt erreichte die Inflationswelle in den USA 
bereits im Juni 2022 mit einem Anstieg des Verbrau-
cherpreisindexes um 10,1 Prozent, in der EU erst im 
Oktober 2022 mit einem Anstieg um durchschnitt-
lich 11,5 Prozent. Der Einfluss des Krieges auf die 
Inflationsrate machte sich offenbar in der EU stärker 

6 Dies ergibt sich aus den Daten der National Income and Product Ac-
counts (NIPA) des Bureau of Economic Analysis (BEA) und von Eurostat.

bemerkbar als in den USA. Dort war der – auch 
durch die Konjunkturpakete der US-Regierung ge-
förderte – starke Anstieg der Nachfrage nach der 
Rezession von 2020 von größerer Bedeutung. Er 
konnte nicht durch eine entsprechende Ausweitung 
der Produktion gedeckt werden. In der EU spielte 
in erster Linie die Energiekrise eine zentrale Rolle 
und hier insbesondere der Anstieg der Gaspreise.

Russland wird beschuldigt, bereits 2021 die Gasliefe-
rungen in die EU verknappt zu haben, um den Druck 
für die Genehmigung der Nord Stream 2-Pipeline zu 
erhöhen (Umbach 2022, S. 46ff.). Die Gaspreise an 
den zentralen Hubs in der EU beziehungsweise an 
den Spotmärkten kletterten nach der Eskalation des 
Krieges auf astronomische Höhen. Die Gaspreise 
stiegen zwar auch in den USA an, aber bei weitem 
nicht so extrem. Der Gaspreis lag in den USA auf 
dem Höhepunkt des Preisanstiegs im Sommer 2022 
immer noch unter dem Niveau, das er bei früheren 
Höhepunkten im Jahr 2005 oder im Sommer 2008 
hatte. Ähnliches gilt im Übrigen für den Rohölpreis, 
der auch in der EU nicht ganz so stark wie der 
Gaspreis gestiegen ist. Festzuhalten ist außerdem, 
dass der bloße Anstieg der Preise für fossile Energien 
die steigenden Inflationsraten nicht allein erklären 
kann, auch wenn fossile Brennstoffe für viele nach-
gelagerte Industriebereiche ein wesentlicher Input 
sind. Hinzu kommen Unternehmensstrategien zur 
Erhöhung der Gewinnmargen: Engpässe in der Ver-
sorgung mit Vorprodukten, die zunächst die Kosten 
der Unternehmen erhöht hatten, dienen zunehmend 
als willkommene Anlässe, um höhere Preise – und hö-
here Profitmargen – zu rechtfertigen. Das geschieht 
auch aufgrund sich verschärfender Lieferengpässe 
und der weltwirtschaftlichen Entwicklung.

Möglicherweise haben die öffentlichen Diskurse 
in Bezug auf die Klimapolitik zu einer gewissen 
Umorientierung der Finanzinvestoren geführt. Wie 
nachhaltig diese ist, bleibt abzuwarten. Fakt ist, dass 
die weltweiten Investitionen in die Produktion fossiler 
Brennstoffe laut den Daten der Internationalen Ener-
gieagentur von 905 Milliarden US-Dollar in 2018 auf 
873 Milliarden im Jahr 2019 und auf 671 Milliarden 
im Pandemiejahr 2020 gesunken sind. Danach 
stiegen sie zwar wieder an, lagen jedoch 2022 mit 
852 Milliarden US-Dollar sogar unter dem Niveau 
der Jahre 2015 bis 2019. Der zeitliche Zusammen-
hang von Inflation und dem – aus ökologischer 
Perspektive unbedingt notwendigen – Rückgang der 
Investitionen in die Produktion fossiler Energieträger 
verweist auf die enormen Herausforderungen und 
Risiken bei der angestrebten ‚Dekarbonisierung‘ der 
Wirtschaft (Durand 2021). Wenn die Produktion 
erneuerbarer Energien nicht ausreicht, um Engpässe 
in der Energieversorgung zu vermeiden oder wenn 
beispielsweise die für den ‚grünen Kapitalismus‘ not-
wendige Produktion von Metallen nicht ausreichend 
gesteigert werden kann, ist auch zünftig ein Anstieg 
der Inflationsraten zu erwarten.

Zwischenfazit
Die auf der Quantitätstheorie des Geldes beruhende 
monetaristische Inflationstheorie und die auch von 
Keynesianern vertretene Lohndrucktheorie können 
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den jüngsten Anstieg der Inflationsraten nicht er-
klären. Die Inflation lässt sich weder auf eine zu 
starke Ausweitung der Geldmenge noch auf einen 
zu starken Anstieg der Löhne zurückführen. Plau-
sibler ist, dass die Störungen der internationalen 
Lieferketten im Zuge der Pandemie zu der Inflation 
beigetragen haben und dass die 2020 durch die 
Pandemie stark eingeschränkte Produktion nicht mit 
dem Aufschwung der Nachfrage 2021 mithalten 
konnte. Zum Anstieg der Preise fossiler Energieträger 
haben vermutlich auch der Rückgang der Investiti-
onen in diesem Sektor und die Einschränkung der 
Gaslieferungen durch Russland im Sommer 2021 im 
Zuge des Konflikts um die Pipeline Nord Stream 2 
beigetragen. Insbesondere die Preise für Energie und 
Nahrungsmittel wurden dann durch die Eskalation 
des Krieges in der Ukraine sowie die Sanktionen des 
Westens und die Gegensanktionen Russlands weiter 
in die Höhe getrieben. Es handelt sich wiederum um 
eine Angebotsinflation!

Therapie: die falsche Medikation

Die Erzählung einer geldmengeninduzierten Inflati-
on, an die sich bevorzugt neoliberale und neoklas-
sische Ökonominnen und Ökonomen klammern, 
scheint wissenschaftlich aufgrund aktueller Studien 
und Erkenntnisse nicht haltbar. Ein wenig hoffnungs-
voll stimmt, dass sich selbst in den Führungsetagen 
der EZB und FED (Federal Reserve) die Ansicht durch-
zusetzen scheint, dass die aktuelle Geldentwertung 
nicht durch eine zu hohe Geldmenge, sondern durch 
angebotsseitige Schocks ausgelöst wird (Panetta 
2023). Im Klartext: Die Preiserhöhungen im Energie- 
und Nahrungsmittelsektor sind für die gegenwärtige 
Geldentwertung verantwortlich – nicht die lockere 
Geldpolitik der Zentralbanken. Daraus ergibt sich 
notwendig, dass Geldpolitik nicht der Schlüssel zur 
Bekämpfung der Preissteigerungen sein kann und 
es anderer Instrumente zum Bremsen der Geldent-
wertung bedarf. 

Festzuhalten ist: Je stärker sich die durch die impor-
tierten Angebotspreise getriebene Inflationsdynamik 
verfestigte, desto vehementer fixierte sich die poli-
tische Interpretation der Inflation durch die EZB auf 
die binnenwirtschaftliche, also hausgemachte, Verur-
sachung, indem etwa von ‚Zweitrundeneffekten‘ ge-
sprochen wird – die es so gar nicht gibt. Daran trägt 
die EZB ein gerüttelt Maß Schuld. Als angesichts der 
steigenden Inflation die geldpolitische Zurückhaltung 
der EZB kritisiert wurde, versäumte diese, offensiv 
zu erklären, dass Geldpolitik gegenüber einem In-
flationsimport aufgrund gestiegener Rohstoffpreise 
nicht wirksam vorgehen kann. So problematisch 
es sein mag, die eigene Ohnmacht einzugestehen 
und sich damit ein Stück weit zu entzaubern, so 
fatal waren die Wirkungen des nachhallenden 
Schweigens. Als sich in der öffentlichen Meinung 
die Auffassung durchsetzte, die EZB sei für die 
starke Inflationsdynamik ursächlich verantwortlich, 
sah sich die EZB-Leitung zu einem tiefgreifenden 
Politikwechsel veranlasst. Ohne Beweisführung 
wurde ein Begründungswechsel von einer exogenen 

und importierten Angebotsinflation zu einer sich 
selbstverstärkenden endogenen Nachfrageinflation 
vollzogen. Während des letzten Jahres erfolgte eine 
monetaristisch geprägte Politik der Bekämpfung der 
Inflation nach folgenden Muster:

Die EZB erklärte sich nun für die Einhegung der 
Inflation verantwortlich. Die Folge war die bis heute 
in sieben Schritten vollzogene Zinswende seit Ende 
Juli 2022 mit dem Ziel, die binnenwirtschaftliche 
Nachfrage zu verringern. Ohne Rücksicht auf die 
gesamtwirtschaftlichen Belastungen durch nachfra-
gebedingte Produktionseinbrüche gewann der mone-
taristische Trugschluss wieder die Oberhand. Immer 
wenn Inflation vorherrsche, müsse die Notenbank 
durch Verteuerung und Verknappung des Geldes 
reagieren. Die auf breiter Front steigenden Preise und 
damit die anhaltend hohe Inflation werden jetzt einer 
gegenüber dem Angebot überschüssigen monetä-
ren Nachfrage zugerechnet. Propagiert wird nun 
eine monokausale Erklärung der Inflation, die der 
Geldpolitik einzig und allein die Aufgabe zuweist, 
Inflation zu bekämpfen. Der Preis des Geldes, der 
Leitzins, zu dem sich die Banken bei der Notenbank 
im Rahmen von Refinanzierungsgeschäften zeitlich 
befristet Liquidität besorgen können, wird erhöht. 
Zugleich wird die angebotene Geldmenge, die 
seit Jahren durch den Ankauf von Anleihen der 
Staaten im Eurosystem auf knapp fünf Billionen 
Euro zugenommen hat, Schritt für Schritt abgebaut. 
Die erklärte Absicht der EZB: Über höhere Zinsen 
sollen die Unternehmenskredite verteuert und damit 
die kreditfinanzierten Investitionen zurückgedrängt 
werden. Hinzu kommt die Erwartung, die privaten 
Haushalte würden ihre kreditfinanzierten Ausga-
ben – beispielsweise für den Bau eines Eigenheims 
– reduzieren. Sinkende Nachfrage und Rückgang 
der Produktion stellen keine Kollateralschäden dar, 
sondern sind durch die restriktive Geldpolitik gewollt. 
Dem Schrumpfziel der Geldpolitik sind auch die 
öffentlichen Haushalte untergeordnet, die über eine 
reduzierte Kreditaufnahme volkswirtschaftliche Aus-
gaben im Bereich öffentlicher Investitionen senken 
sollen. Die Rückkehr der monetaristisch-neoklassi-
schen Disziplinierung der Lohnpolitik ist unüberseh-
bar. Das Instrument dazu ist die Drohung mit einem 
ansonsten unvermeidbaren Arbeitsplatzabbau 
infolge der Zinswende. Fazit: Die Theorie der 
geldmengeninduzierten Inflation mag theoretisch 
ins Wanken gekommen sein, als handlungsmächtig 
erweist sie sich allemal. 

Tarifvertragsparteien vermeiden Lohn-Preis-Spirale
Regelmäßig wird in der Debatte die Warnung aus-
gerufen, die Inflation könne sich verstetigen. Das 
Schreckgespenst der Lohn-Preis-Spirale ist in aller 
Munde. Überzogene Lohnforderungen der Beschäf-
tigten, so die Befürchtung, könnten Unternehmen auf 
Jahre hinaus zu hohen Preissteigerungen zwingen, 
was zu einer problematischen Inflationsentwick-
lung und im Extremfall sogar zu einer anhaltenden 
Stagflation (eine hohe Inflation bei gleichzeitig 
geringem Wachstum) führen könne. Was ist dran 
an diesem Mythos? Ein nüchterner Blick auf die 
derzeitige Realität zeigt eher das gegenteilige Bild: 
Die Lohnentwicklung ist schwach, die Inflation wird 
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von den Unternehmen und durch importierte Energie 
getrieben. Somit ist der Ruf verfehlt, Beschäftigte zu 
Lohnverzicht zu drängen, denn auf die Energiepreise 
hätte das keinen Einfluss. Allerdings könnte eine 
Lohn-Preis-Spirale entstehen, wenn die Gewerk-
schaften sich daran orientieren würden, wie 1974 
verlorenes Terrain zurückzuerobern, als sie sich 
mit den Einkommensforderungen auf vergangene 
Inflationswerte bezogen und diese gewissermaßen 
überkompensierten. Dann wären die Unternehmen 
gezwungen, die daraus resultierenden Kosten auf 
die Abnehmer zu überwälzen und die Inflation 
würde angeheizt, so dass sich möglicherweise ein 
Teufelskreis aus Lohn- und Preiserhöhung entwickeln 
könnte. Ein solcher wäre nur zu durchbrechen, indem 
die Zentralbank durch eine massive Zinserhöhung 
die Konjunktur dergestalt abwürgt, dass die Ökono-
mie in eine Rezession gerät und die Inflationsspirale 
ihrer Dynamik beraubt wird. 

Diese Situation ist keineswegs gegeben. Die realen 
Löhne und damit die Kaufkraft der Einkommen 
dürften mit durchschnittlichen Lohnerhöhungen von 
4 bis 5 Prozent und einer Inflation von über 7 Pro-
zent im diesem Jahr deutlich sinken. Vieles spricht 
dafür, dass die Lohnentwicklung eher zu schwach 
als zu stark ist. Denn einige große Unternehmen in 
Deutschland fahren hohe Gewinne ein und schütten 
Dividenden aus, was immer dann möglich ist, wenn 
der Verteilungsspielraum nicht ausgeschöpft wurde. 
Hinzu kommt: Das Wachstum der Produktivität ist 
weiterhin robust und der Anstieg der Lohnstückkos-
ten eher moderat. Es scheint also, dass zumindest 
in manchen Branchen die Unternehmen das größte 
Stück des Kuchens für sich beanspruchen und ihre 
Beschäftigen zum Verzicht drängen. Somit ist die 
Lohn-Preis-Spirale gegenwärtig nicht mehr als ein 
Mythos, der sich allerdings – ähnlich dem der Geld-
schwemme – als wirkmächtig erweist. So jedenfalls 
ist der oft zu vernehmende moralische Unterton zu 
deuten, der Beschäftigten und Gewerkschaften die 
Verantwortung für die hohe Inflation aufbürdet. 

Eine Ursache: Profit-Preis-Spirale durch Marktmacht
Was vielmehr existiert, ist eine Profit-Preis-Spirale, 
bei der sich die importierte Inflation (gestiegene 
Energiekosten) und von Unternehmen willkürlich 
bestimmte Konsumentenpreise gegenseitig verstär-
ken. Rohöl-Produzenten waren ungeachtet des 
Herkunftslands von Anfang an zentrale Profiteure 
des Krieges. Doch auch Strom-Hersteller bekamen 
einen überproportional großen Teil des Kuchens ab. 
In Deutschland etwa orientiert sich der allgemeine 
Energiepreis auf Basis des Merit-Order-Prinzips am 
höchsten Erzeugungspreis im Markt. Wenn Preise 
für die Energieproduktion mit Öl und Gas steigen, 
treibt dieser Mechanismus den allgemeinen Preis für 
Energie enorm in die Höhe. Besonders seit Beginn 
der Pandemie und auch während des aktuellen 
Kriegsgeschehens sind die Profite der Energiekon-
zerne massiv durch die Decke gegangen (Wilson 
und Brower 2023). Trotz all der Diskussion um 
Deutschlands besonders prekäre Abhängigkeit 
von fossilen Energieträgern sind deutsche Unter-
nehmen hier keine Ausnahme. RWE etwa konnte 
seinen Börsenwert seit 2018 bis heute von 13,3 auf  

32,1 Milliarden US-Dollar steigern, der jährliche 
Profit hat sich im selben Zeitraum mehr als verdrei-
facht. Auch der Börsenwert von E.ON ist im selben 
Zeitraum von 21,4 auf 33,8 Milliarden US-Dollar 
gestiegen, bei einer zeitgleichen Netto-Profitsteige-
rung von jährlich 1,4 auf 1,9 Milliarden US-Dollar. 

Die Ursachen für den Preisschock liegen also in 
Abhängigkeiten von fossilen Brennstoffen. Diese Ent-
wicklung ist in einem längeren historischen Kontext 
zu betrachten. Große fossile Rohstoffunternehmen 
agieren in der globalen Wirtschaft als Marketmaker. 
Sie nutzen ihre Machtposition sowie die allgemeine 
Abhängigkeit von schnell verfügbarer und günstiger 
Energie für sich aus – nicht erst seit kurzem. Wie 
Timothy Mitchell (2013) aufzeigt, war künstliche 
Verknappung des neu erschlossenen Rohstoffs schon 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts ein Instrument, das 
Öl-Unternehmen zur Monopolbildung nutzten. Die 
aus dieser Konstellation entstehende Macht war und 
ist weiterhin ein Instrument zahlreicher Regierungen, 
um Kontrolle über die Bevölkerung auszuüben. In 
ähnlicher Weise konnten im Kontext des Ölpreis-
schocks 1973 und in Folge der Verstaatlichung des 
Öls im Nahen Osten Unternehmen und Regierungen 
der in der OPEC (Organisation Erdölexportierender 
Länder) organisierten Staaten Kontrolle über den 
Markt ausüben. Ölunternehmen haben von Beginn 
der fossilen Energiegewinnung an durch ihre Kontrol-
le über die Wertschöpfungskette die Politik in ihrem 
Sinne gestaltet. Dieser Mechanismus hat bis zum 
heutigen Tage Kontinuität. So wurde während des 
ersten Lockdowns im Zuge der COVID-19-Pandemie 
die Ölfördermenge durch die OPEC-Staaten stark 
reduziert, um die gesunkene Nachfrage abzufedern 
und eine Schmälerung der Profitraten zu verhindern. 
Anfang April 2023 einigten sich die OPEC-Staaten 
auf eine Reduzierung der Fördermenge im Rahmen 
eines Preiskampfs mit den USA.

Die USA nämlich überschwemmten den europäi-
schen Markt mit Flüssiggas, um das Angebotsloch 
zu stopfen, das der russische Angriffskrieg hinterlas-
sen hatte. Die globale Produktion fossiler wie auch 
nachhaltiger Energieträger hat insgesamt seit 2018 
höchstens phasenweise abgenommen. Insbesondere 
der russische Anteil an den globalen Flüssiggas-Ex-
porten hat sich seit Beginn des Angriffskrieges nur 
marginal verändert.

Ein weiterer Faktor: Die Kreditvergabe
Fatal erscheint, dass in der neoklassischen Ökonomie 
Kreditvergabe als neutraler Faktor betrachtet wird. 
Es wird also angenommen, dass die Art und Weise, 
wie in der Wirtschaft über die Verteilung von Geld 
bestimmt wird, keinen nennenswerten Einfluss hat. 
Diese eklatante Misskonzeption versperrt den Blick 
auf den entscheidenden Faktor, den Banken und 
Finanzmärkte in der Erzeugung der Geldentwertung 
haben. Da privatwirtschaftliche Banken vom Staat 
mit dem Privileg der Geldschöpfung ausgestattet 
sind, bestimmen sie, wem ein zentrales Produktions-
mittel, nämlich Kapital, in welcher Menge und unter 
welchen Konditionen zur Verfügung gestellt wird. 
Durch ihre Machtposition üben sie einen direkten 
Einfluss auf die Entwicklung der Verteuerungen 
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aus, da die Erstvergabe eines Kredits in einen Wirt-
schaftssektor diesen privilegiert und das Geld direkt 
und ohne Entwertungsverluste ausgegeben werden 
kann. Geldentwertungseffekte ergeben sich erst in 
den nächsten Schritten des Geldkreislaufs. Dieser Ef-
fekt wird auch Cantillon-Effekt genannt (Sahr 2022). 
Der Energiesektor, aber auch andere Großindust-
rien, sind auf Grund hoher Umsätze ein beliebtes 
Ziel für privatwirtschaftlich vergebene Kredite und 
somit weniger von Profit-Preis-Spiralen betroffen als 
zum Beispiel Privatpersonen. Der Cantillon-Effekt 
schafft also zentrale Bedingungen der ungleichen 
Verteilung der Folgen der Geldentwertung (Sierón 
2019, 114 ff). 

Die Bedingungen der Kreditvergabe haben noch 
einen weiteren nicht zu unterschätzenden Einfluss auf 
fossile Energiekonzerne: Sie bestimmen zu einem we-
sentlichen Teil den Profitdruck. Zwar unterliegen alle 
Unternehmen dem Zwang, Rendite zu erwirtschaften; 
hohe Risikoaufschläge in der Kreditvergabe zwingen 
Konzerne jedoch dazu, besonders hohe Profitraten 
anzustreben. Das führt im Kontext fossiler Energie-
konzerne zu einem äußerst paradoxen Ergebnis: 
Die privatwirtschaftlich vergebenen Kredite sind mit 
einem stetig steigenden Risikoaufschlag verbunden 
(Ehlers et al. 2021). Die entstehenden Kosten für die 
hohen Zinszahlungen decken Energiekonzerne qua 
ihres Geschäftsmodells über höhere Absatzpreise, 
welche die allgemeinen Preise für Energie in die 
Höhe treiben. Steigende Energiepreise sorgen wie-
derum in allen Wirtschaftssektoren für zunehmende 
Produktionskosten und erhöhen so das allgemeine 
Preisniveau. Obwohl Zentralbanken zur Rettung der 
Branche fossile Anleihen in Milliardenhöhe auf ihre 
Bilanzen übertragen haben, sind die Risikoaufschlä-
ge für Anleihen und Aktien fossiler Konzerne in den 
letzten zehn Jahren analog zu den Zinskosten für 
Kredite und Anleihen gestiegen (Alessi et al. 2021). 
Der Weg zu günstigem Kapital ist also auch hier 
versperrt, wodurch ein struktureller Zwang für fossile 
Energiekonzerne entsteht, überdurchschnittlich hohe 
Renditen zu generieren.

Hier stößt die vorherrschende nachfragebasierte 
Inflationstheorie erneut an die Grenzen ihrer Er-
klärungskraft. Wie EZB-Vorstandsmitglied Fabio 
Panetta im Interview mit der New York Times ein-
gestand, fokussieren sich Zentralbanken wie Politik 
möglicherweise zu sehr auf die Nachfrageseite und 
schenken der Angebotsseite zu wenig Beachtung 
(Panetta 2023). Wie bei den für die Preissteige-
rung ursächlichen Energiepreisen, treiben auch 
hier Market-Maker die Preise nach oben, wenn die 
Umstände (also Marktmacht und Abhängigkeitsbe-
ziehungen) dies zulassen. Der Pfad der steigenden 
Preise hat eine Abzweigung genommen, weg vom 
Energie-Preisschock. Er hat sich in gewisser Weise 
verselbstständigt. Die Geldentwertung wird heute, 
provokativ ausgedrückt, von jenen gemacht, die die 
Preisschilder bedrucken. Das Image des gierigen 
Unternehmens, wenngleich es einen wahren Kern 
hat, stellt hier nur einen Teil der Wahrheit dar. Iro-
nischerweise liegt die Hauptursache des Problems 
in seiner angeblichen Lösung: der Erhöhung der 
Leitzinsen, die die Kreditvergabe verteuert und zu 

Preissteigerungen nötigt – das sind die verschlunge-
nen Pfade der Inflation. 

Wie ist der Inflation zu begegnen? 

Auf der einen Seite sprechen sich laut einer kürzlich 
erschienenen Studie des ifo-Instituts (Leibnitz Institut 
für Wirtschaftsforschung an der Universität München 
e. V.) knapp zwei Drittel der deutschen Ökonomin-
nen und Ökonomen für weitere Zinserhöhungen aus 
(FAZ 2023). Nur drei Prozent sind für eine Senkung 
des Leitzinses. Ein Bruch mit der vorherrschenden 
Ideologie, die auch im aufgeklärten ökonomischen 
Spektrum weit verbreitet scheint, ist mittelfristig nicht 
zu erwarten. Auf der Regierungsseite hält die Ampel 
– allen voran Finanzminister Christian Lindner – be-
harrlich an der Schuldenbremse fest und verhindert 
somit notwendige Investitionen zu einer wirklichen 
Abfederung des Preisschocks sowie für Klimage-
rechtigkeit und Energieunabhängigkeit. Begründet 
wird dies unter anderem – wie sollte es anders sein 
– mit den steigenden Preisen für Kredite. Eine aktive 
Reduktion der Preise essenzieller Produkte durch die 
Politik, etwa durch eine Senkung oder Abschaffung 
der Mehrwertsteuer auf Grundnahrungsmittel, ist 
innerhalb dieser Regierungskoalition und in Son-
derheit des Finanzministers Lindner offenbar nicht 
diskussionswürdig. 

Eine zentrale, kurzfristige, progressive Forderung für 
den Weg aus der Krise lautet: Runter mit dem Leit-
zins. Über die hier breit diskutierte akute Verschlimm-
besserung hinaus hat die restriktive Geldpolitik nicht 
nur negative Auswirkungen für Deutschland, Europa 
oder die USA –– sie betrifft in besonderem Maße 
Staaten im globalen Süden. Da die Staatsschulden 
in den Peripherien oft in Dollar oder Euro notiert 
sind, laufen sie bei Aufwertungswettläufen wie dem 
momentanen Leitzins-Pingpong zwischen EZB und 
FED erhöhte Gefahr, in eine Schuldenfalle zu gera-
ten. Der Ausweg aus dieser Situation hängt dann, 
wie beispielsweise im aktuellen Falle Ghanas, vom 
Gutdünken privater Finanzinstitute und des Interna-
tionalen Währungsfonds ab. Der Bevölkerung vieler 
hoch verschuldeter Länder im globalen Süden droht 
damit der immer wiederkehrende Fluch der Austeri-
tätspolitik und weitere Prekarisierung (Höfgen 2023).

In Deutschland, Europa und den USA müssen, 
parallel zur Senkung des Leitzinses, Umverteilungs-
maßnahmen erstritten werden. Wenn es sich bei 
den momentanen Preissteigerungen um eine Pro-
fit-Preis-Spirale handelt, dann bedarf es neben einer 
Übergewinnsteuer auch Preisobergrenzen sowie 
Lohnsteigerungen. Der Erhalt der Reallöhne muss 
dabei die absolute Minimalforderung darstellen. 
Zentrales Instrument zur Erreichung dieser Ziele sind 
offensiv geführte Arbeitskämpfe, die notwendige 
Markteingriffe beinhalten. Isabella Weber (2023) 
ist gegenwärtig die wahrscheinlich meistdiskutierte 
Wirtschaftswissenschaftlerin der Welt und der neue 
Star am Ökonominnen-Himmel. Seit sie Preiskontrol-
len zur Bekämpfung der Inflation vorgeschlagen hat, 
wird sie im britischen Guardian diskutiert, entfachte 
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Kontroversen in der New York Times, und nicht nur 
die neoliberalen Mainstream-Ökonomen reagieren 
geradezu panisch und hasserfüllt auf die Vorschlä-
ge der 35-jährigen, aus Nürnberg stammenden 
Forscherin. Selbst progressive Wirtschaftsforscher 
wie Nobelpreisträger Paul Krugman, gerieten in 
Rage – „einfach dumm“ nannte er ihre Vorschläge, 
wofür er sich hinterher entschuldigte. Eine Armada 
an linken Forscherstars wiederum sprang ihr zur 
Hilfe, wie etwa James K. Galbraith oder Stephanie 
Kelton. Innerhalb von wenig mehr als einem Jahr 
haben sich Webers Vorschläge allmählich durchge-
setzt. Die deutsche Bundesregierung hat sie in ihre 
„Preiskommission“ zur Regulierung des Gasmarktes 
berufen. Sechs Wochen hat sie in Berlin – unentgelt-
lich, ehrenamtlich – mit anderen Ökonomen – zu 
nennen ist Sebastian Dullien – eine Konzeption der 
Gaspreisbremse entworfen.

Gleichzeitig fordert sie eine Übergewinnsteuer, also 
eine Steuer auf jenen Teil des Gewinns, der einen 
‚normalen‘ Gewinn überschreitet. In der aktuellen 
Diskussion steht der Krisengewinn im Fokus, also 
der Übergewinn, der durch externe Schocks oder 
Ereignisse statt durch eigene Leistungs- oder Inno-
vationskraft zustande gekommen ist. Im Englischen 
hat sich dafür der Begriff ‚windfall profits’, also 
‚Zufallsgewinne’ etabliert. Zur Bestimmung von 
Übergewinnen gibt es in der Literatur und Praxis 
verschiedene Ansätze. Häufig wird entweder der 
Gewinn oder der Preis aus einer Krisenzeit mit dem 
Gewinn oder dem Preis aus einer Vorkrisenzeit 
verglichen (average-earnings-method). Ein weiterer 
Ansatz bezieht sich auf die Gewinne, die sich ober-
halb einer bestimmten Rendite befinden (invested-ca-
pital-method). Übergewinne berechnen sich jeweils 
aus der Differenz dieser Vergleichswerte.

Vergleicht man beispielsweise die Gewinne der 
sechs Mineralölkonzerne Saudi Aramco, BP, Total, 
Shell, ExxonMobile und Wintershall Dea aus dem 
ersten Halbjahr 2022 mit den Gewinnen aus dem 
Vorjahreszeitraum, ergibt sich ein Übergewinn von 
rund 60 Milliarden US-Dollar. Die Studie ‚Kriegsge-
winne besteuern‘ von Trautvetter und Kern-Fehren-
bach (2022) rechnet diesen Wert auf den gesamten 
Mineralölmarkt und den Zeitraum von einem Jahr 
hoch und kommt zu einem weltweiten Übergewinn 
von rund 1.160 Milliarden US-Dollar im Mineralöl-
markt. Auch in Deutschland erwirtschaften die 
großen Energiekonzerne erhebliche Übergewinne: 
Vergleicht man die Preisentwicklung für Öl, Gas und 
Strom mit der aus Vorkrisenzeiträumen und setzt 
die aktuelle Differenz in Bezug zu den deutschen 
Verbrauchswerten, ergibt sich rechnerisch ein Über-
gewinn von 110 Milliarden Euro für ein Jahr. Dieser 
Wert bezieht alle Übergewinne ein, die Konzerne in 
Deutschland erwirtschaften, unabhängig davon, ob 
sie diese dann mit Steuertricks formal in Steueroasen 
oder Förderländern verbuchen.

Wenngleich kurzfristig sinnvoll, erscheinen die 
genannten Maßnahmen des Preisdeckels oder der 
Übergewinnsteuer immer noch als systemimmanente 
Rezepte, die vor allem die Notwendigkeit beinhal-
ten, dass der Staat sich auf seine Fähigkeit besinnt, 

aktive Wirtschaftspolitik umsetzen zu können. Auch 
wenn die Zeiten des neoliberalen Nachtwächter-
staates der Vergangenheit angehören, zeigt die 
Selbstblockade der Ampel-Koalition, wie schwer 
sich Politik damit tut, für sinnvolle Maßnahmen eine 
Mehrheit zu organisieren. 

Daher bedarf es zur mittel- bis langfristigen Bekämp-
fung der Strukturen, die die derzeitige Multikrise erst 
möglich gemacht haben, einer Vergesellschaftung 
der (Entprivatisierung der öffentlichen) Ressource, 
auf der unsere Wirtschaft und unser gesellschaftli-
ches Leben fußen: Energie. Kampagnen wie ‚RWE 
& Co Enteignen‘ zeigen eine Stoßrichtung an, die 
sich zu verfolgen lohnt. Die Vergesellschaftung im 
Sinne einer Konversion von unten zu treiben und 
mit einer ökologischen Transformation zu koppeln, 
scheint ein besonders vielversprechender Ansatz 
(Kaiser 2023). Wichtig ist, darauf zu achten, dass 
die Vergesellschaftung sich nicht darin erschöpft, 
den Eigentümer auszutauschen und ansonsten das 
Geschäftsmodell beizubehalten. Vielmehr ergibt sich 
die Notwendigkeit, die betroffenen Infrastrukturun-
ternehmen als kapital-neutralisierte Unternehmen zu 
führen.7 Das hätte den Vorteil, dass sie ihre Aufgabe 
wahrnehmen könnten, ein öffentliches Gut zu pro-
duzieren und damit die Möglichkeit erhielten, der 
Notwendigkeit zu entkommen, die Preis-Gewinn-Spi-
rale zu bedienen. Das würde erlauben, die privaten 
und industriellen Verbraucherinteressen in das Ge-
schäftsmodell einzubeziehen und gewissermaßen 
eine assoziative Energiewirtschaft einzurichten. 
Wenn die verschlungenen Pfade der Inflation dazu 
führen, dass über diese Wege wieder gesprochen 
würde, könnte die Debatte ein Fenster zu möglichen 
Welten eröffnen. 
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Preisbildung und 
Preissetzung – Wirtschaft 
und Ethik am Beispiel des 
Gesundheitswesens
Zusammenfassung der thematischen 
Einführung am Freitagabend

Moritz Christoph

Paradigmen wandeln sich. Während meines 
Studiums des Wirtschaftsingenieurwesens bis 
2005 belegte ich eine Vorlesungsreihe bei 

Professor Axel von Werder. Damals war er in Kom-
missionen tätig, die die Grundlage des Deutschen 
Corporate Governance Kodex schufen (DCGK o.J.), 
welcher wesentliche Anforderungen und Empfeh-
lungen zur Leitung und Überwachung von börsen-
notierten Unternehmen festlegt. Ein interessantes 
Themengebiet im Bereich der Wirtschaftswissen-
schaften für einen Studenten! In der Vorlesungsreihe 
wurde dargelegt, dass für Unternehmen acht Prozent 
Rendite auf das Eigenkapital, verglichen zu der 
damaligen Verzinsung von Sparguthaben (6 – 8 Pro-
zent), durchaus vertretbar wären. Doch 15 Prozent 
und mehr wären ethisch nicht vertretbar.

Bereits 2009, wenige Jahre nach Ende meines Stu-
diums, verkündete der Vorstandschef der Deutschen 
Bank, Josef Ackermann, das Ziel einer Eigenkapital-
rendite von 25 Prozent (manager magazin 2009). 
Heute streben große Konzerne sogar 30 Prozent und 
mehr Rendite auf das Kerngeschäft an. Dies auch im 
Gesundheitswesen, einem Bereich, in dem die „Kun-
dinnen und Kunden“ als Patientinnen und Patienten 
auf „Produkte“ (Medikamente) und Leistungen ange-
wiesen sind, für die es durch den Patentschutz häufig 
nur eine einzige Bezugsquelle ohne Wettbewerb gibt.

Im Bereich des Kapitalmarktes und der Kryptowäh-
rungen liegen die Gewinnerwartungen deutlich 
über der Grenze des ethisch Vertretbaren, das noch 
während meiner Studienzeit galt. Wie konnte sich 
das Bewusstsein in 20 Jahren so wandeln? Errei-
chen wir nun Umverteilungseffekte der Einkommen 
und Vermögen, die die gesellschaftliche Stabilität 
gefährden? Weshalb können Investoren Rendite 
höher als Stabilität bewerten?

Im Gesundheitswesen ist die Ansicht verbreitet, 
dass hier nicht der freie Markt und die einseitige 
Preissetzung der Unternehmen herrschen kann. „Ein 
Patient ist kein frei handelnder Nachfrager gemäß 
der Theorie einer freien Marktwirtschaft. In einem 
unregulierten System ließe sich nur schwer verhin-
dern, dass Anbieter diese Notlage durch besonders 
hohe Preise ausnutzen (ABDA o.J.).“ Also regelt in 
Deutschland die Arzneimittelpreisverordnung (AM-
PreisV) Großhandels- und Apothekenpreise. Neue 
Wirkstoffe müssen einen Zusatznutzen vorweisen 
und ab dem 13. Monat nach Markteinführung 
zahlen die gesetzlichen Krankenkassen nur einen 
festgelegten Erstattungsbetrag (vgl. BGM o.J.). 
Es tritt bei der Preissetzung ein zweiter zumindest 

halbstaatlicher Akteur auf, der von außen versucht, 
regulierend (im Sinne von in einer bestimmten Richtung 
beeinflussend) in die Wirtschaftsprozesse einzugreifen.

Im Bereich der patentfreien Medikamente schreiben 
die Gesetzlichen Krankenkassen Tender (Abnahme-
mengen) aus und versuchen auf diesem Wege einen 
Bieterwettbewerb zu erzeugen. Doch sind die Medi-
kamentenlieferengpässe in der EU zwischen 2000 
- 2018 um das Zwanzigfache gestiegen, wovon auch 
essenzielle Medikamente betroffen sind (EuroParl 
2020). Weiterhin können mit patentgeschützten 
Medikamenten Umsätze in Milliardenhöhe generiert 
werden. Häufig mit Gewinnmargen von deutlich 
über 50 Prozent. Das Risiko der Medikamentenpro-
duktion wird in Länder wie China verlagert - unter 
anderem Tianjin 2015 (173 Tote), Zhangjiakou 2018 
(22 Tote), Jiangsu Chemical Park 2019 (78 Tote) - wo-
bei auch die Qualitätskriterien nicht durchweg erfüllt 
werden, wie die Verunreinigung der Sartane mit dem 
karzinogenen N-Nitrosodimethylamin (NDMA) aus 
dem Jahr 2018 zeigte (vgl. BfArM o.J.). Nun soll, 
wiederum von außen in die Wirtschaft eingreifend, 
das Lieferkettengesetz die notwendige unterneh-
merische Verantwortung für die Produktionskette 
gewährleisten (vgl. BMWS 2022). 

An der kurzen Betrachtung wird deutlich, dass 
nicht zwei Akteure allein (Pharmaindustrie, (halb-)
staatliche Instanzen) bei der Preissetzung die Lö-
sung für eine faire Preisgestaltung bieten und ein 
soziales sowie nachhaltiges, an den Kundinnen 
und Kunden orientiertes Wirtschaften ermöglichen. 
Es ist Zeit, dass alle drei Akteure (inklusive thera-
peutische und ärztliche Berufe, Patientenverbände 
und Krankenkassen) in assoziativen Vereinigungen 
aus dem Wirtschaftsleben heraus die Preissetzung 
und Verantwortung für die Lieferkette übernehmen. 

Grundlegend für ein assoziatives Wirtschaften ist, 
dass sich das Eigentümerverständnis von Unterneh-
men wandelt. Solange Unternehmen als Kapitalin-
vestitionen zur Gewinnmitnahme durch Anteilseigner 
gesehen werden, werden Mitmenschen mit hohen 
Preisen und Mitwelt mit negativen externen Effekten 
konfrontiert. Doch sollte die Bedarfsbefriedigung – 
natürlich unter Gesichtspunkten der Ressourcen-Effi-
zienz – das wirtschaftliche Geschehen bestimmen. 
Rudolf Steiner schlug die assoziative Wirtschaftswei-
se vor, um den noch heute in ihren Auswirkungen 
erlebbaren „Zufallsmärkten“ (Steiner GA 332a, 
S. 193) zu begegnen.

Sein Vorschlag an die Arbeiter(-räte) für eine faire Preis-
gestaltung nach erfolgreicher Betriebsrätewahl waren:

nn „Diese fünf Betriebsräte würden nun zunächst die 
Aufgabe haben, für ihren Betrieb eine Art Inventur des 
gesamten wirtschaftlichen Betriebes zu erstellen. Diese 
Bestandsaufnahme wäre dann in die Urversammlung 
der Betriebsräteschaft mitzubringen. Man müßte also 
wissen, wieviel Kapital in dem jeweiligen Betrieb steckt, 
wie es bisher gearbeitet hat und so weiter. Man müßte 
ferner wissen, welche geschäftlichen Verbindungen in 
bezug auf die Verwertung der Produkte, die Beschaffung 
der Rohstoffe und überhaupt nach außen hin bestehen.“
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nn „Die anstehende Aufgabe muß also als eine im 
eminentesten Sinne wirtschaftliche angesehen werden, 
das heißt, es muß auf der Grundlage dessen, was man 
als provisorisches Material bekommen hat, zunächst 
dasjenige festgelegt werden, was zu einer wirklichen 
Stipulierung von Normalpreisen der verschiedenen 
produzierten Güter führt.“

nn „Selbstverständlich muß auch alles das mitein-
bezogen werden, was für die Erziehung der Kinder, 
für Invalide, Witwen und Arbeitsunfähige notwendig 
aufgebracht werden muß. Aus alledem ergibt sich 
der richtige Preis.“ 

nn „Ist dieser Maßstab für die Preisbildung gefun-
den - die Betriebsräteschaft wird einige Wochen 
damit zu tun haben -, dann wird man dazu über-
gehen müssen, die gerechten Preise zu finden.“  
(Steiner GA 331, S. 274 - 276)

Heute haben wir, nicht zuletzt durch die Digitalisie-
rung und die stetige Produktivitätssteigerung durch 
Operational Excellence1, deutlich solidere Daten als 
1919 zur Verfügung. Doch wie kommen wir zum 
Maßstab für die Preisbildung und zu einem assoziativ 
strukturierten Wirtschaftsleben? Die Probleme haben 
sich nicht geändert, jedoch ist die Zeit für die Lösungs-
findung mindestens genauso knapp wie damals.
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Dokumentation  
Soziale Dreigliederung 1919

Reinhold Klett

In Artikeln über die Dreigliederungsbewegung 
1919 wird oft berichtet: „Der ‚Aufruf an das 
deutsche Volk und die Kulturwelt‘ von Rudolf 
Steiner erschien in vielen Zeitungen.” – Aber in 
welchen und wie?

Außerdem wurde damals in den Zeitungen 
über die Vorträge Rudolf Steiners und anderer 
Dreigliederungs-Redner berichtet. – Aber wo, 
wann und was?

Auch haben Dritte und Gegner/Gegnerbewegun-
gen sich zur Dreigliederungsidee und -bewegung 
geäußert. – Was stand darüber in den Zeitungen?

Es wäre schön, wenn es eine Gesamtdokumenta-
tion zur Dreigliederungsbewegung 1919 geben 
würde. Welche Teil-Dokumentationen gibt es 
schon und wo? Wo sind Lücken, die entdeckt und 
geschlossen werden wollen?

Wer kann und will an den Forschungsaufgaben 
für eine Gesamtdokumentation mitarbeiten?

Kontakt und Gedankenaustausch  
zum Projekt: 
Reinhold Klett, Hagellocher Weg 168, 
72070 Tübingen  
Tel.: 07071 49106 
E-Mail: reinhold.klett@web.de



16  Sozialimpulse 2/23

﻿Hoyer: Arbeitsteilung

Arbeitsteilung und  
Geld als Zahl ohne Wert

Hans-Florian Hoyer

Auf dem Netzwerktreffen im April 2023 (siehe Bericht 
auf S. 37 f.) stellte Hans-Florian Hoyer sein Projekt 
„Zettelwirtschaft” vor. Hier veröffentlichen wir einen 
aktuellen Artikel von ihm, ergänzend zu den Arbeiten, 
die in den Ausgaben 2/2020 und 3/2020 veröffent-
licht worden sind.

Die Arbeitsteilung entstammt 
nicht einem Masterplan
Die Arbeitsteilung ist zwar „… der Erfolg mensch-
licher Thätigkeit, keinesweges aber die Vollstre-
ckung irgend eines menschlichen Entwurfes“  
(Ferguson, S. 187).

Émile Durkheim schrieb in seiner Dissertation: „Ob-
wohl es die Arbeitsteilung schon seit langem gibt, 
haben die Gesellschaften erst am Ende des letzten 
Jahrhunderts begonnen, sich dieses Gesetzes bewusst 
zu werden, das sie bis dahin fast unbemerkt erlitten 
hatten“ (Durkheim, S. 1).

Handgeld, Buchgeld und Umlauf

Was als Tauschgegenstand begann und in einer 
zweiseitigen Beziehung den doppelten Übergang 
zweier zum Konsum bestimmter Dinge ermöglichte, 
wird heute noch genauso gehandhabt, obwohl es 
im Lauf der Geschichte nicht nur den Materialwert, 
sondern auch die Materialität selbst verlor.

Das Handgeld im Umlauf ist im Vergleich zum 
Buchgeld weniger geworden. Dessen Handhabung 
ist einfacher, wenn die Volumina der einzelnen 
Geschäfte größer werden oder wenn an entfernten 
Orten gezahlt werden muss. Der Umlauf des Buch-
gelds ist nicht mehr regional, sondern global. Die 
Grenzen der Bilanzbücher internationaler Banken 
und Konzerne haben über das Netz der nationalen 
Grenzen ein weiteres Netz gesponnen, das für das 
Wirtschaften wesentlich ist.

Ende des Materialwerts

Den letzten Faden zu einem Materialwert hat 
Richard Nixon vor 52 Jahren abgeschnitten – wahr-
scheinlich ohne zu wissen, in welchem historischen 
Zusammenhang er etwas vollzog, das weit über ihn 
hinauswies. Geld ist damit in der gesellschaftlichen 
Arbeitsteilung vom individuellen Tauschmittel mit 
Wert - oder Bezug auf einen Wert – zum Organi-
sationsmittel der Verteilung geworden.

Geld als Liquidationsmittel 
der Arbeitsteilung
Zu den Denkern, die sich im Sinne von Durkheim 
der Arbeitsteilung annahmen, gehörte Johann Karl 
Rodbertus. Seine „Dreigliederung der sozialen 
Grundverhältnisse“ nimmt fast die Dreigliederung 
des sozialen Organismus voraus: „Die Theilung 
der Arbeit ist, wie die rechtliche Ordnung und die 
Mitteilung der Geister, eines dieser drei großen so-
zialen Grundverhältnisse, in welchen sich notwendig 
Staat und Menschheit verknüpfen, und in denen sich 
die Geschichte zu ihrem Ziele bewegt“ (Rodbertus, 
1842, S.135).

Er arbeitet verschiedene Aspekte der Arbeitsteilung 
heraus: „Die Theilung der Arbeit sollte gerade Ge-
meinschaft der Arbeit heissen. […] Die »Weltarbeits-
theilung«, auf die Gioja  zuerst aufmerksam gemacht 
hat, entspricht erst ihrem vollen Begriff.'' 

„Die Theilung der Arbeit könnte eben so gut Theilung 
des Erarbeiteten heissen, denn dieser Begriff ist erst 
die nothwendige Ergänzung des ersteren.“ 

„Sie ist eines der Grundverhältnisse des socialen 
Lebens selbst, nämlich jenes wirthschaftliche Grund-
verhältniss, in welchem eine Gemeinschaft gegeben 
ist, in der, der Sache nach, Einer für Alle und Alle für 
Einen arbeiten. Diese Regel der höchsten Solidarität 
ist ihr letztes Princip.“ (Rodbertus, 1854)

Die Zahlen auf den 
Banknoten und Münzen
Der Ökonom und Bankier Friedrich Bendixen, eine 
maßgebende Stimme seiner Zeit, hatte nach dem 
Erscheinen (1905) von Georg Friedrich Knapps 
„Die staatliche Theorie des Geldes“ zum Stand der 
Geldtheorie geschrieben: „Ein Fortschritt wird aber 
überhaupt erst zu erwarten sein, wenn man sich dazu 
bequemt, nicht nur für die juristische Seite, wie Knapp es 
getan, sondern auch für die wirtschaftliche Behandlung 
des Geldes, von dem nationalen Zahlungswesen aus-
zugehen. Man kann das Geld nur erschöpfend wissen-
schaftlich behandeln, wenn man es mit dem Auge des 
politischen Ökonomen betrachtet“  (Bendixen, S. 3).

Dieser Aufgabe, in die juristisch gegriffene Realität 
des Geldes die Praxis des Einsatzes im Wirtschaftens 
einzuarbeiten, hat sich Hans Owesny dreizehn Jahre 
später (Bendixen verstarb 1920) gewidmet. Er unter-
schied verschiedene Zustände des Wirtschaftens, als 
letzten das Wirtschaften mit Verkehr/Handel in voll 
ausgebildetem Miteinander-Füreinander in Teilung 
der Arbeit. Eigenversorgung oder wirtschaftlicher 
Egoismus wurden zunehmend störend.

Owesnys Gedanken schaffen den bewussten 
Übergang von der Tauschwirtschaft der eigenver-
sorgenden Ökonomien unterschiedlicher Größen 
in die fremdversorgte Fremdversorgung ohne die 
Illusion der Eigenversorgung mit Wert-Geld. Dabei 
geht er nicht vom Einzelgeschäft aus, sondern von 
der Gesamtheit.
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„Wirkt das Geld nicht durch einen Wert, so kann das 
nur ein System an sich sein, nach dem dieses Wirken 
noch zu erklären wäre. Nach dieser historischen 
Erkenntnis, dann den gegebenen Tatsachen nach 
schon, kann man das Geld heute nicht aus seiner Er-
scheinungsform, sondern nur aus der Gesamtheit der 
wirtschaftlichen Vorgänge erklären“ (Owesny, S. III).

Er wird so der Arbeitsteilung als der lange unbemerkt 
wirkenden transformativen Kraft gerecht, für die kein 
Eingeweihter je einen Plan formuliert hat, an den sich 
dann alle gehalten haben. 

Preise werden zu dimensionslosen Teilungsverhält-
nissen und nicht zu Wert-Inhaltsangaben. 

„Der Preis ein Teilungs- und kein Wertverhältnis. Ver-
hältnisse sind nur in Zahlen ausdrückbar, der Preis ein 
Zahlenverhältnis mithin. Der Sinn der Geldzahl - als 
Zahl - ist damit begründet” (Owesny, S.  VII).

Vom einzelnen Beitragenden zum Sozialprodukt 
gehen Waren und Dienste für die Bedürfnisse an-
derer aus (B). Für seine Bedürfnisse wird von vielen 
anderen gesorgt (E). Die Relation zwischen Beiträ-
gen und Entnahmen B/E stellen dann eine wertfreie 
Verteilungs-Zahl dar, die einmal ein Kauf-Preis war.

Gustav Schmoller fordert nach eingehender Beschäf-
tigung mit der Arbeitsteilung ein Grundauskommen 
als gesellschaftliche Konsequenz der Arbeitsteilung: 
„Hauptsächlich aber muss, wenn irgendwo volle 
Arbeitsteilung stattfinden soll, durch gesellschaftliche 
Einrichtungen für den Unterhalt, für die Ernährung, 
Bekleidung und Behausung derer gesorgt werden, 
welche ihre ganze Arbeitskraft andern widmen. Diese 
ersten elementaren Sorgen für den direkten Lebensun-
terhalt lassen sich den einzelnen abnehmen, aus ihren 
direkten Lebenszwecken bis auf einen gewissen Grad 
ausscheiden“ (Schmoller, Seite 48).
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Hat Rudolf Steiner im 
Nationalökonomischen 
Kurs ähnlich gedacht?

Man kann erkennen, dass er vom ganzen Prozess 
ausgeht und ein Soll-Haben-Geld der doppelten 
Buchführung, des Tauschens, abgrenzt von einem 
Geld, das auf dem Teilen, der Division beruht.

„Und wir haben in einem volkswirtschaftlichen Pro-
zeß, der auf Arbeitsteilung beruht, zu erkennen, daß 
der Quotient von der in dem volkswirtschaftlichen 
Organismus vorhandenen Ware und dem in dem 
volkswirtschaftlichen Organismus vorhandenen Geld 
- wenn wir es ansehen nicht als dasjenige, was wir in 
den Kassen abzählen, sondern als dasjenige, was vom 
Geist der Menschen ergriffen wird - ein Zusammenwir-
ken darstellt, in dem das Geld den Divisor ausmacht. 
Und in diesem Zusammenwirken - aber in einem 
solchen, das nicht etwa durch Subtraktion dargestellt 
werden kann, sondern eben durch Division -, in diesem 
Zusammenwirken besteht eigentlich die Gesundheit 
des volkswirtschaftlichen Prozesses“ (Steiner, S. 64).

Was schulden wir uns, wenn 
es nicht mehr Gold ist?
Wenn wir nicht mehr Münz-Werte tauschen – was 
schulden wir uns dann als Menschheit, die inzwi-
schen bemerkt hat, dass sie mit der Arbeitsteilung 
zwar ein enormes Spektrum an Gütern und Diensten 
hervorbringt, dabei aber vergessen hat, auf Pacha-
mama, auf Mutter Erde zu achten?

Schulden wir uns ein achtsames und nachhaltig 
erstelltes „Genug für alle“ von dem, was alle immer 
wieder brauchen in den Regalen? Kann die Hand-
habung des „Geldes“ als Liquidationsmittel der 
Arbeitsteilung uns zukünftig die richtige Verteilung 
der Güter und Dienste im Spiegel einer Riesenbuch-
führung zeigen?

„Wir haben eigentlich im Grunde genommen dasjeni-
ge, was man die über die ganze Weltwirtschaft aus-
gedehnte Buchführung, Buchhaltung nennen könnte. 
Es ist die Weltbuchhaltung; denn die Handlung, die 
ausgeführt wird, wenn irgendein Posten hinüber- oder 
herübergeht, bedeutet eben nichts anderes als das 
Hinschreiben eines Postens an einen anderen Ort. 
Das aber wird im Realen vollzogen dadurch, daß 
eben Geld und Ware von einer Hand in die andere 
übergeht. Es ist im Grunde genommen völlig einerlei, 
ob die Möglichkeit herbeigeführt wird, in einer Riesen-
buchhaltung, die über die ganze Weltwirtschaft geht, 
die Posten an die richtige Stelle zu stellen und das 
Ganze dann zu dirigieren, so daß nur die Guthaben 
umgeschrieben werden, oder die betreffende Einzeich-
nung herauszuschreiben und dem Betreffenden zu 
geben, so daß die Sache realiter ausgeführt wird. Wir 
haben also als Geldumsatz die Weltbuchhaltung. Und 
das wäre dasjenige, was ja im Grunde genommen 
jeder einsehen kann, das eigentlich angestrebt werden 
muß. Denn dadurch haben wir dem Gelde wiederum 

zurückgegeben dasjenige, was es doch nur sein kann: 
das äußere Mittel für den Austausch. Denn sonst ist 
das Geld dennoch nichts anderes, wenn wir bis in 
die Tiefen der Volkswirtschaft hineinschauen, als das 
Mittel des gegenseitigen Austauschs der Leistungen. 
Denn die Menschen leben von Leistungen, und nicht 
von den Zeichen dieser Leistungen, in Wirklichkeit.“ 
(Steiner, S. 203)

Und die Zeichen werden von den Leistungen bewegt, 
das Spiegelbild von dem, was sich spiegelt.

Literatur
Bendixen, Friedrich (1911): Fünf Jahre Geldtheorie. 
Bankarchiv X, 10. In: Geld und Kapital. Gesammelte 
Aufsätze (Fr. Knapp gewidmet).

Durkheim, Émile (1893): De la division du travail 
social: étude sur l'organisation des sociétés supé-
rieures.

Ferguson, Adam (1768): Versuch über die Geschich-
te der bürgerlichen Gesellschaft.

Owesny, Hans (1924): Geld und Geldwesen der 
Geld- (Kredit-)Wirtschaft. Die wirtschaftliche Be-
gründung Knapps staatlicher Theorie des Geldes.

Rodbertus-Jagetzow, Johann Karl (1842): Zur Er-
kenntniß unsrer staatswirthschaftlichen Zustände. 
1: Fünf Theoreme.

Rodbertus-Jagetzow, Johann Karl (1854): Aus dem 
literarischen Nachlass. Das Kapital. Vierter socialer 
Brief an von Kirchmann. Erschienen 1884.

Schmoller, Gustav (1890): Das Wesen der Arbeitstei-
lung und der sozialen Klassenbildung. In: Jahrbuch 
für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft 
im Deutschen Reich, 1890.

Steiner, Rudolf (1922): Nationalökonomischer Kurs. 
GA 340. 6. Auflage.

Autor
Hans-Florian Hoyer hat das Eintreten der Informati-
onstechnologie in den Alltag seit den späten 70er 
Jahre mitverfolgt. Er hat auf programmierbaren 
Taschenrechnern, dem Apple II und den folgenden 
Personal Computern, sowie größeren Rechnern frei-
beruflich Software für Ingenieurbüros geschrieben. 
Seit 1986 beschäftigt er sich regelmäßig mit den 
Möglichkeiten des Internet.Sein jüngstes Projekt 
ist die „Zettelwirtschaft“, ein einfaches System der 
bargeldarmen Leistungsverrechnung.



	
Sozialimpulse 2/23  19 

﻿Schuster: Schule der Zuversicht

Initiativen

... so etwas wie eine Schule 
für Zuversicht ...

Gerhard Schuster

Der vorliegende Beitrag ist die Bearbeitung eines 
Vortrages bei der Tagung: „Schule für Zuversicht oder: 
Wie kann das Neue in die Welt?“ vom 3. - 4. Juni 
2023 in Achberg. Veranstaltet wurde die Tagung 
vom Verein Soziale Skulptur e.V. mit Beiträgen von 
Gerhard Schuster und Hildegard Kurt. Der Vortrag 
von Gerhard Schuster versucht, nicht nur Aspekte der 
Dreigliederung des sozialen Organismus mit Fragen 
der Gegenwart zu verbinden, sondern daraus eine 
mögliche Zukunftsperspektive für das Internationale 
Kulturzentrum Achberg zu gewinnen. 

Das Thema, die Frage nach einer „Schule für 
Zuversicht“, war zunächst mehr als Arbeitsti-
tel in Prozessen innerhalb des Internationalen 

Kulturzentrums Achberg formuliert: Unter welchem 
Stern könnte eine Stoßrichtung stehen, die unseren 
in der Dreigliederung wurzelnden Gründungsimpuls 
weiterführt und ihn mit den Fragen und Bedürf-
nissen der Gegenwart verbindet? – Im Zuge der 
Vorbereitung der genannten Tagung durch Annette 
Rappmann hatte die Formulierung eine solche Re-
sonanz erzeugt, dass die Veranstaltung selbst die 
„Schule für Zuversicht“ in ihrem Titel tragen sollte 
und ich um einen Betrag dazu gebeten wurde. Dem 
habe ich gerne zugestimmt. Es ist damit keine feste 
Vorstellung etwa einer konkreten Initiative oder der 
Gründung einer solchen Schule verbunden, sondern 
ein Entwicklungsfeld fragend in den Blick genom-
men, auch als Einladung, sich daran zu beteiligen. 
Bei der Verschriftlichung habe ich mir die Freiheit 
genommen, Umformulierungen und Erweiterungen 
vorzunehmen, die aber die Grundaussage des 
Vortrages nicht verändern. 

	 Braucht die Welt so etwas wie eine Schule für Zu-
versicht? Diese Frage kann bei der Wahrnehmung 
unserer Weltsituation aufkeimen. Mein Beitrag will 
versuchen, das etwas auszuloten. Was also könnte 
damit gemeint sein?

Wir arbeiten in Achberg – das Internationale  
Kulturzentrum gibt es seit über 50 Jahren – an Fragen 
der Erneuerung der Gesellschaft aus ihren Funda-
menten heraus. An dem, was im Sozialen wirklich 
trägt, was in der sozialen Verfasstheit, in den Ge-
setzen unserer Rechtsordnungen verankert ist oder 
zu verankern wäre und die Grundlage für unser Zu-
sammenleben bildet. Das ist eines der wesentlichen 
Merkmale in Achberg. Die Ergebnisse dieser Arbeit 
wurden in zahlreichen Projekten und Initiativen in die 
Welt getragen. Es waren und sind Versuche, wirksam 
zu werden und einzutreten für die Demokratiefrage 

oder für die Frage, wie wir in ein menschengemäßes 
Wirtschaften kommen und wie dazu der Geldbegriff 
gestaltet sein muss. Alles das wurde immer wieder 
durchgearbeitet und dabei auch in den Blick genom-
men, wie uns in diesen Fragen die Welt – sich immer 
wieder wandelnd – entgegenkommt. Wir sprechen 
hier auch vom „Zeit-Geist-Geschehen“ mit der Frage 
nach den Entwicklungsgesetzmäßigkeiten, die es im 
Menschheitswerden zu beachten gilt.

Wenn wir auf die lange Entwicklung der Welt durch 
viele Zeiträume hindurch blicken, kann man sagen, 
dass wir jetzt an einem Punkt angekommen sind, an 
dem es in der bisherigen Weise nicht weitergeht. 
Wir sind an einen Punkt gekommen, an dem es 
prekär wird, wo viele Menschen eine Ausweglosig-
keit empfinden und nicht wissen, wie es weitergeht. 
Es wird prekär in unserer ökologischen Situation. 
Wir stehen vor der existenziellen Bedrohung, dass 
uns die Grundlagen für unser Leben und unsere 
Entwicklung abhandenkommen. Auch in unserer 
seelischen Situation wird es prekär. Wir erleben 
das beispielsweise in der Arbeitswelt und insgesamt 
in der Art, wie wir heute in unseren verschiedenen 
Anforderungen in die Welt gestellt sind.

Aber ich will das nicht als Fehlentwicklung verstan-
den wissen, sondern als Entwicklung, die für uns not-
wendig war, die uns als selbstbewusste und wache 
Menschen hervorgebracht hat, die sich klar in die 
Welt stellen können. In der Naturwissenschaft, in der 
Technik, in der Art und Weise, wie wir mittlerweile 
global miteinander wirtschaften können. Das alles 
hat uns an einen Punkt gebracht, an dem wir als 
Menschen heute so sind, wie wir früher nicht waren. 
Nur weitergehen kann es so nicht. 

Um den Ernst unserer ökologischen Situation wissen 
wir schon seit über 50 Jahren. Ein Jahr nachdem 
1971 das Internationale Kulturzentrum Achberg 
gegründet wurde, veröffentlichte der Club of Rome 
seinen Bericht zur Lage der Menschheit und über 
die Grenzen des Wachstums. Seither wissen wir, 
dass wir nicht immer so weitermachen können 
und wir haben trotzdem so weiter gemacht. Das 
ist erstaunlich: Wir wissen es, wir vereinbaren als 
Weltgemeinschaft klare Ziele und machen trotzdem 
so weiter, bleiben in demselben Trott, in denselben 
Mechanismen. Jedenfalls reicht das, was wir tun, 
nicht aus. Mein Beitrag soll auch ein Versuch sein, 
dieses Phänomen zu beleuchten.

	 Ich möchte noch etwas hinzunehmen, das auch 
für mich persönlich eine interessante Erfahrung 
war. Es hängt zusammen mit dem Auftauchen von 
Fridays for Future. Damit, wie Greta Thunberg die 
brennenden Fragen in einer besonderen Klarheit 
angesprochen hat. Sie hat eine Sprache gefunden, 
die durch Mark und Bein geht. So habe ich es er-
lebt und ich meine, dass es auch anderen so ging. 
Ihre Art und ihr Auftreten haben mich dieses: „So 
können wir nicht weitermachen!“ tiefer erfahren und 
begreifen lassen. Es hat mich dringender als davor 
erreicht, dass wir jetzt dem Ernst der Lage angemes-
sen handeln müssen. Und obwohl es der Welt so 
schwerfällt, aus den alten Bahnen herauszufinden, 
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zeigt sich, dass wir in den bestehenden Strukturen 
aus dieser Situation nicht herauskommen. Der Kapi-
talismus muss, um weiterexistieren zu können, das 
Geld immer wieder dorthin lotsen, wo es noch mehr 
Profit verspricht, um als Kapitalismus weiterexistieren 
zu können. 

So sind wir nicht in der Lage, in der Produktion 
der Konsumgüter in einen Schrumpfungsprozess zu 
kommen. Und überall da, wo wir wachsen müssten, 
wo es in der Pflege, in der Pädagogik, beim Schutz 
der Natur oder in einer die Erde bewahrenden 
Landwirtschaft um sinnerfüllte Arbeit geht, in all den 
Tätigkeiten, die wir gemeinsam in aufbauender Wei-
se machen wollen, fließt das Geld nicht hin. Nicht in 
ausreichendem Maß. Die eine Seite müsste wachsen, 
die andere schrumpfen, aber es funktioniert nicht 
aus diesen Verhältnissen heraus, in denen das Geld 
als ein Wert an sich verstanden wird, mit dem alles 
gekauft und verkauft werden kann. 

Wenn wir aber die Wirklichkeit anschauen, hat 
Geld keinen Wert an sich. Die Werte sind das, was 
wir hervorbringen, aus unseren Fähigkeiten. Wir 
sind es, die miteinander auf der Erde wirtschaften. 
Und es ist gleichzeitig etwas Großartiges, dass 
wir dahin gekommen sind und die Erde auch im 
Sozialen zu einem Ganzheitlichen geworden ist, 
in dem alle Menschen zusammenwirken, um das 
hervorzubringen, was wir brauchen. Aber wir ge-
stalten dieses Ganze nicht als Ganzes, sondern aus 
Einzelinteressen heraus.

Es liegt uns vor der Nase, dass wir geschwisterlich, 
brüderlich miteinander wirtschaften sollten, weil 
wir es längst tun. Aber die Realität wird überlagert 
von Begriffen, die uns immer wieder in die Zange 
nehmen, wenn wir das Geld als Wert denken und 
dadurch Arbeit und Produktionsmittel zu Waren, zu 
Wirtschaftswerten machen. Wenn aber die Wirt-
schaftswerte einerseits unsere Fähigkeiten sind, die 
wir in der Arbeit einsetzen und andererseits das, 
was wir in der Arbeit füreinander hervorbringen, 
dann haben wir es beim Geld mit dem Rechtsleben 
zu tun. Wir haben es zu tun mit dem, wie wir uns 
in der Ganzheit des Wirtschaftslebens vereinbaren 
in den Rechten und Pflichten, im Hinblick auf das, 
was wir individuell konsumieren können und was wir 
gemeinsam produzieren wollen. Das Geld hat diese 
Rechtsvorgänge zum Ausdruck zu bringen und zu 
vermitteln. Wenn wir das so denken, kommen wir 
in eine zukunftsfähige Richtung.

 
	 Gerne würde ich von einer „fröhlichen Revolution“ 
sprechen. Das ist in einer Zeit, in der Krieg herrscht, 
schwierig. Eine fröhliche Revolution, so verstanden, 
dass wir neu miteinander ins Gespräch kommen, wie 
wir in Zukunft leben wollen. Wie wir dafür unsere 
soziale Rechtsordnung gestalten wollen. Margaret 
Thatcher hat davon gesprochen, dass die Art und 
Weise, wie wir wirtschaften, alternativlos sei. Sie hat-
te die Auffassung, dass unsere Wirtschaft nur funk-
tioniert, wenn jeder in einem marktwirtschaftlichen 
Geschehen egoistisch seine eigenen Interessen ver-
folgen kann. Alles andere kann nicht funktionieren:  

glaube ich, dass es mittlerweile jedem klar gewor-
den ist, dass es keine andere Option gibt, dass wir 
etwas grundlegend ändern müssen und dass wir vor 
einer neuen Zeit stehen.

Wenn wir das 21. Jahrhundert in den Blick nehmen 
und nicht gleich noch weiter in die Zukunft schauen 
wollen, meine ich sagen zu können: Es wird das 
Jahrhundert der „ökologischen Revolution“ sein. 
Nicht etwa im Sinne der Französischen Revolution, 
in der ein König gestürzt und ein Tumult vom Zaun 
gebrochen wird, sondern wie die industrielle oder 
die landwirtschaftlichen Revolutionen, welche tiefe 
zivilisatorische Umbrüche bedeuteten. Ein Jahrhun-
dert, in dem noch einmal alles in Bewegung kommt 
und in dieser Bewegung die Chance da ist, neue 
Ideen ins Spiel zu bringen. Oder besser gesagt: Eine 
Zeit, in der alte Denkgewohnheiten und Ideologien, 
die unser soziales Zusammenleben bestimmen, ins 
Wanken geraten und dadurch die bereits in der 
Welt webenden Ideen dem erkennenden Denken 
zugänglicher werden können. 

Das geschieht auch immer schon, wenn in einer 
Krise erkennbar wird, dass wir etwas missachtet 
haben, was fortan berücksichtigt sein muss, wenn 
es auf richtigen Bahnen weitergehen soll. Jetzt aber 
kommen wir in eine Zeit, in der die Krisen kulminieren 
und ich denke, dass man dieses In-Bewegung-Kom-
men deutlicher erleben kann. Gleichzeitig sehen 
wir, dass es trotzdem immer wieder nicht gelingt, in 
hinreichender Weise in ein neues Tun zu kommen. 
Es deshalb nicht gelingt, weil wir es mit Systemen 
zu tun haben, die in alten Denkgewohnheiten und 
Ideologien wurzeln und dabei Macht begründen. 

Das ist die doppelte Situation, die uns aufruft, die 
Bruchlinien genau in den Blick zu nehmen: Wo ver-
laufen sie? Vielleicht nicht zwischen den Menschen. 
Ich meine, dass sie durch jeden einzelnen Menschen 
hindurchgehen und jeder Mensch jetzt angestoßen 
ist, etwas von den Verhärtungen zu lockern, um die 
anachronistischen Ideologien allmählich aufzulö-
sen. Zugleich bemerken wir, wie das Pendel immer 
wieder in die andere Richtung ausschlägt, was 
aber nicht beweist, dass die Thesen falsch sind. Im 
Gegenteil, auch das ist eine verständliche Folge in 
der neuen Dynamik. 

Ich habe anfangs schon gesagt, wie wir in unserer 
sozialen Wirklichkeit auf dem Boden von Rechtsord-
nungen stehen, die unser Leben regeln. Wir haben 
zum Beispiel einen herrschenden Eigentumsbegriff, 
aus dem wir Grund und Boden oder Produktions-
mittel als Eigentum besitzen und aus weitgehend 
eigenem Gutdünken damit umgehen können. Das 
ist in den Gesetzen verankert. Genauso, dass mit 
Geld unsere Arbeitskraft gekauft werden kann und 
so die Macht des Geldes entscheidet, wo unsere 
Fähigkeiten zum Einsatz gebracht werden, im Inter-
esse derer, die den Zugriff auf das Geld und Kapital 
haben. Und in diesen Einzelinteressen ist das Ganze 
unserer Welt nicht mit in den Blick genommen.

Damit gehen die Zerstörungen unserer Umwelt ein-
her, genauso wie auch die Not der Seelen, und es 
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„There is no alternative.“ – Jetzt aber sind wir an 
einem Punkt, wo wir merken: Nein, es ist nicht al-
ternativlos, sondern es führt uns in den Abgrund. 
Es droht der Verlust unserer Lebensgrundlagen auf 
der Erde. Es wird etwas anderes alternativlos: dass 
wir die Lebensgrundlagen erhalten müssen. Das 
ist Chance, aus dem Stillstand und aus dem Trott 
herauszukommen, die Chance neu ins Gespräch 
zu kommen, wenn das als alternativlos gedachte 
„Unverrückbare“ jetzt nicht mehr unverrückbar ist, 
sondern im Gegenteil als existenzielle Bedrohung 
erkannt werden kann. Das macht das Neu-ins-Ge-
spräch-Kommen möglich. 

„Was braucht es, damit aus Empörung Handeln wird 
und woher kann in Krisen die Zuversicht kommen, 
die wir so dringend brauchen“, fragt Luisa Neubau-
er in ihrem Buch „Gegen die Ohnmacht“, das sie 
gemeinsam mit ihrer Großmutter Dagmar Reemtsma 
geschrieben hat. Die Frage nach einer „radikalen 
Zuversicht“, wie sie es an anderer Stelle formuliert, 
hat mich angestoßen, die hier beschriebenen Pers-
pektiven mit der nach einer „Schule für Zuversicht“, 
als einem zu belebenden Entwicklungsfeld, in Ver-
bindung zu bringen. Ich meine, dass das etwas mit 
dem entlarvenden Blick auf die herrschenden, bisher 
als alternativlos geltenden Begriffe zu tun haben 
kann und mit dem, dass wir in den Erschütterungen, 
die wir erleben, neu ins Gespräch kommen können.

Hier sind aber alle Menschen als Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den Transformationsaufgaben 
aufgerufen. Was kann das bedeuten? Wo kann die 
Mitarbeit ihren guten Anfang nehmen? Kann es be-
deuten, dass die Menschen als Einzelne sofort neue 
Wege einschlagen müssen in ihrem individuellen 
Verhalten? Wohl eher nicht.

Wir haben in Achberg zur Demokratiefrage gearbei-
tet. Wir sprechen auch in unseren europäischen und 
westlichen Gesellschaften von der Demokratie und 
blicken auf die Errungenschaften des Rechtsstaats, 
aber es ist seine Ausprägung im Parlamentarismus, 
die heute weitgehend wirksam ist. Wir beteiligen uns 
durch Wahlen, aber wir sind noch nicht unmittelbar 
beteiligt am Hervorbringen der Gesetze beteiligt. 
Da bringen wir die direkte Demokratie ins Spiel, 
ausgearbeitet in der Idee der dreistufigen Volks-
gesetzgebung mit Volksinitiative, Volksbegehren 
und Volksentscheid und wie in der demokratischen 
Willensbildung zu dem jeweiligen Gegenstand in 
den Medien die Diskussion über das Pro und Kontra 
im Vorfeld eines Volksentscheides gewährleistet sein 
muss. Das waren und sind die Grundgedanken für 
konkrete Gesetzesvorschläge zur Ausgestaltung der 
direkten Demokratie in der Bundesrepublik. Auch in 
Österreich und auf europäischer Ebene haben wir 
dazu Initiativen ergriffen. 

In dieser Arbeit liegen die Grundgedanken, wie wir 
ins gesellschaftliche Gespräch kommen können, um 
gemeinsam alles neu anzuschauen. Früher hatten 
wir die Vorstellung, dass wir die Bearbeitung der 
Demokratiefrage brauchen, um mit der direkten 
Demokratie neue Ideen zu implementieren, um sie 
ins Spiel bringen zu können, wo die herrschenden 

Mächte dies nicht tun. Ich glaube, dass das immer 
noch gültig ist. Aber es kommt heute etwas hinzu, 
was mit dem Aspekt der Zuversicht zu tun hat, 
zu dem das Zutrauen und Vertrauen gehört. Die 
Volksgesetzgebung könnte selbst eine „Schule für 
Zuversicht“ sein, wenn wir sie uns erringen und uns 
sagen würden: Wir brauchen die direkte Demokra-
tie, um uns in dem, was wir an neuen Wegen finden, 
austarieren zu können. Wenn wir uns auf den neuen 
Wegen auch zurücknehmen müssen und ich dazu 
bereit bin, wenn ich erlebe, dass der andere sich 
auch zurücknehmen will. Wenn der eigene Schritt 
ein Beitrag in einem Ganzen ist und mit den Beiträ-
gen der anderen in einer Balance steht. 

Ich will es mit einem Bild sagen: Wenn ein Segelboot 
in einen Sturm kommt und in raues Gewässer, dann 
hängen sich alle in die Seile, damit das Boot nicht 
kentert. Dann beruhigt sich die Lage wieder, aber 
alle hängen jetzt noch da draußen. Wie finden sie 
wieder zurück in die Mitte? Wenn sie das nicht aus-
tarieren, droht das Boot erst recht zu kentern. Also 
verharren alle da draußen. Soweit das Bild. Wir 
müssen also lernen, uns miteinander auszutarieren, 
damit wir zurück in die Mitte finden können. Dafür 
brauchen wir gesellschaftliche Prozesse, in denen 
wir uns vereinbaren. 

Wenn es solcher enormen Schritte bedarf, wie sie 
uns in diesem Jahrhundert bevorstehen, kann das 
nicht von oben kommen, dann müssen alle am 
Vereinbaren und Austarieren beteiligt sein. Wir 
brauchen also umfassende Gesprächsprozesse 
und wir brauchen sie aufgrund der ökologischen 
Situation nicht nur national, sondern weltweit über 
die Grenzen hinweg.

Das sind die Herausforderungen, vor denen wir ste-
hen, in denen ein Mensch wie Luisa Neubauer sagt: 
Wir müssen in eine „Weltvertrauensarbeit“ kommen, 
also ein Weltvertrauen gemeinsam erarbeiten. Wenn 
ich nicht das Vertrauen habe, dass auch du das dei-
nige beiträgst, brauche ich keine Rücksicht mehr zu 
nehmen. Dann machen wir so weiter, bis die Welt 
untergeht. Auf der Titanic haben sie auch Musik ge-
spielt, bis das Schiff schon fast gesunken war. 

Es ist also eine Vertrauensarbeit zwischen den 
Menschen gefragt und vor allem zwischen Staaten 
und Gesellschaften insgesamt. Dafür müssen wir 
Strukturen und Prozesse finden, wie sie in der Be-
arbeitung der Demokratiefrage der Richtung nach 
schon erkannt werden können. Mit konsequenter 
Einbeziehung aller. Sind nicht gerade in Europa 
dafür Voraussetzungen vorhanden, um einen inspi-
rierenden Anfang machen zu können? In einer Welt, 
in der das demokratisch Errungene durch Diktaturen 
und Autokratien auch stark bedroht ist und in turbul-
enten Zeiten überall Rückschritte drohen.

Es ist vieles da an Initiativen. Wir haben die Idee 
der direkten Demokratie mit Volksinitiative, Volksbe-
gehren, Volksentscheid und haben da seit Jahren 
und Jahrzehnten unsere Vorstellungen dazu. Es 
kommt jetzt darauf an, dass wir den Blick wen-
den, erweitern und feststellen: Wir brauchen die 
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Bewegungen da sind, die die Ideen einer ökologi-
schen Revolution als ihren Inhalt haben. Und es ist 
wichtig, dass diese Bewegungen größer und kräfti-
ger werden, aber nicht deshalb, damit die Macht vor 
ihnen  kapituliert, sondern damit die Zuversicht in die 
Möglichkeit eines Gelingens wachsen kann, durch 
das Wahrnehmen der tätigen anderen Menschen, 
durch die gemeinsame Verständigung mit ihnen und 
zwischen uns allen. Dann kann die Macht kapitulie-
ren und dann kapitulieren wir selbst, insofern wir ja 
alle auch selbst in den Machtstrukturen stehen. Wir 
kapitulieren dann in unserem Misstrauen voreinan-
der und vor unserem Gewissen, wenn wir auf das 
hören, was wir an ethischen Urteilen im Gewahren 
der Wirklichkeit bilden. Weil wir dadurch Vertrauen 
haben können in den anderen Menschen und dass 
wir aus den Denkgewohnheiten der vermeintlichen 
Alternativlosigkeiten herauskommen können. Wir 
können dann das Zutrauen haben, dass wir aus 
Freiheit miteinander, Menschen mit Menschen, 
selbstbestimmt, selbstverwaltet und kooperativ in 
der Demokratie, in der Wirtschaft und in der Kultur 
miteinander in die Verständigung kommen können 
über das, was zu tun ist und wie wir es miteinander 
gestalten wollen. Dass wir nicht den Herrn und den 
Knecht brauchen, um in geordneten Bahnen zu sein. 
Schiller sagt in seinen Briefen über die ästhetische 
Erziehung des Menschen: „Freiheit zu geben durch 
Freiheit ist das Grundgesetz dieses Reichs“. 

Wir mussten durch diese Entwicklung durchgehen, 
die uns in die bedrohliche Situation gebracht hat. 
Durch sie ist die Menschheit überhaupt erst in ein 
ökologisches Ganzheitsbewusstsein gekommen. Und 
wir müssen jetzt das Zutrauen finden in ein Mitein-
ander freier Menschen. Die zusammen wirtschaften, 
die miteinander Rechte beschließen, die sich finden 
können in einem neuen Anschauen der Welt durch 
eine umfassende Verständigung aller.

Dazu gehört noch etwas Weiteres neben dem Wirt-
schaftsbegriff und dem Demokratiebegriff, die wir 
schon betrachtet haben. Wenn ich eine persönliche 
Geschichte anführen darf: Was ich ein wenig skizziert 
habe über das Wirtschaftsleben, hat seine Wurzeln in 
dem Werk und Schaffen eines Menschen, der auch in 
Achberg gewirkt hat, bei Wilhelm Schmundt. Von ihm 
hat Joseph Beuys gesagt, dass er „unser großer Leh-
rer“ sei. Schmundt hat in seiner „Elementarlehre des 
sozialen Organismus“ versucht, eine Freiheitsgestalt 
des Sozialen zu erfassen, in dem die Wirtschaftsvor-
gänge aus einem selbstverwalteten, dem Konsum-
bereich gegenüberstehenden Produktions- oder Un-
ternehmensbereich zu gestalten sind. Wie darin die 
Geldprozesse dienend als Rechtsvorgänge figurieren 
und wie die Kapitalverwaltung, also der Einsatz der 
Produktionsmittel und die nötigen Investitionen und 
Subventionen, aus den Beratungen von Einrichtungen 
des Geisteslebens zu beurteilen wären. Als ich vor 
25 Jahren als junger Mensch auf Achberg und auf 
Wilhelm Schmundt stieß, bin ich jeden Morgen ein 
oder zwei Stunden früher aufgestanden und habe das 
wirklich durchgeackert. In einem Moment hatte ich 
das Erlebnis einer tiefen Gewissheit: Ja, die Rettung 
der Welt ist möglich, weil ich sie denken kann. Und 
wenn ich sie denken kann, kann sie jeder denken. 

Demokratie, um wieder zurück in die Mitte kommen 
zu können. Wir brauchen sie, damit wir die Vertrau-
ensarbeit leisten können, damit wir Wege in eine 
Postwachstumsökonomie in materieller Hinsicht und 
in eine Wachstumsökonomie in anderer Hinsicht fin-
den. Um dafür neue rechtliche Rahmen zu schaffen.

Wir können erkennen, dass wir es in der neuen 
Konfiguration unserer krisenhaften Zeit nur noch 
nötig haben, uns miteinander zu verständigen, im 
Sinne einer „Selbstverständigung der Zeit über ihre 
Kämpfe und Wünsche“, wie es der junge Karl Marx 
in einem Brief an Arnold Ruge einmal formulierte. 
Und die rechtliche Verfassung, in die wir uns dazu 
stellen müssten, durch und durch Gespräch zu be-
deuten hätte. Verfassung als Gespräch.

Durch den Schub, den das ökologische Bewusstsein 
in den letzten Jahren gemacht hat und dadurch mehr 
denn je der Blick auf das Ganze gelenkt wurde, sind 
jetzt neue Voraussetzungen gegeben. Man könnte 
hier noch das Augenmerk auf das „heiße Eisen“ der 
Covid-Pandemie lenken, um auch diese Phänomene 
zu ergänzen. Alles auch in den Widersprüchlichkei-
ten und Gegenbewegungen, die ebenso wahrzuneh-
men sind und Keimhaftes immer schnell zu verdecken 
scheinen. Und doch meine ich, dass die Menschen 
in all diesen Fragen berührbarer werden, dass der 
Ernst der Lage durch die seelischen Panzer, die wir 
uns zugelegt haben, durchdringen kann. 

Da ist es für mich bemerkenswert, dass all das, 
was ich so wahrzunehmen meine, vielfach aus dem 
Materialismus unserer wissenschaftsgeprägten Welt 
heraus geschieht. Aus der geistigen Finsternis des 
Materialismus wird etwas wahrnehmbar, was wir 
als Weltverantwortung erleben können. Eine Welt- 
und Menschheitsverantwortung von Menschen, die 
vielfach ganz materialistisch in ihrer Weltanschau-
ung sind. Ich bin ein anthroposophisch orientierter 
Zeitgenosse, der eine spirituelle Dimension des 
Menschen hat, aber viele, denen ich bei Fridays for 
Future begegnet bin, sind Materialistinnen und Ma-
terialisten. Gerade diese Menschen wachen auf für 
die Verantwortung, für die Erde, für den Fortbestand 
der Menschheit, für eine Generationengerechtigkeit, 
für eine Regionengerechtigkeit. Alles ist plötzlich 
da, mit einem Blick aufs Ganze und stellt sich den 
verhindernden, behindernden, immer wieder brem-
senden Kräften entgegen. In einer Offenheit und 
Entschiedenheit, bei der mir dieser Gedanke der 
„fröhlichen Revolution“ in den Sinn gekommen ist, als 
das alles im Jahr 2019 in meine Wahrnehmung trat.

	 Ich möchte zum Schluss noch einen Aspekt 
hinzufügen. Wir erleben die beschriebenen Macht-
strukturen, die auch dann verhindernd wirken, wenn 
wir schon einen Willen zur Veränderung aufbringen. 
Woraus können wir noch Zuversicht schöpfen, 
wenn wir das so erleben müssen? Wir wissen es, 
wir wollen es und es funktioniert nicht. Wir können 
die Frage dann auch so stellen: Wovor wird dieses 
Machtsystem kapitulieren? 

Ich glaube nicht, dass es durch eine Gegenmacht kapi-
tuliert. Natürlich ist es notwendig, dass mutmachende  
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Ich habe ein Denken erleben können, das nicht 
nur abstrakt ideologische Prämissen miteinander 
verknüpft, sondern die Wirksamkeit von Ideen und 
Begriffen ins Erleben bringt, wie sie in der Wirklich-
keit walten. Auch das wäre ein Unterrichtsfach in 
der „Schule für Zuversicht“, dass wir in unser Den-
ken Vertrauen haben können, Zutrauen entwickeln 
können, dass es uns etwas über die Wirklichkeit 
sagt, und zwar so, dass ich erfahre: Wenn ich das 
denken kann, kannst du das auch denken. Und da 
können wir uns begegnen. Dann haben wir eine 
gemeinsame Begegnung in einem Begriff, der 
selbst ein Lebewesen ist, der auch ein Du ist. Ein 
Wesenhaftes, das in den Vorgängen wirkt und das 
ich erfahren kann und das du erfahren kannst. Und 
dass diese Art von Denken durchwärmt ist durch 
das, was man das Gefühl nennt, dass es so bis in 
das Wollen hineinkommen kann. Dass das Wollen 
selbst ins Denken muss, als Liebe und Interesse an 
den Erscheinungen der Welt. Wie Beuys es gesagt 
hat: „Es kommt alles auf den Wärmecharakter im 
Denken an. Das ist die neue Qualität des Willens.“ 

Das wäre etwas, was wir zu üben hätten, dass 
wir mit unserem Denken eben nicht Träger von 
Ideologien bleiben, von Denkgewohnheiten, von 
Vorstellungen, die wir immer weiter tradieren, 
sondern dass wir erkennen, dass der Mensch ein 
intuitionsbegabtes Wesen ist und dadurch Neues in 
die Welt kommen kann, durch seine freien Taten und 
in der freien Verständigung darüber – demokratisch 
im Rechtsleben und im Zusammentragen unserer 
Wahrnehmungen und Urteile für ein solidarisches 
Wirtschaftsleben.

Das ist es, was mich zu diesem Beitrag bewogen 
hat. Dass wir alles schon Errungene aus dieser 
Blickänderung anschauen. Hinhören, wie die Zeit 
neu zu uns spricht. Und die Gewissheit haben, dass 
das jedem Menschen erlebbar werden kann und 
wird: So geht es nicht weiter und wir können damit 
rechnen: „Change is coming, whether you like it or 
not“, wie es Greta Thunberg am 12. Dezember 2018 
in Katowice gesagt hat.

Wir können davon ausgehen: Das 21. Jahrhundert 
wird noch einmal alles in Bewegung bringen, im 
Guten oder im Schlechten. Wir können zuversichtlich 
sein, dass das auch die Menschen mit in Bewegung 
setzt und wenn wir in diese Bewegung hinein wirk-
sam sind und uns miteinander an den Tisch setzen 
und hinhören auf das, was Not tut und uns unter-
stützen in all den Impulsen, die schon da sind, dass 
sich die Dinge dann zusammenfinden können und 
das, was jetzt angesagt ist, auch ein gutes Stück 
vorankommen kann. In eine Entwicklung hinein, die 
uns dann auch mit der Natur in ein neues Verhältnis 
setzt, um all die aufbauenden Kräfte zu entbinden, 
die wir gegenüber den Gefahren der Klimakrise, des 
Artensterbens, der Erosion der Böden, aber auch für 
die Rettung der Seele brauchen.

Jetzt im 21. Jahrhundert kann es beginnen, dass wir 
als Menschheit in eine ganz neue Verantwortung 
kommen für das Ganze unserer Erde im Sozialen und 
für die Natur und für uns selbst als seelisch-geistige 

Wesen. Wenn wir das erkennen können, dann wäre 
es doch gut, wenn wir uns schon darauf einstellen 
würden und die entsprechenden Maßnahmen in der 
Welt treffen, die aber vorher schon Maßnahmen in 
unserem Denken und Fühlen sein können, um das 
Wollen in diese Richtung zu durchleuchten und zu 
durchwärmen. 

Die Zeit spricht neu zu uns. Das, was notwendig 
war, damit wir aus der Vergangenheit bis hierher 
kommen konnten, dass wir überhaupt als wache, 
kräftige Zeitgenossen miteinander in einer globalen 
Welt kosmopolitisch zusammenwirken können, dass 
wir dazu befähigt sind, das hat uns zugleich an 
eine Grenze geführt, an der jetzt unser gewonnenes 
Menschsein aufgerufen ist, alles neu zu ergreifen 
und zu gestalten.

Autor
Gerhard Schuster, Jahrgang 1973, ist Vorstand 
des Internationalen Kulturzentrums Achberg e.V. und 
der ebenfalls in Achberg ansässigen Stiftung für 
Geisteswissenschaft und Dreigliederungsforschung e.V. 
Er ist Mitbegründer der European Credit Initiative. 
Mit dem in Wien ansässigen Verein IG-EuroVision 
betreibt er (gemeinsam mit democracy international 
e.V.) das Projekt European Public Sphere, in dessen 
Rahmen er zahlreiche Kuppelgespräche zu sozi-
alen und ökologischen Fragen moderiert. Mit der 
Initiative für komplementäre Demokratie setzt er sich 
in seinem Heimatland Österreich für die dreistufige 
Volksgesetzgebung ein. Diese vielfältigen Themen- 
und Aktivitätsfelder versteht Schuster als Bausteine 
einer neuen sozialen Architektur, für die vor allem 
der Prozess der europäischen Integration mit seiner 
wieder aktuellen Verfassungsfrage eine Entwick-
lungsperspektive darstellt. 

Kontakt:  
gerhard.schuster@kulturzentrum-achberg.de

Herzliche Einladung nach Achberg 
Die Fragen und Perspektiven des obigen  

Beitrages werden auch beim

INKA-Camp mit Zukunftsgesprächen  
vom 27. August bis 3. September 2023

Thema sein!

Während der ganzen Woche wird es in 
einem bunten Programm viel Raum geben 

für Workshops und Gespräche zu den 
ideellen Perspektiven, die in Achberg leben. 
Zugleich freuen wir uns auf helfende Hände, 

die an der einen oder anderen Stelle 
mitanpacken wollen. 

www.kulturzentrum-achberg.de
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Der Weltzukunftsvertrag 
der Agenda 2030 – 
ein menschheitlicher 
Zukunftsimpuls?
Die Agenda 2030 als Aufgabenfeld im 
Seminar für freiheitliche Ordnung (SffO)

Der folgende Artikel gibt Einblicke in ein Projekt des 
SffO, das Anton Winter auf dem Netzwerktreffen im 
April vorgestellt hat.

Anton Winter

Der Autor ist Mitglied im SffO1 in Bad Boll. 
Seit über 70 Jahren beschäftigt sich dieses 
mit Fragen der Freiheit in der gleichnamigen 

Zeitschrift und veröffentlicht Beiträge beinahe zu al-
len Gebieten des sozialen Lebens. In der Nachfolge 
des im Juni 2019 verstorbenen Vorstandsmitglieds 
Fritz Andres befasste sich eine Arbeitsgruppe ein-
gehend mit den 17 Globalen Zielen für nachhaltige 
Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDG), 
die im Rahmen der Agenda 2030 von der Weltge-
meinschaft 2015 beschlossen worden waren. Die 
Bundesregierung verabschiedete in der Folge 2017 
die Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie (Bundesregie-
rung 2023). 

Projekte des SffO im Hinblick 
auf die Agenda 2030
Mit Ausstellungen sowie der Unterstützung von 
Projekten und Aktionen an verschiedenen Schulen 
in Baden-Württemberg brachte und bringt das SffO 
die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 auch 
jungen Menschen, Schülerinnen und Schülern nahe.2 

Beim Bearbeiten der 17 Ziele ergab sich eine 
überraschende Kompatibilität mit den sozialwissen-
schaftlichen Grundüberzeugungen des SffO. In der 
Arbeitsgruppe konnte mit zwei weiteren Vorschlägen 
für Entwicklungsziele – 1. die Wissensorientierung 
und 2. das Geldwesen – eine Praxismethode zur 
Gestaltung nachhaltiger Einrichtungen und Unter-
nehmen gewonnen werden. 

1	 Das Seminar für freiheitliche Ordnung e. V. ist eine freie Bildungs- 
und Forschungseinrichtung, um Menschen geistes- und sozialwissen-
schaftliche Fragen näher zu bringen und einen Beitrag zum Erhalt und 
zur Weiterentwicklung einer liberalen demokratischen Gesellschaft zu 
leisten.
2	 Beim Europäischen Sommerfest in der Disibod Realschule in Bad 
Sobernheim wurde eine umfangreiche Ausstellung zu den 17 SDG, zur 
geschichtlichen Entwicklung des Geldwesens und zu aktuellen Themen 
präsentiert. In Zusammenarbeit mit einzelnen Schulen organisierte Fritz 
Andres eine Reihe von öffentlichen Aktionen auf den Marktplätzen Bad 
Sobernheims, Esslingens und Göppingens. 2019 bis 22 unterstützte das 
SffO schulübergreifende Gemeinschaftsprojekte im Rahmen des Schul-
wettbewerbs eine Welt FÜR ALLE eine Welt. Auch für die neue Runde 
mit dem Motto "Globaler Kurswechsel: Sei du selbst die Veränderung!" 
(https://www.engagement-global.de/pressemitteilung/globaler-kurs 
wechsel-sei-du-selbst-die-veraenderung.html) ist eine Beteiligung ge-
plant.

Das SffO untersuchte darüber hinaus den maßgeb-
lichen Einsatz des Weltwirtschaftsforums in Davos 
(World Economic Forum, WEF) hinsichtlich des Leit
ideals der Freiheit. Für das SffO erwies es sich als 
notwendig, den technologielastigen Projekten und 
Politikforderungen andere, künstlerisch geprägte Ini-
tiativen entgegenzustellen. Mit mehreren schulischen 
Kunstprojekten3 wurde das gemeinsam erprobt.

Vom 15. bis 18. Juni 2023 lud das SffO zu einer 
Werkstatt Dialog Konferenz in die Schule der Freiheit 
nach Bad Boll ein. Hier wurden Menschen als ‚Ge-
stalter’ angesprochen, die Markt- und Geopolitik in 
ein gesundes Verhältnis bringen wollen.

Scheitert der Weltzukunftsvertrag 
der Agenda 2030?
Dr. Daniel Dückers, seit 2005 Leiter der Krisen-
frühwarnung für das Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit (BMZ) am German Institute 
of Global and Area Studies (GIGA), gab 2017 zu 
bedenken, dass enorme Hürden zu überwinden 
sind, um die 17 SDG zu erfüllen. Ein Hauptproblem 
sei die Verteilungsungerechtigkeit:

„Die Agenda 2030 und die dort festgehaltenen nach-
haltigen Entwicklungsziele (Sustainable Development 
Goals, SDG) sind der internationale Fortschrittsfahr-
plan für die kommende Zeit. Bis zum Jahr 2030 soll 
sich ‚das Leben aller Menschen grundlegend verbes-
sern‘ (UNGA 2015: 2). Doch der Weltzukunftsvertrag 
bleibt weit hinter dem Anspruch zurück, den sich die 
internationale Staatengemeinschaft selbst gestellt hat:

Seit Jahrzehnten proklamiert die internationale Staa-
tengemeinschaft ein spezifisches Fortschrittskonzept, 
das sich unter der Überschrift ‚Nachhaltiges Wohlbe-
finden‘ zusammenfassen lässt. Ziel ist, allen Menschen 
in nachhaltiger und fairer Weise ein ‚gutes Leben‘ in 
sieben Dimensionen zu ermöglichen: Rechte, Gleich-
heit, Freiheit, Persönlichkeitsentfaltung, Gesundheit, 
Sozialität und ‚Brüderlichkeit‘.

Die 17 SDG der Agenda 2030 gelten als ambitio-
niert; der Abgleich mit dem eigenen Anspruch der 
Staatengemeinschaft zeigt jedoch erhebliche Defi-
zite. Auf der entscheidenden Ebene der Unterziele 
und Indikatoren sind Fortschritte in vielen Bereichen 
‚Nachhaltigen Wohlbefindens‘ nur minimal anvisiert, 
zum Teil weniger als das.

Um glaubwürdiger zu werden, muss die internationale 
Staatengemeinschaft eine überzeugende Perspektive 
zur Erreichung ihres Schlüsselziels eröffnen: eine 
deutlich gleichere Verteilung materieller Ressourcen. 
Umverteilungsmaßnahmen sind unvermeidlich; sie 
haben das Potenzial eines umfassenden (ökologisch 

3	 2019 wurde mit der Säulenskulptur „European Secret“ im Innenhof 
der Disibod Realschule in Bad Sobernheim das „World Art Forum“ ein-
gerichtet. Weitere Projekte:„Das Weltsubjekt – der Mensch“, „Die ersten 
Tage der Menschheit“ sowie „Arche Nova“ als Gemeinschaftsprojekt 
der Freien Waldorfschule in Bad Kreuznach und der Disibod Realschule 
in Bad Sobernheim.



	
Sozialimpulse 2/23  25 

﻿Winter: Agenda 2030

neutralen) Fortschrittskatalysators im Sinne des eige-
nen Konzepts.

Fazit
Der Schwerpunkt der Agenda 2030 liegt auf der 
Beseitigung von Zuständen, die – aus Sicht der seit 
Jahrzehnten proklamierten Zukunftsvision der interna-
tionalen Staatengemeinschaft – schlicht unerträglich 
sind. Damit übertrifft die Agenda 2030 zwar die Er-
wartungen an solche Vereinbarungen, doch es liegen 
Welten zwischen den selbst aufgestellten ethischen 
und planetarischen Handlungsimperativen und der 
sozialen, wirtschaftlichen und humanitären Realität. 
Ein Nachsteuern ist dringend geboten.“

Die Anfänge: Der Millennium-
Gipfel 2000
Auf dem Millenniumgipfel, der bis dahin größten 
Zusammenkunft von Staats- und Regierungschefs, 
der 55. Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen vom 6. bis 8. September 2000 in New York, 
„einigten sich die Teilnehmer auf einen Maßnahmen-
katalog mit konkreten Ziel- und Zeitvorgaben. Überge-
ordnetes Ziel war, die Armut in der Welt bis zum Jahr 
2015 zu halbieren. Eine politische Bestandsaufnahme 
der Vereinten Nationen listete die Fakten auf: 

Zum Zeitpunkt der Bestandsaufnahme lebten über eine 
Milliarde Menschen in extremer Armut – das heißt, 
jeder fünfte Mensch hatte weniger als den Gegenwert 
eines US-Dollars (Kaufkraftparität) pro Tag für seinen 
Lebensunterhalt zur Verfügung.

Mehr als 700 Millionen Menschen hungerten und 
waren unterernährt.

Mehr als 115 Millionen Kinder im Volksschulalter hat-
ten keine Möglichkeit zur Bildung, sie konnten weder 
lesen noch schreiben.

Über einer Milliarde Menschen war der Zugang zu 
sauberem Trinkwasser verwehrt, mehr als zwei Milli-
arden hatten keine Möglichkeit, sanitäre Anlagen zu 
nutzen. Diese Menschen hatten kaum Chancen, sich 
an gesellschaftlichen, ökonomischen und politischen 
Prozessen zu beteiligen.

Am 9. September 2000 beschlossen 189 Mitglieds-
staaten der Vereinten Nationen mit der Millenniumser-
klärung einen Katalog grundsätzlicher, verpflichtender 
Zielsetzungen für alle Mitgliedstaaten.[4] Armuts-
bekämpfung, Friedenserhaltung und Umweltschutz 
wurden als die wichtigsten Ziele der internationalen 
Gemeinschaft bestätigt. Das Hauptaugenmerk lag 
auf dem Kampf gegen extreme Armut: Armut wurde 
nicht mehr allein als Einkommensarmut verstanden, 
sondern umfassender als Mangel an Chancen und 
Möglichkeiten. 

Reiche wie auch arme Länder verpflichteten sich, die 
Armut drastisch zu reduzieren sowie Ziele wie die Ach-
tung der menschlichen Würde, Gleichberechtigung, 

Demokratie, ökologische Nachhaltigkeit und Frieden 
zu verwirklichen. 

Im Vergleich zu früheren Entwicklungsdekaden sind 
die Ziele umfassender, konkreter und mehrheitlich mit 
eindeutigem Zeithorizont versehen. Nie zuvor haben 
sich neben Regierungen auch Unternehmen, internati-
onale Organisationen, aber auch die Zivilgesellschaft 
so einstimmig zu einem Ziel bekannt. Alle sind sich 
einig, dass der Ausbreitung der Armut Einhalt geboten 
werden muss. 

Oberstes Ziel ist die globale Zukunftssicherung, für 
die vier programmatische Handlungsfelder festgelegt 
wurden: 

• Frieden, Sicherheit und Abrüstung 
• Entwicklung und Armutsbekämpfung 
• Schutz der gemeinsamen Umwelt 
• Menschenrechte, Demokratie und gute Regierungs- 
   führung (...)

Zur Überprüfung und Durchsetzung der Ziele initiierte 
der damalige UN-Generalsekretär Kofi Annan im Jahr 
2002 die Millenniumskampagne der Vereinten Nati-
onen. Sie setzte sich weltweit zum Ziel, Bürger in den 
verschiedenen Nationen für die Millenniumsziele zu 
mobilisieren und den öffentlichen Druck auf die Politik 
zur Durchsetzung der Ziele möglichst hoch zu halten. 
(Wikipedia „Millenniums-Entwicklungsziele“)

Nach zehn Jahren, vom 20. bis 22. September 
2010, wurde bei der 65. UN-Generalversammlung, 
der sogenannten „Weltarmutskonferenz“, eine Zwi-
schenbilanz über das Erreichte vorgelegt. Neben 
einigen, allerdings oft brüchigen Fortschritten in der 
Regierungsführung, Schulbildung, Reduzierung der 
extremsten Armut, mussten Defizite im Zugang zu 
Trinkwasser, der Hygiene und in der Verringerung 
der Mütter- und Kindersterblichkeit eingestanden 
werden. 

Nachdem durchschlagende Erfolge beim Erreichen 
der Millenniumsziele ausgeblieben waren, beschloss 
man am 25. September 2015 beim New Yorker 
Gipfeltreffen der Konferenz der Vereinigten Nationen 
zur nachhaltigen Entwicklung die Agenda 2030 mit 
den 17 Entwicklungszielen (17 SDG - Sustainable 
Development Goals). Sie wurde von allen 193 Mit-
gliedstaaten verabschiedet.

Die Agenda 2030 als 
Herausforderung für die  
anthroposophische 
Sozialwissenschaft 
Mit dem Weltzukunftsvertrag der Agenda 2030 ist die 
Menschheit in die Epoche ihrer „kosmopolitischen 
Union” eingetreten. Der Resolutionstext gibt dem 
Übergang ein hoffnungsvolles Gesicht: 

“Diese Agenda ist ein Aktionsplan für die Menschen, 
den Planeten und den Wohlstand. Sie will außerdem 

https://de.wikipedia.org/wiki/Generalversammlung_der_Vereinten_Nationen
https://de.wikipedia.org/wiki/Generalversammlung_der_Vereinten_Nationen
https://de.wikipedia.org/wiki/Millenniums-Entwicklungsziele%23cite_note-4
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den universellen Frieden in größerer Freiheit 
festigen. Wir sind uns dessen bewusst, dass die 
Beseitigung der Armut in allen ihren Formen und 
Dimensionen, einschließlich der extremen Armut, 
die größte globale Herausforderung und eine 
unabdingbare Voraussetzung für eine nachhaltige 
Entwicklung ist. 

Alle Länder und alle Interessenträger werden diesen 
Plan in kooperativer Partnerschaft umsetzen. Wir sind 
entschlossen, die Menschheit von der Tyrannei der 
Armut und der Not zu befreien und unseren Planeten 
zu heilen und zu schützen. Wir sind entschlossen, die 
kühnen und transformativen Schritte zu unternehmen, 
die dringend notwendig sind, um die Welt auf den 
Pfad der Nachhaltigkeit und der Widerstandsfähigkeit 
zu bringen. Wir versprechen, auf dieser gemeinsamen 
Reise, die wir heute antreten, niemanden zurückzu-
lassen. 

Die heute von uns verkündeten 17 Ziele für nachhaltige 
Entwicklung und 169 Zielvorgaben zeigen, wie umfas-
send und ambitioniert diese neue universelle Agenda 
ist. Sie sollen auf den Millenniums-Entwicklungszielen 
aufbauen und vollenden, was diese nicht erreicht ha-
ben. Sie sind darauf gerichtet, die Menschenrechte für 
alle zu verwirklichen und Geschlechtergleichstellung 
und die Selbstbestimmung aller Frauen und Mädchen 
zu erreichen. Sie sind integriert und unteilbar und 
tragen in ausgewogener Weise den drei Dimensi-
onen der nachhaltigen Entwicklung Rechnung: der 
wirtschaftlichen, der sozialen und der ökologischen 
Dimension.“ (UNGA 2015, Präambel)

Es ist täglich wahrzunehmen, dass die 17 SDG als 
verbindliche Leitlinien ins öffentliche Leben hinein-
wirken; der ökologische Umbau der Lebenswelt ist 
in Gang. Das WEF gewährt hierfür umfangreiche 
und detaillierte Expertisen, es agiert als Partner 
staatlicher und überstaatlicher Institutionen, als 
Impuls- und Ratgeber für die „Neue Weltordnung“. 
In den Netzwerken der Transformation Maps der 
Strategic Intelligence (Landale 2017) erscheint ein 
digital tiefenstrukturiertes semantisches Universum 
angelegt; das Weltganze wird als aus Dingen und 
Strukturen bestehend abgebildet, die Gesellschaft 
wird der von der Künstlichen Intelligenz (KI) ge-
prägten „Industriellen Revolution 4.0“ zugeführt. 
Es vollzieht sich die Finalisierung der 400-jährigen, 
auf mechanistischem Denken beruhenden ersten 
Epoche der Naturwissenschaft zur Beherrschung 
der anorganischen Gegebenheiten. Die „Physik des 
Seins“ wird ideologisch-dogmatisch verlängert und 
die Aufbrüche zu einer „Wissenschaft des Werdens“ 
negiert. 

Den kritisch Reflektierenden aus dem Bewusstsein 
der Freiheit steht es offen, die Angelegenheit der 
Agenda 2030 in die eigenen Hände zu nehmen 
und den daraus resultierenden Willensimpulsen 
zu folgen, die der „Wirklichkeit des Individuellen“ 
entstammen. Deshalb hat das SffO zwei weitere 
Ziele als  Ergänzung der 17 SDG vorgeschlagen.

SDG 18: Universitas und 
Universalitas – Die notwendige 
gemeinsame Grundüberzeugung 
kosmopolitischer Gesinnung
Mit dem SDG 18 („Universitas und Universalitas“) 
erhalten die 17 von den Regierungen der Staaten an-
genommenen Entwicklungsziele aus dem Willen der 
Betroffenen die persönlich-individuelle Akzeptanz. 
So entsteht eine erweiterte und fundierte Dynamik 
auf der Basis wahrheitsorientierter Motive, aus denen 
die Universitas ihres Weltbürgertums gespeist wird 
und Gestalt annimmt. In dem gemeinsamen, weltweit 
abgestimmten Engagement für die Erfüllung der Ent-
wicklungsziele entsteht der semantische Raum einer 
gemeinsamen, verbindlichen Grundüberzeugung. 
Sie ist Ausdruck der entstehenden kosmopolitischen 
Gesinnung in einer wahren neuen Weltordnung der 
Lebensweisen des „Menschenstaates“. 

Das Gegenbild wären die Forderungen des Welt-
wirtschaftsforums nach einem „Great Reset“ 2021. 
Zwar sind auch sie ein Symptom dafür, dass die 
Menschheit an der Schwelle zu einer neuen pla-
netarischen Zivilisation steht, aber sie erhalten ihre 
Anerkennung jenseits der „Universitas“, deren unver-
rückbare Prinzipien missachtend, aus den Machtin-
tentionen von Politik, Ökonomie und monetären 
Interessen. Für die Bürger der Welt ein Anlass, die 
Quellen zur Gestaltung ihrer kosmopolitischen Union 
nicht versiegen zu lassen, die letzten Endes dem 
Erkenntnisverhältnis zur Weltwirklichkeit entströmen. 

Die Universitas erfährt ihre Wiedereinsetzung durch 
den Erkenntniswillen Einzelner. Im epistemisch-dialo-
gischen Erfahrungsraum zwischen mündigen, denk-
willigen und über ihr Menschsein selbsttätig Aufklä-
rung findenden Menschen entsteht die Basisgestalt 
der lebendigen Universitas. Ihre Konkretisierung 
gewinnt sie in der Vielfalt der Universitäten, Hoch-
schulen, Akademien und verwandten Einrichtungen.  

Mit der Wiedergewinnung/Neuerrichtung der Uni-
versitas und ihrer Ausfaltung als Forschungs-, Erkennt-
nis- und Bildungsprozesse in der unmittelbaren sozia-
len Praxis formiert sich als neuer weltgeschichtlicher 
Akteur eine Allianz der Zivilgesellschaften mit den 
Vertretern der Erkenntnis schaffender Lebens- und 
Wirkensbereiche. In globaler Perspektive betrachtet 
bilden die Beteiligten aus den Kleinstformen ihrer 
dialogisch verfahrenden Kommunikationsgemein-
schaften die kosmopolitische Universität im Rahmen 
einer Arbeitsform, die ich „International Cosmopo-
litan Citizens University“ (ICCU) – Die Universität der 
Freiheit genannt habe. (Winter o.J.)

Die Herausbildung eines neuen weltge-
schichtlichen Akteurs in der Allianz von 
Zivilgesellschaft und Universitas 

Die Verwirklichung des Ideals der Universitas aus der 
Einsicht in die Wahrheit des Erkenntnisverhältnisses 
zum Weltganzen und dessen Beziehungen zum 
Menschen lässt den Aufruf Ulrich Becks „Weltbürger 
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aller Länder, vereinigt euch!“ im Licht des Mögli-
chen, Erfüllbaren erscheinen. Mit Ulrich Beck ist zu 
beachten: 

„Es gibt nämlich eine neue Dialektik von globalen 
und lokalen Fragen, die in der nationalen Politik nicht 
gut unterzubringen sind – „glokale Fragen”. Nur im 
transnationalen Rahmen können sie angemessen 
dargestellt und gelöst werden. Und just dafür ist es 
erforderlich, ein neues politisches Subjekt, nämlich 
nationale Weltbürgerparteien zu gründen. Diese 
kosmopolitischen Parteien vertreten transnationale 
Belange transnational, aber eben auch innerhalb 
der nationalstaatlichen Politikarenen. Sie sind also 
programmatisch und organisatorisch nur im Plural – als 
national-globale Bewegungen, als Weltbürgerpar-
teien – möglich. Sie konkurrieren mit den nationalen 
Parteien in den nur scheinbar nationalen Themen und 
Konflikten um Zustimmung und Macht.“ (Beck 1998)

Das Eintreten in die individuelle weltge-
schichtliche Verantwortung – die drei Zellen 
des sozialen Raums 

Die Aufgabe einer ICCU wäre es, dieses „neue po-
litische Subjekt“ aus der Allianz der Zivilgesellschaft 
mit den Vertretern der Universitas in partnerschaftli-
chen Bildungsprozessen entstehen zu lassen. Voraus-
setzung ist die Bereitschaft, in die weltgeschichtliche 
Verantwortung einzutreten und deren Konzentration 
in den Politikmonopolen zu durchbrechen. 

Dem einflussreichen amerikanischen Soziologen 
und Politikwissenschaftler Benjamin Barber (1939 – 
2017) zufolge ist es Aufgabe der Bürgerschaften, ei-
nen „dritten Sektor“ des sozialen Raums zu gestalten: 

„Ein dreizelliges Modell des sozialen Raums unterschei-
det nicht nur den öffentlichen und privaten oder den 
staatlichen und kommerziellen Sektor (den ‚Markt‘), 
sondern trennt diese beiden Bereiche von einem drit-
ten Bereich: einem bürgerlichen Bereich, besetzt von 
jenen zivilen Vereinigungen, die sich einerseits als 
Mitgliedergruppen qualifizieren können, andererseits 
zugleich offen und egalitär genug sind, um die frei-
willige Mitgliedschaft zu gestatten. Der ursprüngliche 
Charakter des zivilen Bereichs ist seinem Wesen 
nach gegeben als öffentlicher und offener Raum (wie 
der staatliche Sektor), der jedoch freiwillig und ohne 
Zwang ist (wie der private Sektor). Da er nicht privat 
ist, teilt er den Egalitarismus und die Nicht-Exklusivität 
des demokratischen öffentlichen Sektors; da er weder 
souverän ist noch über Zwangsmittel verfügt, teilt er die 
Freiheit und Freiwilligkeit des privaten Sektors. Indem 
er beides zugleich ist, konstituiert er einen dritten und 
unabhängigen Sektor, der das spiegelt, was ich eine 
starke demokratische Perspektive nennen möchte 
und viele Merkmale dessen aufweist, was andere 
die zivile republikanische Perspektive nennen. (…) 
Die zivile Gesellschaft bildet tatsächlich die Domäne 
der Staatsbürger; ein vermittelnder Bereich zwischen 
Staat und Markt, der einer zudringlichen Regierung 
Schranken auferlegen kann, ohne die öffentlichen 
Angelegenheiten der Privatsphäre zu überlassen; und 
zugleich vermag er die Atmosphäre der Isolierung und 

Gier zu vertreiben, von der die Märkte umgeben sind 
– ohne in den Auspuffdämpfen eines zu energischen 
Regierungsapparats oder in der abgestandenen Luft 
pseudo-natürlicher Gemeinschaften zu ersticken. Denn 
sowohl die Regierung als auch der Privatsektor können 
zurückgestutzt werden durch eine wachsende zivile 
Gesellschaft, die einen Teil der öffentlichen Bestre-
bungen der Regierung absorbiert – ihrer Verpflichtung 
zum öffentlichen Wohl, ohne doch ihren zwanglosen 
Charakter als Vereinigung gleichberechtigter Indivi-
duen aufzugeben, die sich in freiwilligen Tätigkeiten 
engagieren. Alles in allem ist die zivile Gesellschaft 
keine Ergänzung der Demokratie – sie ist ihre uner-
lässliche Vorbedingung; ohne sie kann es gar keine 
Staatsbürgerschaft geben. Demokratie in erprobten 
Gesellschaften wie den USA und den Niederlanden 
sind ebenso auf sie angewiesen wie Demokratien 
in neu entstandenen Übergangsgesellschaften. Wir 
können ohne sie nicht auskommen und müssen daher 
ihrer Wiederherstellung Priorität einräumen – überall.“ 
(Demokratiezentrum Wien, Printquelle: in: Lettre 
International, H. 39 (IV. Vj./07), S. 42 - 45.)  

Die Neugestaltung der Universalitas – das 
Erwachsenwerden der Wissenschaft 

Die zukünftige, aus dem Wahrheitserlebnis ge-
borene Weltbürgergemeinschaft gestaltet im 
dialogischen Wechselverhältnis die Sphäre ihrer 
gemeinsamen Grundüberzeugung. Universitas im 
Sinne des „Einen“ und „Ganzen“ bringt das gemein-
same verbindliche Wissen hervor, wie sie sich im 
Weiteren auf dieses stützt und in die Lebensbereiche 
entfaltet. Grundlage des „Weltwissens“ ist die ratio-
nale Epistemologie und die daraus hervorgehende 
kritische Anthropologie, welche die Erkenntnis von 
Vermutung, sowie Wahrheit von bloßer Meinung zu 
unterscheiden vermag.

SDG 19: Währung und Wahrheit 
– das Erwachsenwerden 
der Menschheit

In einem längeren Artikel in der Zeitschrift „Humane 
Wirtschaft“ (Winter 2018) habe ich dies ausgeführt.  
Kurz gefasst geht es darum, dass die aktuellen 
globalen Herausforderungen eine Konjugation der 
Energie- mit der Währungsfrage notwendig zu 
machen scheinen, den zwei Hauptproblemen der 
Gegenwart.

Erstes Hauptproblem: Energie und Entropie  

Das eine Hauptproblem des Menschen in seiner 
momentanen Verfassung ist, dass er gleichsam 
einen „Embryo“ trägt, der reif zu seiner Geburt 
wäre, den er aber nicht loszuwerden versteht. 
Die gesamte Menschheit geht schwanger mit dem 
Embryo: Maschine, dem sie als nährende Plazenta 
dient und den sie jetzt „gebären“ müsste. Was von 
der Maschinenwelt als Plazenta eingenommen 
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Gesamtzusammenhänge bestimmt wird. Die „Vier 
harmonischen Beziehungen des Geldwertes“ sind:

I. Es ist bedingt, dass so viel Geldwert gebildet 
werden kann, wie Güter erwirtschaftet sind.

II. Es ist notwendig, dass so viel Geld zur Verfügung 
ist, wie es Bedürfnisse gibt.

III. Den unterschiedlich (günstigen) lokalen Bedin-
gungen entsprechen unterschiedlich (günstige) 
Finanzzuwendungen.

IV. Den Versorgungsverhältnissen entsprechen Preise 
und Einkommen.

Das vorhin breit ausgeführte Vorbild wird bei nä-
herem Eingehen auf seine Angaben weitere, tiefer 
gehende Analogien entdecken und nachzeichnen 
lassen.

Ausblick

Das Gefüge der Weltwährungen ist derart zu orga-
nisieren, dass ein Wendepunkt in der Entropiepro-
duktion der globalen Wirtschaftsverhältnisse erreicht 
werden kann. Deren Gesamtsystem ist analog den 
für- und ineinander wirkenden Organen eines Or-
ganismus zu gestalten – eine Aufgabe, die einem 
europäischen Großprojekt würdig ist, das dem 21. 
Jahrhundert eine Entwicklungsrichtung gibt, die dem 
Katastrophenverlauf des 20. Jh. sein ins Positive 
gewendetes Spiegelbild der Sorge um das globale 
Gemeinwohl entgegensetzt.
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wurde, ist das Bewusstsein, das die Entwicklung 
der Technik genährt, garantiert und besorgt hat 
durch die Vorstellung, dass alles eine Maschine 
sei. Da nun der „Embryo“ dem Ende des Stadiums 
seiner Organogenese zuzustreben scheint, also die 
Maschinenzwecke beinahe erfüllt sind, müsste er auf 
seine „Geburt” vorbereitet werden. 

Zu diesem Zweck muss das Bewusstsein des Men-
schen dazu übergehen, andere als den reifen 
Embryo nährende Maschinengedanken zu denken, 
wenn es sich nicht an der überreifen Frucht vergiften 
will. Mit M. Eigen (1927 - 2019) stellen wir also in 
Anbetracht der sich abzeichnenden Vollendung des 
Maschinenwesens an seiner „Mutter” diese Fragen:  

„Wird der Mensch in einer unbegrenzten technischen 
Evolution das Steuer in der Hand behalten können? 
Oder wird er einmal zur mehr oder weniger bedeu-
tungslosen Zelle eines gigantischen, sich selbst fort-
pflanzenden und ständig optimierenden Automaten 
absinken?“ (Eigen 1973, S. 154) 

Philosophisch bedeutet das, die Herrschaft der 
Fundamentalprinzipien zu ersetzen, welche die 
Moderne bestimmen. Im frei bestimmten, von sich 
absehenden Erkennen und Handeln ist ein Zentral-
prinzip für eine Entwicklung bezeichnet, in der aus 
der Einheit von Erkenntnis, Wille und Motiv zu Pro-
duktion und Innovation eine Wirklichkeit des Men-
schen entsteht. Eine Wirklichkeit, in der er als deren 
Schöpfer und Mitgestalter erscheint – und seine wie 
der anderen Abhängigkeiten von abstrakten (nati-
onalen, religiösen, ideologischen, ökonomischen) 
Entwicklungszielen beendet.   

Zweites Hauptproblem: Ökologie des Geldes 

Das zweite Hauptproblem des Menschen ist, dass er 
nicht in „biologischer“, ökologischer Weise mit dem 
Geldwesen umgeht. Das Geld erfüllt im sozialen 
Organismus eine vergleichbare Funktion wie die 
roten Blutkörperchen (Erythrozyten) im lebenden 
Organismus. Die sozialen Organismen verhalten 
sich insofern tödlich, als ihre verschiedenen Organe 
bestrebt sind, so viel Blut wie möglich für sich zu 
behalten und den anderen zu entziehen. Wollte in 
einem lebenden Organismus zum Beispiel die Leber 
alle Erythrozyten für sich in Anspruch nehmen, wür-
de der Tod des gesamten Systems unausweichlich 
eintreten, einschließlich der überversorgten Leber. 
Um dies zu verhindern, hat die Natur die Sauerstoff-
versorgung auf wunderbare Weise geregelt. Eine 
analoge harmonische Regelung einzurichten, ist für 
den sozialen Organismus notwendig.

Die Analogie Erythrozyt - Geld weiterführend, lässt 
sich formulieren: Aus x gelangt junges Geld in den 
Wirtschaftskreislauf. In den Produktionseinrichtungen 
nimmt das Geld Wert auf und gibt an allen Bedürf-
nisstellen des Gesamtlebens seinen Wert wieder ab. 
Altes, wertlos gewordenes Geld wird in bestimmten 
Institutionen ununterbrochen aus dem Wirtschafts-
kreis entfernt, sodass seine Lebensdauer nicht durch 
partikulare Interessen, sondern aus der Kenntnis der 
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Das Soziale an der 
Dreigliederung? 
ZUSAMMENSPIEL – Filmische Anregungen zu einer 
Sozialen Dreigliederung des öffentlichen Lebens

Elisabeth Rybak

Wie lässt sich sozial über die Soziale Dreigliederung 
sprechen? Eine Frage, die uns in den letzten Mo-
naten unserer Filmarbeit beschäftigte. Wir sind 
eine Gruppe von fünf jungen Menschen, die ge-
meinsam drei Jahre lang einen Film zur Sozialen 
Dreigliederung gedreht haben.

Am 4. Februar gab es die Premiere in Freiburg mit an-
schließender Tournee. Je näher die Filmvorführungen 
rückten, desto mehr wurde die Frage laut: Ist der Film 
sozial genug? Wie kann er sozial in der Welt wirken? 

Die Spannung bestand für uns darin, dass es sozial 
ist, wenn die Soziale Dreigliederung so verständlich 
wie möglich ist. Daher rührte der Impuls, einen Film 
darüber zu drehen. Denn ein Film kann heutzutage 
leider besser für breites Verständnis sorgen als ein 
Buch. Der Zugang ist für viele Menschen nieder-
schwelliger. Unser Anspruch war, die Dreigliederung 
möglichst für alle Menschen verständlich darzustel-
len. Ein sozialer Wunsch, der große Willensanstren-
gungen in der Vorbereitung benötigte. 

Wir brauchen heute nicht etwa bloß eine Lehre. Die 
kann noch so gut sein, aber sie kann in den Bibliotheken 
verschimmeln, sie kann in Worten von Wüstenpredigern 
da oder dort figurieren, wenn nicht dafür gesorgt wird, 
daß möglichst bald der Impuls der Dreigliederung mit 
allem, was dazugehört, in eine möglichst große Anzahl 
von Köpfen hineinkommt. (Rudolf Steiner, „Anthro-
posophie, Soziale Dreigliederung und Redekunst”, 
Dornach 1984, S. 118)

Das Großartige an der Sozialen Dreigliederung 
ist, dass sie kein einfaches Schema ist. Sie ist keine 
ausgedachte Utopie, die sich simpel erklären lässt. 
Das ist gerade das Soziale an ihr. Dass sie keine 
Theorie ist, die sich über die Menschen stellt. Keine 
Idee, der sich die Menschen unterzuordnen haben. 
Sie beinhaltet keine einfachen Spielregeln, nach 
denen die Menschen wie Marionetten ihr Leben 
ausrichten können. 

Man kann annehmen, irgend jemand wäre im Be-
sitze einer vollkommenen theoretischen „Lösung“ der 
sozialen Frage, und er könnte dennoch etwas ganz 
Unpraktisches glauben, wenn er der Menschheit die-
se von ihm ausgedachte „Lösung“ anbieten wollte. 
Denn wir leben nicht mehr in der Zeit, in welcher 
man glauben soll, auf diese Art im öffentlichen 
Leben wirken zu können. Die Seelenverfassung der 
Menschen ist nicht so, daß sie für das öffentliche 
Leben etwa einmal sagen könnten: da seht Einen, 
der versteht, welche sozialen Einrichtungen nötig 
sind; wie er es meint, so wollen wir es machen. 
(Rudolf Steiner, „Die Kernpunkte der sozialen 
Frage”, Dornach 1976, S. 7)
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Daher war die zweite Schwierigkeit für uns, keine 
starre Dreigliederung zu zeigen. Sondern deutlich 
zu machen, wie sich aus einer sozialen Beobachtung 
heraus die passenden Fragestellungen ergeben 
könnten. Dass sich an den Phänomenen ein soziales 
Denken entwickeln lässt. 

Der Film geht von den Phänomenen der Moderne: 
Individualisierung, Globalisierung und Industriali-
sierung aus und versucht aus ihnen heraus, eine 
Sensibilität für die drei Bereiche: Geistesleben, Wirt-
schaftsleben und Rechtsleben zu schaffen. Gezeigt 
wird das anhand von gedanklichen Interviews mit 
insgesamt 18 Interviewpartnern, praktischen Pro-
jekten, die Teilaspekte der Sozialen Dreigliederung 
darstellen und einer künstlerischen Rahmenhand-
lung. In dieser wird in einem „Bunten Raum“ die 
Entwicklung vom Einheitsstaat zur Dreigliederung 
nachempfunden.

Zu unserer Freude entstand nach den Aufführun-
gen oft ein soziales Gespräch über eine Soziale 
Dreigliederung. Es gibt eine große Offenheit bei 
den Menschen für den Film. Wir hoffen zudem, ihn 
noch vielen Oberstufenschüler*innen zeigen zu kön-
nen. Selbst hatten wir nicht das Glück, mit solchen 
Gedanken in der Oberstufe in Kontakt zu kommen. 
Aber gerade damals hatten wir noch ein besonders 
feines Gespür für Unstimmigkeiten im Sozialen. Wir 
bedauern im Nachhinein, die Dreigliederung nicht 
gekannt zu haben. 

Nun sind wir keine Oberstufenschüler mehr, son-
dern Studierende. Während der Filmarbeit, die im 
Wesentlichen darin bestand, uns in die Texte Rudolf 
Steiners zu vertiefen, wurde uns deutlich, dass wir sie 
noch viel mehr studieren wollen. Nur so können wir 
die Fähigkeiten ausbilden, mit denen wir ernsthaft für 
die Soziale Dreigliederung arbeiten können. Unser 
Film ist nur ein kleiner Anfang in diese Richtung. 
Wir sind dabei, ein ‚Forschungsstudium – Soziale 
Dreigliederung’ aufzubauen. Dafür suchen wir drin-
gend nach einem Ort. Kennen Sie jemanden, der 
uns ein größeres Haus für drei Jahre zur Verfügung 
stellen könnte?! 

Das ist eine große Bitte. Wir trauen uns nur, sie zu 
formulieren, weil wir als junge Menschen das Stu-
dium als unsere Aufgabe empfinden. Als das, was 
wir brauchen, um etwas in dieser Welt beitragen zu 
können: Einmal richtig gründlich zu studieren, solange 
wir noch einigermaßen beweglich sind. Wir wollen 
das gerne tun. Wir ringen bereits jeder für sich und in 
regelmäßigen Treffen um ein tieferes Verständnis der 
Dreigliederungsgedanken. Damit wir es noch besser 
gemeinsam tun können, brauchen wir eine Freistellung 
von den älteren Generationen. Einen Rahmen, in dem 
wir ein soziales Denken entwickeln können. Darüber 
würden wir gerne mit Ihnen sprechen.

Kontakt: verteiler@dreigliederungsstudium.de 

Weitere Aufführungsorte des Films finden Sie hier: 
https://filmprojekt.dreigliederung.de 

Dort finden Sie auch den Link zum Film. 

Zeitgeschehen

Bildungsgang – ein Film von 
Simon Marian Hoffmann

André Bleicher

Der Film macht es mir nicht leicht! 

In Ulm sollte er im Cineplex gespielt werden und ich 
hatte den Abend freigehalten und die Nachmittags-Ter-
mine so gelegt, dass der Kinobesuch möglich gewesen 
wäre. Aber dann erfolgte eine kurzfristige Absage. Den 
Kinobetreiber hatten Zweifel beschlichen. Kritik kam 
von der Ulmer Gruppe Antifaschistisches Koordinati-
onskollektiv, die den Regisseur des Films, Simon Marian 
Hoffmann, in enge Beziehung zu querdenkerischen 
Inhalten und Kreisen brachte. Das gab Anlass zur Sorge, 
dass in der Diskussion nach dem Film Verschwörungs-
theorien lanciert werden sollten (vgl. Schwäbische 
Zeitung v. 02.04.2023). So stieg der Kinobetreiber, das 
Dietrich-Theater, sehr zur Enttäuschung der Initiatoren 
des Abends, der Schulinitiative LAVI – FreiRaumBil-
dung, aus. Der Verleih des Films Bildungsgang funk-
tioniert dergestalt, dass Interessenten die Initiative 
ergreifen können, den Film zu zeigen, indem sie auf ein 
Kino zugehen und eine Vorführung initiieren. 

Die vom Antifaschistischen Koordinationskollektiv 
vorgebrachte Kritik findet sich ausführlicher auf 
dem Twitter-Kanal der Gruppe @fildernazifrei. Dort 
werden eine Reihe fragwürdiger Bezüge aufgelistet, 
etwa einen vorgesehenen Auftritt Hoffmanns beim 
Querdenker-Musikfestival in Brandenburg, in dessen 
Rahmen die russischen Invasionstruppen in der Uk-
raine als Befreiungsarmee bezeichnet wurden. Hoff-
mann nimmt in Anspruch, dass er seinen Auftritt dort 
abgesagt habe, da ihm die Szene suspekt gewesen 
sei. Dieselbe Auflistung wird jedoch auch anderen 
Orts aufgegriffen, zum Beispiel im Kontext einer Auf-
führung im Essener Unperfekthaus, die Hubert Marin-
da im E-paper Stadtspiegel kritisiert (Stadtspiegel v. 
14.06.2023). Die Initiatorin der Vorführung, Monika 
Cyrol, verortet er im Umfeld von Corona-Leugnung, 
Anastasia- und Reichsbürger-Bewegung. Hubert 
Marinda berichtet, dass eine geplante Aufführung 
in Düsseldorf nicht stattgefunden habe und fordert 
das Unperfekthaus auf, die Vorführung des Films zu 
unterbinden. 

Der Film hat es nicht leicht, sein Publikum zu finden, 
oder hat er das falsche Publikum adressiert?

In der ARD-Sendung ttt – titel, thesen, temperamente 
porträtiert Ulf Kalkreuth den Film und lässt den 
OECD-Bildungsdirektor Andreas Schleicher zu Wort 
kommen. Der lobt das Anliegen des Films, weitere 
Statements von Unterstützern, etwa Konstantin We-
cker oder Oliver Welke, finden sich auf der Website 
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des Films. Schleicher oder Wecker sind keine rech-
ten Esoteriker und die Auflistung der Bezüge bei  
@fildernazifrei ersetzt noch keine inhaltliche Kritik, 
erweckt vielmehr den Verdacht, dass mit dem Mittel 
der Kontaktschuld gearbeitet wird. 

Da gibt es nur einen Weg: Den Film anschauen und dann 
eine inhaltliche Kritik schreiben, aber: 

Der Film macht es mir schwer 

Die nächste – mit gerade noch vertretbarem Auf-
wand erreichbare – Aufführung findet in Rottenburg 
am Neckar statt. Mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
lässt sich die Hin- und Rückreise an einem Tag nicht 
bewerkstelligen. Also fahren wir mit dem Auto über 
die Alb, kurven auf engen Straßen die Berge hoch 
und wieder runter, geraten innerorts mit Tempo 
40 km/h in eine Blitzerfalle – aber als Autor der 
Sozialimpulse bin ich an Ärger und Opfer gewöhnt. 
In Rottenburg welken die an Hauseingängen drapier-
ten Zweige der Fronleichnamsprozession, die Stadt 
kocht in der Nachmittagshitze. Nach einer Portion 
Eis sitzen wir im Kino. Mag sein, dass die Hitze das 
potenzielle Publikum gelähmt hat, – sicher ist, der 
Film trifft auf keine Nachfrage. Von uns abgesehen 
haben gerade mal zwei Personen den Weg ins 
Kino gefunden.  Als es dunkel wird, stelle ich fest, 
dass meine übliche Seminar-Ausrüstung, Kladde für 
Notizen und Bleistift, im Dunkeln ungeeignet ist. Ich 
schreibe zehn Seiten voll, habe aber schon während 
der Rückfahrt Probleme, sie zu entziffern und muss 
alles mühevoll rekonstruieren. 

Der Film entführt mich in eine Foucault-Welt 

„Unerträglich sind: die Gerichte, die Bullen, die Ir-
renanstalten, die Schule, der Wehrdienst, die Presse, 
das Fernsehen, der Staat“, so resümiert Didier Eribon 
die von Foucault als ‚Institutionen der Disziplinarge-
sellschaft´ an den Pranger gestellten Einrichtungen. 
Die Protagonisten des Films greifen die Kritik an der 
Disziplinargesellschaft auf und bezeichnen Schule 
als eine unerträgliche Einrichtung. Sie lassen ihre 
schulischen Erfahrungen Revue passieren und formu-
lieren eine emotionale, radikal subjektive, mitunter 
agitatorische Kritik an Schule, die sich zu einem 
wahren Furor steigert. Unwillkürlich kommt die Frage 
auf, was den Protagonistinnen alles Schreckliches 
widerfahren sein mag. In der französischen Soziolo-
gie lernt man, Subjekte ernst zu nehmen. Außerdem 
portraitiert der Film einige der Hauptakteure der 
Studienganginitiative Selbstbestimmt Studieren, deren 
Projekt der Etablierung des Studiengangs Philosophie 
und Gesellschaftsgestaltung ich mit allen Kräften zu 
befördern versucht habe. Ich bin hellwach, denn 
der Film zeigt nun diese Protagonistinnen im Jahr 
2017, in der Endphase ihrer schulischen Karriere. 
Also etwa zwei bis drei Jahre, bevor die Studien-
ganginitiative ihren Höhepunkt erlebte. So kann ich 
einen biografischen Bogen zwischen Schule und 
Wunsch-Studium spannen. Da verstehe ich manche 
Aspiration, welche die Verbindung der Initiative mit 
dem hochschulischen System erschwerte, besser. 
Positiv erscheint mir, dass die Akteure den Wert der 
Bildung nicht infrage stellen, sondern nach anderen 

Wegen suchen. Es fällt aber auf, dass der Film zwar 
die Aktionen und Protestformen geduldig abbildet 
und die Form des Protests emotional transportiert – 
laut, unduldsam, meinungsstark –, aber er scheitert 
durchwegs dabei, das Meinen, das Unbehagen, das 
Leiden auf einen Begriff zu bringen. Er ist nicht fähig, 
es in eine argumentative Form zu transportieren oder 
politisch zu fundieren. Das zentrale Bild des Films 
entstammt einer Performance auf dem Stuttgarter 
Schlossplatz: Schülerinnen und Schüler befinden 
sich in einer Druckkammer, rennen verzweifelt 
gegen Wände und finden keinen Ausgang, liegen 
apathisch in einer Ecke. Ähnlich starke Bilder sugge-
rieren, der Druck sei nicht auszuhalten. Weshalb die 
porträtierte Schülerin den Ausweg in einer Überdosis 
Schlafmittel sucht. 

Der Film zitiert den Befund einer Studie, dass in 
einem Zeitraum von 20 Jahren mehr als eine Million 
Schülerinnen und Schüler ohne Bildungsabschluss 
die Schule verlassen haben; also durchschnittlich  
50.000 Schüler im Jahr. Das stellt dem Schulsys-
tem gewiss kein gutes Zeugnis aus – der Befund 
wird also skandalisiert.1  Was unterbleibt, ist, zu 
analysieren, wo diese Aussteiger aus dem Bildungs-
system produziert werden, nämlich traditionell in 
den Hauptschulen und in jüngerer Zeit in den Real-
schulen. Hier hätte es den Protagonisten dämmern 
müssen, wo das Problem ursächlich zu verorten ist: 
In einem klassistischen Bildungssystem, das nicht 
zuerst der Vermittlung von Bildungschancen oder 
-gerechtigkeit verpflichtet ist, sondern vielmehr der 
Selektion1. Wer mit Hauptschülern in großen Städten 
spricht, wird schnell verstehen, warum sie sich dau-
erhaft ausgemustert sehen. Außerdem eignet dem 
Bildungssystem eine Abstiegslogik: Im Gymnasium 
überfordert, abgeschoben in die Realschule, dort 
geparkt und schließlich in die Hauptschule durchge-
reicht,  – dieser Weg ist möglich und vermittelt Angst. 
Umgekehrt realisieren begabte Hauptschüler kaum 
Bildungsaufstiegsmöglichkeiten. Das dreigliedrige 
Schulsystem nebst Gesamtschulen ist ungerecht und 
ineffizient, denn auf einen, der aufsteigt, kommen 
nach OECD-Statistik im System fünf, die absteigen. 
Zu den Ärgernissen, die dank der von Andreas 
Schleicher organisierten PISA-Studie endlich zur 
Kenntnis genommen worden sind, gehört, dass in 
Deutschland die Herkunft über Bildungschancen und 
Karrieren entscheidet. Immer noch lesenswert ist in 
diesem Zusammenhang die großartige Studie von 
Paul Willis Learning to Labour: how working class kids 
get working class jobs2, die aufdeckt, wie die Repro-
duktion der Arbeiterklassenbiografien erfolgt und 
welch gerüttelt Maß Schuld die Schule daran trägt. 

Im Film jedoch kommt der Selektionsdruck nicht 
zur Sprache. Das Leiden an der Schule ist dort 
anderen Ursprungs: Schule sei der letzte Ort der 
Gesellschaft, der noch nicht demokratisiert worden 

1 Tatsächlich nimmt die Zahl der Schulabbrecher sogar leicht zu. 
2 Wer bezweifelt, dass Bildungspolitik ein umkämpftes Terrain darstellt, 
in welchem Klasseninteressen gespiegelt sind, möge sich an die Volks-
abstimmung in Hamburg im Jahr 2010 erinnern. Damals scheiterte die 
Einrichtung einer sechs Jahrgangsstufen umfassenden – also die Selekti-
on verlangsamenden Primarschule (Projekt des schwarz-grün geführten 
Senats) – u.a. an zahlreichen Eltern aus dem Bildungsbürgertum, die die 
Lernchancen für ihre vermeintlich leistungsstarken Kinder bedroht sahen. 
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sei, von Notenprostitution ist die Rede, von Diktatur. 
Eine Protagonistin bricht die Schule ab, weil sie es 
nicht mehr ausgehalten habe, eine kritisiert, dass 
zwischen den Inhalten des ‚echten Lebens‘ und der 
Schule Welten lägen. Dabei ist die Sprache mitun-
ter verräterisch: Von Staatsschule ist die Rede, eine 
Wendung, die aus dem Waldorf-Kontext stammt 
und die pejorativ gemeint ist, im Sinne von reguliert, 
unfrei, verbeamtet.... Die Probleme der Schulabbre-
cher dagegen sind anderer Natur: Sie sind von 
Beginn an deklassiert; bildungsferne Elternhäuser, 
Migrationshintergrund, Sprachschwierigkeiten 
und dergleichen. Sie benötigen mehr und bessere 
Unterstützungsstrukturen,  nicht weniger. Aber Bil-
dungsmortalität als soziales Problem wird im Film 
nicht thematisiert.

Er zeigt Absolventen – oftmals Waldorfschüler – die 
ganz andere Probleme haben. In einem Promotions-
projekt, das die Initiative Selbstbestimmt Studieren un-
tersucht, wurden die Habitusmuster der Protagonisten 
erhoben, die auch im Film auftreten. Dort berichten 
die Befragten überwiegend von einer außerordent-
lich ‚schönen‘ Schulzeit. Allenfalls vorübergehend 
traten Irritationen auf, als in der Oberstufe Noten als 
Bewertungsinstrument genutzt wurden. Die Probleme 
sind also nicht die von Deklassierten, welche mit 
unzureichenden Mitteln gegen Exklusion kämpfen 
müssen, denn das Problem der Exklusion stellt sich 
für die Protagonisten nicht. Für wen also sprechen 
die Protagonisten? Sicher nicht für die Opfer der 
Exklusion, für diejenigen, die tatsächlich auf der 
Strecke bleiben. Die kommen im Film gar nicht vor. 
Simon Marian Hoffmann formuliert in der letzten 
Publikation von Selbstbestimmt Studieren (2022, S. 
26), was ihn an Schule stört:, Ssie schaffe „die Welt, 
in der wir heute leben, eine Welt der Konkurrenz, 
des Mangels, des sich gegenseitig Bekriegens.“ 
Im Film wird das ähnlich vorgetragen: Schule ist 
für die Denk- und Verhaltensmuster verantwortlich, 
welche die Welt in den Abgrund führen. Übersehen 
wird, dass Schule als Eliminationsmaschine funktio-
niert, weil Gesellschaft die Selektion erwartet. So 
vertauscht der Film Ursache und Wirkung, Pierre 
Bourdieu formuliert zugespitzt:  „Von unten bis ganz 
nach oben funktioniert das Schulsystem, als bestände 
seine Funktion nicht darin, auszubilden, sondern zu 
eliminieren. Besser: in dem Maß, wie es eliminiert, 
gelingt es ihm, die Verlierer davon zu überzeugen, 
dass sie selbst für ihre Eliminierung verantwortlich 
sind.”  Der Kurzschluss, dass Schule an der Funk-
tionsweise des Kapitalismus schuld sein müsse, 
dass sie gewissermaßen auf ein Funktionieren im 
Kapitalismus abrichte, wirft die Frage auf, ob mit 
der Herangehensweise ‚ändere die Schule, dann 
ändert sich die Gesellschaft‘, das Bildungssystem 
nicht überfordert ist. 

Besonders, weil die leidenschaftliche Kritik an Schule 
so gar nicht korrespondiert mit einer weitreichenden 
Akzeptanz kapitalistischer Tatbestände: So wird for-
muliert, die Wirtschaft benötige kreative Absolven-
ten, welche die Schule nicht liefern könne und in die-
sem Zusammenhang fallen Begriffe wie Arbeitgeber 
oder -nehmer, die selbstverständlich nicht hinterfragt 
werden. Stattdessen reproduziert der Film das von 

Friedrich Engels konstatierte „Kauderwelsch, worin 
z. B. derjenige, der sich für bare Zahlung von andern 
ihre Arbeit geben lässt, der Arbeitgeber heißt, und 
Arbeitnehmer derjenige, dessen Arbeit ihm für Lohn 
abgenommen wird.“ Das ist so bedeutsam, weil der 
Film zu Beginn die Schule als einen der letzten Orte 
vorstellt, an dem Demokratie keine Rolle spielt. Das 
weite Feld der Ökonomie, das die Beschäftigten 
von gleichberechtigter Mitwirkung ausschließt und 
allen Versuchen zum Trotz sich hartnäckig seit über 
einhundert Jahren allen Demokratisierungsbestrebun-
gen widersetzt, scheint den Protagonisten aus dem 
Blick geraten zu sein.  Die Analyse des Films erweist 
diesen als unterkritisch: So richtig es ist, von Schule 
zu fordern, dass sie die Subjekte ernst nimmt und 
Beteiligungsrechte einzufordern, so unkritisch geht 
der Film mit dem Rest der Gesellschaft um. 

Befreiung der Schule und Bildungsbrief 

Wie wünschen sich die Protagonisten Schule? Am 
eindrücklichsten wird die Forderung vorgetragen, 
dass Schule befreit werden müsse, befreit von der 
Vormundschaft des Staates, befreit von falscher Di-
daktik und von falschen Inhalten. Wer jedoch glaubt, 
es würde nun einer Bildungslandschaft in privater 
Trägerschaft das Wort geredet, – die öfter aufschei-
nende Waldorfarchitektur und das in Boll ansässige 
Seminar für freiheitliche Ordnung als Filmkulisse 
könnten so eine Erwartung wecken – unterschätzt 
den Furor der Filmemacher. Die erlittenen Traumata 
wirken nach: „Morgens um 6 Uhr aufstehen und zur 
Schule gehen müssen, gegen meinen Willen. 13 Jahre 
lang. Das war reine Folter. Doch meine Schultraumen 
gehen noch darüber hinaus. Aufgerufen werden im 
Unterricht und die Antwort nicht zu wissen. Oder die 
falsche Antwort zu geben und die spöttischen Blicke 
der MitschülerInnen kassieren. Das war wie Messer-
stiche in meine Seele. Oder mit 30 anderen jungen 
Menschen um die Aufmerksamkeit des Lehrers kon-
kurrieren. Oder zu denken, ich müsse besser sein als 
meine Freunde. Hassgefühle, wenn sie besser waren 
als ich. Mich minderwertig zu fühlen, wenn eine Arbeit 
nicht gut war. Angst zu haben vor Liebesverlust, wenn 
ich schlecht in der Schule war. Angst zu haben, durch 
Prüfungen zu fallen. Nicht gut genug zu sein. Dem 
Klassendurchschnitt nicht zu entsprechen. Bewertet zu 
werden von Menschen, die mich nicht leiden können. 
Und doch muss ich zu ihnen in den Unterricht. All das 
ist Folter“, so der Regisseur Hoffmann (2022, S. 26). 
Also kommt im Film alles auf den Prüfstand, was 
Schule konstitutiv ausmacht: die Schulpflicht, Schule 
als Institution, Lehrpläne, die Rolle von Schüler oder 
Lehrer, die Vermachtung der Lernsituation … Übrig 
bleibt eine Form selbstbestimmter Bildung  – ein 
Bildungsbrief, der vom Lernenden geführt wird und 
dokumentiert, womit sich dieser befasst hat. Dem 
Lehrer kommt allenfalls die Rolle eines Mentors zu. 
Schule löst sich gewissermaßen auf, es entsteht – po-
sitiv formuliert – ein Freiraum, welcher vom Einzelnen 
genutzt werden kann. 

Damit ist der wesentliche Punkt benannt, der den 
Film für bestimmte Gruppen, etwa Homeschooler, 
Freilerner, staatskritische Bewegungen wie Querden-
ker und – möglicherweise – auch Reichsbürger, oder  
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Vertreter von Schulformen, die bisher im institutio-
nellen Schulspektrum nur marginal vertreten sind, 
attraktiv macht.3  Der Film formuliert eine radikale 
Opposition gegen jede Form institutionalisierter 
Bildung. Alle Formen der Dokumentation institutiona-
lisierter Bildung (Schulabschlüsse, berufliche Qualifi-
kationen) werden abgelehnt und stattdessen wird die 
schwächste Form der Institutionalisierung favorisiert: 
ein Bildungsbrief, in welchem der sich selbstbestimmt 
Ausbildende dokumentiert, was er gelernt hat. Die 
Forderung geht dahin, ausschließlich auf die im Men-
schen inkorporierten Fähigkeiten (Bourdieu spricht 
von inkorporiertem kulturellem Kapital) zu vertrauen 
und gleichzeitig alle institutionalisierten Formen zu 
ächten. Im Film wird die Erwartung geäußert, dass 
Unternehmen oder ‚Arbeitgeber‘ diesen Bildungs-
brief einem formalen Zeugnis vorzögen. Auch die 
auf der Webseite des Films Bildungsgang skizzenhaft 
dargestellte Idee des Bildungsbriefs ist von dieser 
Erwartungshaltung durchdrungen. 

Die Erzählungen der Protagonisten gehen immer 
wieder von der Idee des ‚fahrenden Gesellen‘ 
oder des Scholaren aus und versuchen diese im Bil-
dungsbrief zu verwirklichen. Wobei eine unkritische 
Romantisierung mitschwingt, denn die Arbeits- und 
Lernsituation dürfte seinerzeit wesentlich unfreier 
gewesen sein, als Schule, Studium oder Ausbildung 
es heute sind. Unbeantwortet bleibt die Frage, ob für 
eine ganze Reihe von Berufsbildern nicht doch eine 
Form der Institutionalisierung notwendig erscheint. 
Von einem Facharzt ist zu erwarten, dass er sich 
eine notwendige medizinische Fähigkeit – berufs-
ständisch überprüft – angeeignet hat, gleiches gilt 
für die Betreiber kritischer Infrastrukturen, für den 
Vollzug hoheitlicher Aufgaben. Werden – sollte 
sich ein Konzept wie der Bildungsbrief tatsächlich 
durchsetzen – die nachfragenden Institutionen nicht 
vielmehr auf Eignungsprüfungen zurückgreifen 
(müssen), um herauszufinden, ob der Kandidat 
über Fähigkeiten verfügt oder nur vorgibt, solche zu 
besitzen? In künstlerischen Berufen ist dies an der 
Tagesordnung: Vorsprechen auf dem Theater oder 
Vorsingen oder -spielen in Oper oder Orchester 
gehören dort zum unhinterfragten Procedere, mit 
welchem die einstmals erworbene Fähigkeit auf ihre 
Tauglichkeit in der beruflichen Praxis überprüft wird. 
An Hochschulen wird in einem Berufungsverfahren 
eine Probevorlesung erwartet und oftmals wird ein 
Ruf zunächst nur befristet erteilt. 

Interessant in diesem Zusammenhang ist die Akzent-
verschiebung. Ging es den Protagonisten darum, mit 
dem Bildungsbrief die institutionalisierte Form der 
Bildung aufzuheben, so drehte es sich bei dem nur 
kurz angerissenen Projekt Selbstbestimmt Studieren 
darum, eine institutionalisierte Form des Studiums 
mit möglichst viel Selbstbestimmung zu realisieren. 
Insofern haben sich die Motive verändert. 2017 
wurde der Versuch gewagt, in dem Spiel Schule nicht 
mehr mitzuspielen und den Spieltisch umzuwerfen. 
Drei Jahre später versuchen dieselben Akteure im 

3 In deutscher Übersetzung leider unter dem irreführenden Titel ‚Spaß 
am Widerstand‘ publiziert. 

Projekt Selbstbestimmt Studieren, ihre Position im 
Feld der Bildung zu verändern oder zu verbessern. 

Der Gebrauch filmischer Zitate 

Ein Bild prägt sich ein, denn es ist ein filmisches Zitat: 
Von den Akteuren in verschiedenen Sequenzen in 
die Luft geworfene Blätter, die zu Boden segeln, 
die Schülerinnen unter sich begraben oder über die 
achtlos hinweggeschritten wird. Sie symbolisieren 
die Arbitrarität der Bildungsinhalte des tradierten 
Schulsystems. Im Film Sophie Scholl – die letzten 
Tage segeln im Lichthof  der Münchener Universität 
ebenfalls Blätter zu Boden, genauer das letzte 
Flugblatt der Weißen Rose. Hier wird der Kampf 
der Weißen Rose gegen die nationalsozialistische 
Diktatur nachgezeichnet. Im Film Bildungsgang geht 
es um den Kampf gegen eine simulierte Diktatur. Das 
ist ein Unterschied!

Was zeigt sich am Streit um 
die Letzte Generation?

Stefan Padberg

Beim Streit der „vorletzten Generation“ um die „Letzte 
Generation“ geht es darum, welchen Transforma
tionspfad die Gesellschaft in Deutschland einschla-
gen wird. Die in bestimmten Medien und von den 
bürgerlichen Parteien vorgebrachte Kriminalisierung 
der Aktivitäten radikaler Klimaschützer ist nicht nur 
ein politischer Fehlgriff, sondern der Versuch eines 
Teils der Gesellschaft, unsere gewohnte, klimazer-
störende und nicht-nachhaltige Lebensweise gegen 
unliebsame Einschränkungen (Verbot der Verbote) so 
weit wie möglich zu verteidigen. Der Kampf um eine 
klimafreundliche Transformation des Kapitalismus 
geht damit in Deutschland in eine neue Phase, die 
zunehmend handgreiflich wird.

In einer Reportage der ARD Ende Juni (ARD 2023) 
wurden verschiedene Gruppierungen aus der 
radikalen Klimaschützerszene und ihre Aktivitäten 
vorgestellt. Zunächst fiel mir auf, dass die Letzte 
Generation (LG) nicht nur Klebeaktionen im Autover-
kehr durchführt, sondern auch eine Vielzahl anderer 
Aktionen: Demos mit und ohne Straßenblockaden, 
Beschmutzung von Kunstwerken in Museen und im 
öffentlichen Raum – die bekannteste wahrschein-
lich diejenige der Skulptur „Grundgesetz 49“ des 
israelischen Bildhauers Dani Karavan in Berlin –, 
neuerdings auch Aktionen gegen den fossilistischen 
Lebensstil der Superreichen, deren Pivatjets und 
Luxusläden sie beschmieren. Diese waren aber 
genauso schnell wieder vergessen, zumal deren 
Ablehnung fast einhellig erschien.

Eine weitere Gruppierung in der radikalen Klima-
schützerszene ist die ursprünglich aus Großbritan-
nien stammende Gruppe Extinction Rebellion (XR). 
Auch sie wurde in der ARD Reportage vorgestellt. 
Sie wurde bekannt durch Sitzstreiks, Flashmobs und 
Mass Die-Ins in London und hat sich mittlerweile 
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weltweit verbreitet, in Deutschland sollen über 130 
Ortsgruppen bestehen. Es gibt einige bekannte 
Aktivisten von Fridays for Future (FFF), die bei XR 
mitarbeiten, und XR unterstützte in der Vergangenheit 
auch die Demonstrationen von FFF, wohingegen die 
FFF-Aktiven den Aktivitäten der LG eher skeptisch 
bis kritisch gegenüber stehen, weil sie vor allem 
durch die Autoblockaden die Menschen gegen den 
Klimaschutz aufbringen.

Zukunftsängste und Mahatma 
Gandhi: Idealismus auf Abwegen?
Gemeinsam ist allen die Bereitschaft zum zivilen Un-
gehorsam, gerechtfertigt durch den „Klimanotstand“. 
Polizeiliche und juristische Sanktionen nehmen sie in 
Kauf. Bewusst stellen sie sich in die Tradition Mahatma  
Gandhis. Viele Aktivistinnen und Aktivisten der 
LG glauben, dass sie mit ihren Aktivitäten ein 
Opfer bringen. Statt ihr eigentlich geplantes oder 
gewünschtes Leben (Studium, Beruf, Familie) aufzu-
nehmen, erheben sie den Klimaschutz zum zentralen 
Lebensinhalt. Hier spricht sich ein tief verwurzelter 
Idealismus aus, der sich vom Lifestyle-Konsumismus 
oder Karrieredenken anderer Zeitgenossinnen und 
-genossen abhebt. 

Die Berichte in den Medien spiegeln die Vielfalt von 
Gruppierungen und Aktivitäten meist nicht wider. 
Eine kleine Randnotiz in den Nachrichten, und 
schon geht man wieder zur Tagesordnung über. Mit 
zivilem Ungehorsam können wir in Deutschland seit 
den Sitzblockaden der Friedensbewegung in den 
1980er Jahren offenbar umgehen. Er wird geduldet, 
solange er die gesellschaftlichen Abläufe nicht groß 
behindert. „Es kann ja jeder machen, was er will“, 
denken sich wohl die meisten Zeitgenossinnen und 
-genossen. Und vielleicht sind wir unterm Strich froh, 
dass wir mit einer „klammheimlichen Zustimmung“ 
zu den Aktionen unser schlechtes Gewissen wegen 
unseres klimaschädigenden Lebensstils entlasten 
können. Falls wir die Ziele der Klimaschützer nicht 
gut finden, dann tun ihre Aktionen uns in der Regel 
nicht weiter weh. Wen stört schon ein bisschen To-
matensuppe auf hinter Glas gesicherten Gemälden!

Aber seit die LG den Autoverkehr blockiert, und zwar 
nicht nur mit den gewohnten Sitzblockaden, sondern 
sich eskalativ auf den Straßen festklebt, betrifft es 
uns direkt. Die „Volksseele“ kocht landauf, landab 
und findet keinen Zugang zu diesen Aktionsformen, 
außer Aggression. Das Ziel Klimaschutz und das 
Mittel Blockade des Straßenverkehrs stehen für viele 
in keinem erkennbaren Zusammenhang.

Ziviler Widerstand oder 
kriminelle Vereinigung?
Die juristische Bewertung ist bis jetzt nicht eindeutig. 
Straßenblockaden durch Klebeaktionen, bei denen 
viele hundert Autofahrerinnen und -fahrer gezwun-
gen werden, anzuhalten und abzuwarten, bis die 

Polizei die Aktivisten ab- und die Blockade aufgelöst 
hat, erfüllen eigentlich den Tatbestand der Nötigung 
(§ 240 StGB). Das Höchstmaß bei Nötigungen ist 
eine Freiheitsstrafe von drei Jahren. 

Dieses Höchstmaß spielt nun eine Rolle bei der 
Argumentation, bei der LG handele es sich um eine 
kriminelle Vereinigung im Sinne des § 129 StGB. 
Dort heißt es, eine kriminelle Vereinigung ist eine 
Vereinigung, „deren Zweck oder Tätigkeit auf die Be-
gehung von Straftaten gerichtet ist, die im Höchstmaß 
mit Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren bedroht 
sind.“ Das Brisante am § 129 war immer und ist, 
dass mit ihm die Mitgliedschaft in solch einer Ver-
einigung unter Strafe gestellt wird, unabhängig 
davon, ob das konkret angeklagte Mitglied selber 
Straftaten begangen hat. Damit soll die Initiierung 
und Aufrechterhaltung der Infrastruktur selber unter 
Strafe gestellt werden, mit der Straftaten geplant 
und organisiert werden.

Prof. Dr. Thomas Fischer zufolge spielt der § 129 
vor allem eine Rolle für die Eröffnung weitreichen-
der Ermittlungsmöglichkeiten, um Material für eine 
Anklage nach § 129a (“Bildung terroristischer 
Vereinigungen“)  oder § 129b („Kriminelle oder 
terroristische Vereinigungen im Ausland“, im Volks-
mund „Mafia und Drogenbanden“) zu ermöglichen, 
weil an die Beschuldigung, Täter oder Täterin nach 
§ 129 zu sein, „fast unbegrenzte Ermittlungs- und 
Eingriffsbefugnisse der Strafprozessordnung (StPO) 
geknüpft sind. Die Vorschrift dient daher nicht selten 
als ‚Einstieg‘ und ‚Türöffner‘ für weitreichende Ermitt-
lungsmaßnahmen, spielt dann aber für die eigentliche 
Strafverfolgung im Ergebnis kaum eine Rolle (Fischer 
2023).“ Genau diese Strategie scheinen die Ermitt-
lungsbehörden in Bayern verfolgt zu haben, als 
sie in einer groß angelegten Aktion letztens Haus-
durchsuchungen, Abhöraktionen. Präventivhaft und 
Websitesperrungen verhängten.

Ob es sich bei der LG tatsächlich um eine kriminelle 
Vereinigung, eine kriminelle „Teilvereinigung“ oder 
etwas im Vorfeld einer kriminellen Vereinigung Ein-
zuordnendes handelt, ist unter Juristen umstritten. Es 
gibt auch die Position, dass es sich im Gegenteil um 
zivilen Widerstand handele, weil das Ziel ja darin 
bestehe, die Regierung auf die gültigen Gesetze 
zu verpflichten. Es bleibt also abzuwarten, wie die 
Gerichte die Klimaschutzaktionen zivilen Ungehor-
sams in der näheren Zukunft bewerten werden (Vgl. 
die aktuelle Übersicht über die juristische Debatte 
bei LTO 2023).

Verletzt die Regierung die 
Pariser Klimaschutzziele?
Indizien dafür, dass die Regierung nicht genug 
tut, gibt es. Bundesverkehrsminister Wissing –  
„… um einen Verkehrsinfarkt zu verhindern, brauchen 
wir jetzt dringend den Ausbau aller Verkehrsträger – 
auch der Straße.“ (Wissing 2023) – begründet seine 
Politik mit Studien, die eine Zunahme des Auto- 
und LKW-Verkehrsaufkommens bei Menschen und 
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Gütern prognostizieren, sowohl, was die Wege 
als auch die zurückgelegten Kilometer angeht. 
Ob diese Studien mit belastbaren Annahmen ar-
beiten, wird von Verkehrsexperten allerdings in-
frage gestellt. 

Aber angenommen, sie seien stichhaltig. Kann ein 
Verkehrsminister in der heutigen Zeit einfach sagen: 
„Ich richte meine Verkehrpolitik an den tatsächlichen 
Gegebenheiten, an Zahlen, Daten und Fakten und 
nicht an politischem Wunschdenken aus“ (Wissing 
2023)? Selbstverständlich muss der Minister „Zah-
len, Daten und Fakten“ kennen. Die Frage ist eher, 
ob es nicht „Wunschdenken“ ist, wenn die Verkehr-
splanung weiter so betrieben wird wie bisher. Der 
ITF Outlook Transport 2023 (ITF 2023) weist in die 
richtige Richtung, wenn er rät: „Damit steigendes 
Verkehrswachstum so nachhaltig wie möglich realisiert 
wird, müssen Regierungen ihre Planungsmethodik 
ändern. Statt die Infrastruktur an eine prognostizierte 
Nachfrage anzupassen, sollte eine zielorientierte 
Planung maßgeblich für deren Gestaltung sein“ 
[Hervorhebungen SP]. Will sagen: Richtet die Ver-
kehrspolitik bitte an der Förderung der nachhaltigen 
Verkehrsmittel aus! 

Wie eine Verkehrspolitik aussehen müsste, die die 
klimapolitischen Notwendigkeiten und die gesetzli-
chen Regelungen berücksichtigt, haben FFF kürzlich 
in einem Vorschlag für ein Sofortprogramm darge-
stellt (FFF 2023). Die Diskrepanz zwischen dem 
Verkehrskonzept von Volker Wissing und von FFF 
zeigt, dass die Sorgen der radikalen Klimaschützer 
berechtigt sind: Die Regierung richtet, zumindest im 
Bereich Verkehr, ihre Politik nicht stark genug an den 
Pariser Klimaschutzzielen aus, zu denen sie sich in 
ihrem eigenen Klimaschutzgesetz (KSG) bekannt hat! 

Marktwirtschaftliche 
Besitzstandswahrer
Im Frühjahr kochte dann die öffentliche Debatte 
hoch. Die liberalen Besitzstandswahrer sahen eine 
Chance, den öffentlichen Unmut über die Klebeak-
tionen auf ihre Mühlen zu lenken. Im Wesentlichen 
ging es Ihnen darum, das „Gebäudeenergieeinspa-
rungsgesetzes“ (GEG) zu verwässern. Insbesondere 
der sich selbst als „Klimaskeptiker“ bezeichnende 
FDP-Abgeordnete Frank Schäffler (Schäffler 2014) 
sowie die BILD-Zeitung exponierten sich als Ver-
teidiger liberaler Werte in Form der „Technologi-
eneutralität“. Der unmittelbare Eindruck war, dass 
hier von einer kleinen, aber einflussreichen Lobby 
in Wirtschaft, Medien und Politik eine Kampagne 
losgetreten wurde, um in der Bevölkerung vorhande-
ne Ängste und Unsicherheiten zu verstärken und für 
eigene Ziele zu nutzen. (vgl. hierzu die Recherchen 
von LobbyControl 2023). 

Was die Menschen „draußen im Land“ triggerte, 
waren die Verbindung der Autobahnblockadeakti-
onen mit dem vermeintlichen Zwang zum Austausch 
von Gasheizungen, mutmaßlich auf Kosten der 
Eigentümer. Der gemeinsame Nenner ist „Zwang“ 

und „auf unsere Kosten“. Das Klima zu schützen, ist 
eine Sache, aber dafür den eigenen Lebensstil an-
zupassen, ist offenbar ein unzumutbares Ansinnen. 

Die Bürgerlichen hatten klar erkannt, dass die Trieb-
kraft in der Klimapolitik nicht die SPD ist, sondern die 
Grünen. Die wurden sogleich zur Hauptzielscheibe 
der Kampagne. Deshalb das öffentliche Schimpfen 
auf „Gendergaga“ und „Zwangsveganisierung“ 
und überhaupt auf die „grünen Taliban“. Mit diesen 
Hebeln wurden schließlich die Kräfteverhältnisse 
hin zur marktwirtschaftlichen Besitzstandswahrung 
verschoben. FDP, CDU und CSU versuchen, den 
Bürgerinnen und Bürgern vorzumachen, Klimaschutz 
sei zum Nulltarif zu erlangen, ohne dass wir unseren 
Lebensstil nennenswert ändern müssten. Der Staat 
müsse nur die nötigen Technologien zur nachhalti-
gen Energieerzeugung fördern, dann könne jeder 
selbst entscheiden, wie weit er sich auf Änderungen 
einlassen möchte. Eine zeitliche Festlegung klimapo-
litischer Ziele sei überflüssig.

Unserer Lebensweise liegen strategische Entschei-
dungen im Bereich der Energieversorgung (Erdöl), 
der Verkehrsinfrastruktur (Auto und Straßenbau, 
Flugverkehr) und der Gebäudewirtschaft (Beton!) 
zugrunde, die nach dem Krieg in den 1950er Jahren 
(für den Bereich der ehemaligen DDR gilt das erst 
ab der Vereinigung 1990), getroffen wurden, ohne 
dass man sich über ihre Konsequenzen damals im 
Klaren war.

Es zeigt sich nun, dass diese Infrastrukturen sich nicht 
so leicht ändern lassen. Durchgreifende Reformen 
müssen an vielen verschiedenen Stellen gleichzeitig 
vorgenommen werden, damit sich das System in 
seiner Gesamtheit in die richtige Richtung bewegt. 
Eine gesellschaftliche Herkulesaufgabe!

Der Unmut, mit dem viele meinen, eine als Inbegriff 
von Freiheit erlebte nicht-nachhaltige Lebensweise 
gegen einen von „grünen Taliban“ gekaperten, über-
griffigen „Maßnahmenstaat“ verteidigen zu müssen, 
entwickelt sich nun selber zu einer festgefügten 
Sichtweise, die geschickt von den Vertretern des 
rein marktwirtschaftlichen Transformationspfades 
instrumentalisiert wird. Nebenbei wird der Freiheits-
begriff umgedeutet als  Grundrecht darauf, nichts 
ändern zu müssen.

Die öko-soziale Marktwirtschaft 
unter Beschuss
Die Grünen, die Hauptinitiatoren einer durchgrei-
fenden Klimapolitik in der Regierung, vertreten seit 
langem das Konzept einer ökologischen und später 
– nachdem man die Gelbwestenproteste 2018 in 
Frankreich eingepreist hatte – einer öko-sozialen 
Marktwirtschaft. Dabei soll der marktwirtschaftli-
che Ordnungsrahmen so ergänzt werden, dass die 
ökologischen Schäden kapitalistischer Produktion 
„internalisiert“, also in die Preisbildung miteinbe-
zogen werden. Ökologisch schädliche Produkte 
sollen auf diese Weise verteuert werden und ihren 
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Konkurrenzvorteil gegenüber nachhaltigen Produk-
ten verlieren. Das Arsenal grüner Politik ist ausgestat-
tet mit Steuern auf Schadstoffe, Emissionszertifikaten, 
diversen Lenkungsabgaben, gesetzlich oder per 
Verordnung festgesetzten Verbrauchskorridoren 
sowie Schadstoffverboten. Auch wenn es markt-
wirtschaftlich gemeint ist: Für eine große Zahl von 
Bürgerinnen und Bürgern fühlt sich das offenbar erst 
einmal reglementierend und übergriffig an.

Hinzu kommt, dass die Preiserhöhungen, die durch 
diese Ordnungspolitik bewirkt werden, vor allem 
im Energiebereich sozial asymmetrisch wirken. 
Menschen mit niedrigem Einkommen können den 
Verteuerungen von Energiepreisen, die auf fast 
alle Produkte des täglichen Bedarfs durchschlagen 
werden, nur schlecht ausweichen. Deshalb müssen 
solche Lenkungsmaßnahmen sozial abgefedert 
werden. Hier haben die Grünen bisher wenig kon-
zeptionelles Geschick bewiesen. Herausgekommen 
ist bis jetzt ein Flickenteppich an Maßnahmen, der 
unausgegoren und wenig vertrauenswürdig wirkt. 
Das Misstrauen steigt, nicht nur in der Mittelschicht, 
sondern tragischerweise auch in der Unterschicht. 
Fürchtet sie doch nicht ohne Grund, auf den Kosten 
des ökologischen Umbaus – in Form von steigen-
den Energiekosten bei bereits gestiegenen Mieten 
und Treibstoffkosten – sitzen zu bleiben. Um eine 
öko-soziale Reformpolitik zum Erfolg zu führen, wird 
offensichtlich mehr soziales Gespür benötigt, als die 
Grünen gegenwärtig zu haben scheinen. Seltsam 
ist, dass die Sozialdemokraten hier nicht helfend 
beispringen.

Radikaler Klimaschutz durch 
radikale Aktionen?
Ich stimme der LG zu: Die Zeit läuft uns davon. Es 
ist nur zu verständlich, wenn sie nach Greta Thun-
bergs Satz „I want you to panic“ handeln und uns 
zur Aktivität drängen wollen. Aber inhaltlich haben 
sie wenig mehr zu bieten als die Regierung, die sie 
meinen, mit ihren Klebeaktionen vor sich hertreiben 
zu können. In Wirklichkeit stärken sie genau die 
Kräfte in Politik und Gesellschaft, die – sicherlich 
aus unterschiedlichen Gründen – gegen reale Ver-
änderungen Widerstand leisten.

Die Chance, mit ihren Aktionen Aufmerksamkeit auf 
kritische Felder in der Klimatransformation zu lenken, 
haben sie nicht genutzt. Wäre es beispielsweise 
nicht nachvollziehbarer, das Verkehrsministerium zu 
blockieren, wenn es sich nicht an die Vorgaben des 
Klimaschutzgesetzes hält? Solche Aktivitäten würden 
in der Öffentlichkeit eher Bewusstsein schaffen.

Friedlichkeit alleine ist keine ausreichende Strategie. 
Ein Blick auf die soziale Realität kann nicht schaden. 
Wenn man es schafft, die marktwirtschaftlichen Be-
sitzstandswahrer, die öko-sozialen Reformer sowie 
80 Prozent der Bevölkerung gleichzeitig gegen sich 
aufzubringen, ist das eher ein Zeichen von politi-
scher Naivität als von Radikalität. Es braucht neben 
einer Vorstellung der klimapolitisch notwendigen 

Maßnahmen auch eine Vorstellung davon, wen man 
in dieser Gesellschaft erreichen kann und wen man 
mitnehmen muss, wenn man real etwas verändern 
will. Das hat der Streit um die LG deutlich offenbart. 

Dass die öko-soziale Reformagenda weder den 
kapitalistischen Wachstumszwang noch die relative 
Armut im Globalen Süden und dessen Abhängigkeit 
von westlichen Geldgebern mindert, sei zum Schluss 
wenigstens in Erinnerung gerufen. 
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SharedDocs/DE/Pressemitteilungen/2023/017-wis 
sing-pk-verkehrsentwicklung-deutschland.html
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Netzwerk

Bericht vom 
Netzwerktreffen  
21. bis 23. April 2023

Stefan Padberg 
Moritz Christoph 

Peter Wassmer

Das Netzwerktreffen in Bad Boll war gut be-
sucht. Die beiden Vorträge am Freitagabend 
zählten 65 Teilnehmerinnen und Teilnehmer, 

am Samstag und Sonntag hörten etwa 50 Menschen 
zu. Nach der Coronazeit war es eine Wohltat, sich 
wieder physisch begegnen und gemeinsam austau-
schen zu können! Die gegenwärtigen Initiativträger 
Hannes Eichinger, Anton und Michael Winter emp-
fingen die Teilnehmenden am Freitagabend herzlich 
im Seminar für freiheitliche Ordnung. Dr. Gerhardus 
Lang, seit vielen Jahrzehnten Mitglied und ebenfalls 
im Vorstand aktiv, schloss sich an, um einen Bogen 
zum Ursprungsimpuls einer der ältesten Dreigliede-
rungsstätten zu schlagen.

Nun folgten zwei Beiträge zum inhaltlichen Schwer-
punkt des Netzwerktreffens: „Preisbildung zwischen 
Inflation und Krisengewinnen“. In seinem Vortrag 
über die Inflation „Preisstabilität – Importierte Infla-
tion versus Inflation durch Geldmengenvermehrung“ 
verdeutlichte André Bleicher, dass es unterschiedli-
che Ursachen für Preiserhöhungen gibt. Seine Aus-
führungen sind in einer erweiterten Form in diesem 
Heft ab Seite 3 nachzulesen.

Moritz Christoph betrachtete die Preisbildung im 
Gesundheitswesen. An dieser zeigt sich, dass 
Preissetzung nicht allein durch ein Unternehmen 
erfolgen kann. Jedoch ist die Zweiparteien-Lösung 
mit Unternehmen und gesetzlichen Krankenkassen 
kein nachhaltiger Prozess. So wird deutlich, wel-
ches Potenzial in einem assoziativ aufgebauten 
Wirtschaftsleben liegt. Eine Zusammenfassung des 
Vortrags ist auf den Seiten 14f. abgedruckt.

Am Samstagmorgen bildeten wir Arbeitsgruppen, 
um mit ihnen das Tagungsthema weiter zu bearbei-
ten. Jedoch öffneten wir den Bildungsprozess für 
mitgebrachte Themen, sodass auch Arbeitsgruppen 
mit neuen, aktuellen Problemstellungen entstanden. 
Diese reichten von den Nachhaltigkeitszielen der 
UN unter dem Blickwinkel der Dreigliederung, über 
Fragen zur Gestaltung des Rechtslebens bis hin zu 
dem neu herausgegebenen Spiel „Das Neue Geld“, 
um in die Thematik der Geldordnung einzutauchen. 
Viele Teilnehmerinnen und Teilnehmer machten bei 
der Arbeitsgruppe mit, in der das Spiel vorgestellt 
und an drei Tischen ausprobiert werden konnte. Hier 

entwickelten sich auffallend lebhafte Gespräche 
rund um das Thema Geld. Leider blieb unklar, ob 
das Spiel als Modell für eine Geldreform anzuse-
hen ist oder ob es eher als Denkanstoß gedacht ist, 
die Vorgänge und Gesetzmäßigkeiten, die sich im 
Hintergrund des wirtschaftlichen Geschehens auf 
den Märkten vollziehen, in den Blick zu nehmen.

Nach der Mittagspause erhielten Vertreterinnen und 
Vertreter verschiedener Initiativen die Gelegenheit, 
sich vorzustellen. Gerhard Schuster berichtete über 
jüngere Aktivitäten des Internationalen Kulturzentrums 
Achberg (INKA). Er stellte den gedanklichen Hin-
tergrund der European Credit Initiative dar, der sehr 
stark an den Geldkreislaufgedanken von Wilhelm 
Schmundt angelehnt ist. Es war ihm darüber hinaus 
ein wichtiges Anliegen, auf die Tagung „Zeit. Geist. 
Geschehen VI: Wie spricht die Zeit ins 21. Jahrhun-
dert hinein?“ Anfang Juni hinzuweisen. In diesem 
Heft veröffentlichen wir seinen Vortrag auf dieser 
Tagung ab S. 19.

Sylvain Coiplet berichtete vom Institut für soziale 
Dreigliederung in Berlin und seiner Webseite 
www.dreigliederung.de. Seine Buchprojekte 
lagen auf einem Stand aus. Der gemeinnützige 
Förderverein Bewegung für soziale Dreigliederung, 
ebenfalls in Berlin, und dessen Aktivitäten wurden 
von Friedmut Dreher vorgestellt (Website: www.
dreigliederungsbewegung.de).

Weitere Berichte, unter anderem von einer Arbeits-
gruppe zur Dreigliederung aus Bad Boll sowie dem 
Institut für soziale Gegenwartsfragen aus Stuttgart, 
schlossen sich an. Deutlich erlebbar wurde, dass 
in den vergangenen Jahrzehnten viel aufgebaut 
worden ist. Doch die zwei Jahre der Corona-Ein-
schränkungen sowie ein „Generationswechsel“ der 
Aktiven haben ihre Spuren hinterlassen. So stehen 
wir nun gemeinsam vor der Frage, wie die Arbeit 
mit Initiativen belebt werden kann.

Am Schluss des Initiativenblocks wurde der Film „Zu-
sammenwirken“ der Gruppe „Selbstbestimmt studie-
ren“ vorgeführt. Die anwesenden Filmemacherinnen 
und -macher Elisabeth Rybak, Paula Kiefer, Mirjam 
Revers und Jonas Rybak stellten sich den Fragen der 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Es wurde allgemein 
als beeindruckend erlebt, was die Gruppe mit viel 
Engagement und wenig Ressourcen auf die Beine 
gestellt hatte (Zum Film finden Sie einen Artikel auf 
Seite 29 in dieser Ausgabe.).

Nach dem Abendessen stellten André Bleicher 
und Stefan Padberg vor, wie es mit der Zeitschrift 
weitergehen könnte. Zur Sprache kamen die schon 
in der letzten Ausgabe geschilderte finanzielle 
Schieflage sowie die Notwendigkeit, sich stärker 
von der Binnenorientierung zu lösen. Beides führt 
dazu, dass in größerem Umfang Stiftungsmittel 
eingeworben werden müssen. Dies wirft wiederum 
die Frage nach der Herausgeberschaft auf, denn für 
einen selbst finanzierten Rundbrief ist bei Stiftungen 
wenig Resonanz zu erwarten. Ein erster Entwurf zur 
Überarbeitung des Layouts wurde vorgestellt und mit 
differenziertem Feedback diskutiert.

http://www.dreigliederung.de/
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In der weiteren Aussprache wurde unter anderem 
Kritik an der Positionierung des Instituts für soziale 
Gegenwartsfragen gegenüber Axel Burkart geäu-
ßert. In einer prominenten Veröffentlichung auf der 
Website www.sozialimpulse.de ist die mangelnde 
Abgrenzung anthroposophischer Akteure von 
rechtsextremen Kräften thematisiert und mit vielen 
Beispielen belegt, darunter auch die Position Axel 
Burkarts. In der Dreigliederungsszene gibt es jedoch 
viele Menschen, die Axel Burkarts Einsatz für Rudolf 
Steiner und die Idee der sozialen Dreigliederung 
grundsätzlich begrüßen und mit einer harten, noch 
dazu öffentlichen Abgrenzung des Netzwerks von 
Dreigliederern große Probleme haben. Der deutlich 
geäußerte Wunsch war deshalb, dass der oben 
genannte Artikel als Institutsmeinung und nicht als 
Netzwerkmeinung gekennzeichnet wird, wenn er 
schon nicht vom Netz genommen werden soll. Da-
ran schloss sich eine Diskussion über die historisch 
aus der Instituts- und Netzwerkarbeit entstandene 
gemeinsame Website an, die technisch nicht so 
leicht aufzutrennen ist. Anliegen war, dass dies in 
Zukunft möglich wird.

Ausgeruht ging es am Sonntagmorgen weiter. Am 
Ende einer Reflexion der Diskussion über die Zukunft 
der Zeitschrift wurden Stimmungsbilder eingeholt. 
Entscheidungen im rechtlich bindenden Sinne kön-
nen im Netzwerk bekanntlich nicht getroffen wer-
den, da es kein Verein oder Ähnliches ist und keine 
Satzung oder Statuten hat. Aber Stimmungsbilder 
als Feedback-Mechanismen sind in diesem Rahmen 
durchaus möglich. Der Impuls der Weiterentwicklung 
der Zeitschrift im Sinne der vorgestellten Planungen 
wurde im Großen und Ganzen von den Teilneh-
menden befürwortet. Ebenfalls wurde der Impuls 
befürwortet, die Netzwerkarbeit etwas stärker 
vom Institut wegzurücken, um für die gegenwärtig 
spürbaren Spannungen eine Form zu finden. In 
diesem Sinne wurde es begrüßt, dass Moritz Chris-
toph und Peter Wassmer sich bereit erklärten, das 
nächste Netzwerktreffen vorzubereiten. Dort soll 
die Frage, wie es mit dem Netzwerk weitergehen 
kann, im Mittelpunkt stehen. Wünschen wir uns ein 
vollausgestattetes und initiatives Netzwerkbüro oder 
möchten wir einen offenen Zusammenschluss, in dem 
die gegenseitige Wahrnehmung und der Austausch 
im Vordergrund stehen? Geplant ist deshalb auch, 
eine Arbeitsgruppe zur Zukunft des Netzwerks („AG 
Zukunft Netzwerk“) ins Leben zu rufen. Siehe dazu 
den Beitrag in diesem Heft Seite 39.

Zum Abschluss bekamen alle Initiativen die Gelegen-
heit, Termine für die kommenden zwölf Monate bis 
zum nächsten Treffen bekannt zu geben, die wir hier 
noch aufführen (soweit sie nicht bereits abgelaufen 
sind). Gerald Häfner berichtete ausführlich über die 
Hintergründe der gegenwärtig in der Allgemeinen 
Anthroposophischen Gesellschaft stattfindenden 
Satzungsdebatte. Diese dreht sich um die neue 
Austarierung des Verhältnisses zwischen individuel-
ler Initiative und anthroposophischer Gesellschaft, 
besonders im Hinblick auf die Beteiligung der nicht 
in der Nähe von Dornach wohnenden Mitglieder. 
Angestrebt wird eine moderne Satzung für das 21. 
Jahrhundert, die mithilfe einer Serie von Mitglie-

derforen und Kolloquien erarbeitet werden soll. 
Gleichzeitig soll dabei der Umstand behoben wer-
den, dass 1925 die weltweite Mitgliedergesellschaft 
mit dem auf die Institutionen um das Goetheanum 
herum ausgerichteten Bauverein vermischt wurde 
und somit ein für eine Weltgesellschaft ungeeignetes 
Rechtskleid erhalten hat.

Ein großer Dank an das Seminar für freiheitliche 
Ordnung, das die Räumlichkeiten zur Verfügung 
gestellt und für die Verpflegung gesorgt hat. Wo 
und wann das nächste Netzwerktreffen vorbereitet 
wird, lesen Sie auf Seite 40.

Termine

nn 27. Aug. - 3. Sep. 2023 
INKA, Achberg 
Camp mit Zukunftsgesprächen

nn 1. - 3. Sep. 2023 
Goetheanum, Dornach 
Sektionstagung, Thema Eigentum

nn 27. Sep. - 1. Okt. 2023 
Goetheanum, Dornach 
Goetheanum Weltkonferenz

nn 14. Okt. 2023 
Forum Kreuzberg, Berlin 
Geschichte und Gegenwart des Ost-West-Konflikts

nn 27. Okt. 2023 
Radialsystem, Berlin 
VE23: Tag des treuhändischen Unternehmertums  
(Verantwortungseigentum)

nn 24. - 26. Nov. 2023 
Goetheanum, Dornach 
Konstitution der AAG II: Was geworden ist?

nn 23. - 25. Feb. 2024 
Goetheanum, Dornach 
Konstitution der AAG III: Was werden könnte 

nn 1. - 3. März 2024 
Goetheanum, Dornach 
Sektionstagung

nn 18. - 21. Apr. 2024 
INKA, Achberg 
Schmundt-Tagung

http://www.sozialimpulse.de/
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In eigener 
Sache

Wie weiter mit der 
Zeitschrift?

Stefan Padberg

Die Ausgabe 3/2023 soll Ende Oktober '23 im neu-
en Layout erscheinen, als Probelauf und Nullnummer 
der neuen Edition der Sozialimpulse. Ab 2024 wird 
die Zeitschrift in neuer Form in Erscheinung treten.

Gegenwärtig arbeiten wir daran, unseren Autoren-
kreis zu erweitern. Wir möchten einen Herausgeber-
kreis gründen und wünschen uns mehr institutionelle 
Bezieher. Um ein Abo-System einzurichten, bedarf 
einiger rechtlicher Vorbereitungen, auch um Anzei-
genkunden gewinnen zu können, ohne dass die 
Gemeinnützigkeit des Instituts gefährdet wird.

Von Ihnen benötigen wir vor allem – Ihre Treue, 
also dass Sie weiterhin bereit sind, die Zeitschrift als 
Abonnenten zu beziehen. Einige von Ihnen haben 
das schon unaufgefordert mitgeteilt. Einzelheiten 
dazu geben wir im nächsten Heft bekannt. Diesem 
wird ein Aboformular mit Einzugsermächtigung 
beiliegen, sodass wir nahtlos auf das Aboverfahren 
umschalten können.

Aufruf zum Kostenausgleich

Darüber hinaus benötigen wir noch Ihre Förderbei-
träge für dieses Jahr. Der Stand beim Kostenbei-
tragsaufruf lag Ende Juli 2023 bei knapp 14.000 
€. Das reicht leider nicht, um eine dritte Ausgabe 
der Zeitschrift zu produzieren. Dafür würden wir 
mindestens weitere 12.000 € benötigen.

Wir bitten daher alle Leserinnen und Leser, sich am 
Kostenausgleichsverfahren zu beteiligen und ihren 
Beitrag jetzt zu leisten! Auch diejenigen, die ihren 
Kostenbeitrag gewöhnlich am Jahresende über-
weisen, möchten wir bitten, diesen wenn möglich 
vorzuziehen. Dafür herzlichen Dank!

Bitte überweisen Sie auf:

Treuhandkonto Czesla 
IBAN: DE65 6005 0101 0001 1616 25 
BIC/SWIFT-Code: SOLADEST600 
Verwendungszweck: „Sozialimpulse 
Kostenbeitrag 2023“

Spenden Sie für das 
Online-Archiv der 
Sozialimpulse!

Stefan Padberg

Es war uns seit längerem ein Anliegen, die älteren 
Ausgaben der Zeitschrift in zeitgemäßer, das 
heißt digitaler Form zur Verfügung zu stellen. Da-
bei geht es nicht nur um die Inhalte, die in dieser 
Zeitschrift über viele Jahrzehnte der Öffentlichkeit 
präsentiert worden sind. Nicht alle, vielleicht 
nicht einmal die Mehrzahl der Artikel kann den 
Anspruch erheben, eine über die Aktualität hin-
ausreichende Bedeutung zu besitzen. 

Entscheidend scheint uns vor allem aus heutiger 
Sicht der Duktus, in dem die Beiträge von Christoph  
Strawe, Udo Herrmannstorfer und vielen an-
deren verfasst worden sind: getragen von der 
Sorge um das gesellschaftliche, vielleicht sogar 
menschheitliche Ganze im angesicht von Krisen, 
die im Laufe der Jahrzehnte eher zu- als abge-
nommen haben. Zu deren Bewältigung sollten 
die Forschungsergebnisse aus dem Arbeitsansatz 
der Dreigliederung des sozialen Organismus die 
ihnen angemessene Rolle spielen. 

Dieses vielgestaltige Material in der Sichtbar-
keit zu halten und für zukünftige Generationen 
erschließbar zu machen, erfordert heute eine 
andere technische Basis. Deshalb haben wir mit 
der Programmierung eines Archivs begonnen. 
Exklusiv können Sie es unter 

https://www.sozialimpulse.de/zeitschrift/archiv 

besichtigen.

Es ermöglicht die Suche nach Autoren und Schlag-
worten. Weitere Verbesserungen am Layout und 
an der Benutzerführung sind in Arbeit.

Die weitere Digitalisierung der älteren Hefte ist 
enorm zeitaufwändig. Im ersten Schritt werden 
die Titelblätter und Inhaltsverzeichnisse digitali-
siert. Im zweiten Schritt sollen dann die wichtig
sten Artikel folgen. 

Für diese Arbeit sind wir auf Ihre finanzielle Un-
terstützung angewiesen. Wir freuen uns, wenn 
Sie durch eine Spende mitwirken.

Bitte überweisen Sie auf:

Institut für soziale Gegenwartsfragen e.V. 
IBAN: DE20 4306 0967 0012 3860 00 
BIC: GENODEM1GLS 
Verwendungszweck: „Zeitschriftenarchiv“
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Netzwerk Dreigliederung:  
Gemeinsame Vorbereitung für das Jahrestreffen 2024

Moritz Christoph , Peter Wassmer
Herzlich laden wir zum Netzwerktreffen 2024 und dessen Vorbereitung ein! Im April 2023 konnten wir mit 
dem Netzwerktreffen das langjährige Dreigliederungszentrum in Bad Boll besuchen. In 2024 reichen die 
Vorschläge vom Besuch eines Gemeinschaftsprojektes wie SonnErde bei Fulda bis hin zum Treffen mit einem 
Wirtschaftsunternehmen wie auf dem Alnatura Campus in Darmstadt. Der Ort des Treffens wird sich in den 
nächsten Wochen konkretisieren. Zeitraum wird der 12. bis 14. April 2024 sein. Den Termin dürfen Sie sich 
gerne vormerken.

Der Zeitplan und die Themenschwerpunkte werden bis Ende Oktober 2023 konkretisiert. Dafür sowie für die 
gesamte Vorbereitung des Treffens ergeht ebenfalls eine herzliche Einladung.

Schreiben Sie uns,

nn wenn Sie einen Vorschlag für den Themenschwerpunkt des Treffens 
nn oder für die Gestaltung einer Einheit haben, 
nn wenn Sie etwas ausstellen oder einbringen möchten.

Mit allen, die sich zum ersten Vorbereitungstreffen am 

Samstag, den 26. August 2023 in Stuttgart 

(wahrscheinlich im Forum 3) 

einfinden, werden wir versuchen, den zugeschickten Wünschen und Anregungen gerecht zu werden. Das 
Vorbereitungstreffen wird voraussichtlich von 13 bis 17 Uhr stattfinden. Anmeldung, Rückfragen und Ideen 
nehmen gerne entgegen:

Moritz Christoph (mchristoph2011@gmail.com) oder Peter Wassmer (peter.wassmer@dreigliederung.de)

In den nächsten Monaten wollen wir darüber hinaus die aufgeworfene Fragestellung des Netzwerktreffens 
2023 beraten: Was erwarten wir – was erwartet jede Initiative vom Netzwerk Dreigliederung? Soll es Raum 
für Begegnung und Austausch bieten, wie es in den letzten Jahren im Fokus stand? Wollen wir eine gemeinsa-
me Website für den Austausch bis hin zu einem gemeinsamen Newsletter einrichten? Soll das Netzwerk ein 
koordinierendes und projektorientiertes Büro aufbauen?

Hier sind wir gespannt, in welche Richtung unsere gemeinsame Arbeit gehen wird. Der Austausch wird auf 
jeden Fall einen Schwerpunkt des Netzwerktreffens in 2024 bilden.

Für einen Austausch haben wir als einen ersten Versuch die Mailingliste netzwerkdreigliederung@lists.posteo.de  
angelegt. Alle Mails, die an diese Adresse geschickt werden, werden allen zugestellt, die sich für die Mailing-
liste angemeldet haben. Auf dieser Internetseite können Sie sich anmelden:

https://lists.posteo.de/listinfo/netzwerkdreigliederung 

Momentan gehen die Initiativen von Moritz Christoph und Peter Wassmer aus, da beide auf dem letzten 
Jahrestreffen der Initiative Netzwerk Dreigliederung beauftragt wurden, das nächste Netzwerktreffen vorzu-
bereiten. Einige Personen aus der Dreigliederungsbewegung haben bereits ihre Mitarbeit signalisiert, sodass 
wir uns auf das Vorbereitungstreffen am 26. August 2023 in Stuttgart freuen.

Wir wünschen Ihnen eine ideenreiche Sommerzeit 
	 Moritz Christoph und Peter Wassmer

 
Institut für soziale Gegenwartsfragen  
e.V. Stuttgart

mailto:mchristoph2011@gmail.com
mailto:peter.wassmer@dreigliederung.de
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